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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 2 Minuten 

Vor s i t zen d e: Präsident Dr. Fischer, 
Zweiter Präsident Dr. Lichal, Dritte Präsidentin 
Dr. Heide Schrnidt. 

Auf der Regierungsbank: 

Bundeskanzler Dr. Franz Vranitzky, 

Vizekanzler und Bundesminister ohne Porte-
feuille Dipl.-Ing. Josef Riegler, 

die Bundesminister beziehungsweise die Bun­
desministerinnen: 

für Inneres Dr. Franz Löschnak, 

für auswärtige Angelegenheiten Dr. Alois 
Mock, 

für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 
Dipl.-Ing. Dr. Rudolf Streicher, 

für Finanzen Dkfm. Ferdinand Lacina, 

für Umwelt, Jugend und Familie Dr. Marilies 
Flernrning, 

für wirtschaftliche Angelegenheiten Dr. Wolf­
gang Schüssel, 

für Land- und Forstwirtschaft Dipl.-Ing. 01'. 
Franz Fischler, 

ohne Portefeuille lng. Harald Ettl, 

ohne Portefeuille Johanna Dohnal, 

für Wissenschaft und Forschung Dr. Erhard 
Busek, 

für Arbeit und Soziales Josef Hesoun, 

für Landesverteidigung Dr. Werner Fassl­
abend, 

für Justiz 01'. Nikolaus Michalek, 

für Unterricht, Kunst und Sport Dr. Rudolf 
Scholten, 

die Staatssekretäre beziehungsweise die Staats­
sekretärin: 

im Bundeskanzleramt Dr. Peter Jankowitsch, 

im Bundesministerium für Finanzen Or. Gün­
tel' Stummvoll, 

im Bundeskanzleramt Dr. Peter Kostelka, 

im Bundesministerium für wirtschaftliche An­
gelegenheiten Dr. Maria Fekter. 

***** 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Ich begrüße respektvoll den im Haus erschiene­
nen Herrn Bundespräsidenten. (Beifall bei SPÖ, 
ÖVP und FPÖ.) 

Die Amtlichen Protokolle der beiden letzten 
Sitzungen, nämlich der 5. und 6. Sitzung, vom 12. 
und 13. Dezember 1990 sind in der Parlamentsdi­
rektion aufgelegen und unbeanstandet geblieben. 

E n t s c h u I d i g t sind heute die Abgeordne­
ten 01'. Bruckmann, Kerschbaum, 01'. Schranz 
und Dkfm. Holger Bauer. 

Mandatsverzichte und Angelobungen 

Präsident: Von der Hauptwahlbehörde ist die 
Mitteilung eingelangt, daß folgende Abgeordnete 
auf ihr Mandat verzichtet haben: Dipl.-Ing. Josef 
Riegler, Dr. Franz Fischler, Dr. Erhard Busek, 
Or. Wolfgang Schüssel, Dr. Maria Fekter, Dr. 
Alois Mock, Dr. Günter Stummvoll, losef He­
soun, Dr. Peter lankowitsch und Or. Franz Vra­
nitzky. 

In den Nationalrat berufen wurden folgende 
Damen und Herren: Dr. Gilbert Frizberg, Or. 
Sixtus Lanner, losef Arthold, Ingrid Korosec, Or. 
Gerfrid Gaigg, Walter Riedl, Christine Haager, 
Gabriele Binder und Dr. Hilde Hawlicek. 

Die Wahlscheine der Genannten liegen bereits 
vor, und da sie im Hause anwesend sind, werden 
wir sogleich ihre Angelobung vornehmen. 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel und über 
Namensaufruf durch den Schriftführer werden 
die neuen Mandatare ihre Angelobung mit den 
Worten "Ich gelobe" zu leisten haben. 

Ich darf daher nunmehr den Schriftführer, 
Herrn Abgeordneten Auer, um die Verlesung der 
Gelöbnisformel für die genannten neuen Abge­
ordneten und den Namensaufruf ersuchen. 

(Schriftführer Alle r verliest die Getöbnisfor­
met. - Die Abgeordneten Dr. Fr i z b erg, Dr. 
L an 11 e r, Art hol d, Ingrid Kor 0 sec, Dr. 
Ga i g g, R i e d L, Christlne H a ag e r, Gabrie­
le Bin der und Dr. HiLde Ha w l i c e k leisten 
die AngeLobung.) 

Präsident: Ich begrüße die neuen Kolleginnen 
und Kollegen sehr herzlich in unserer Mitte. (All­
gemeiner Beifall.) 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Seit der letzten Sitzung sind die 
schriftlichen Anfragen 157/1 bis 174/1 einge­
bracht worden. 
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Präsident 

Dem Ausschuß für Petitionen und Bürgerin­
itiativen wurde 

die Pet i t ion Nummer 2 betreffend Forde­
rungen im Zusammenhang mit der Veränderung 
des Pensionsanfallsalters von Frauen 

zugewiesen. 

Den eingelangten Tätigkeitsbericht des Rech­
nungshofes über das Verwaltungsjahr 1989 (III- 7 
der Beilagen) weise ich 

dem Rechnungshofausschuß zu. 

Eingelangt ist weiters die Vorlage: 

Bericht der Bundesregierung betreffend das auf 
der 74. Tagung der Internationalen Arbeitskonfe­
renz angenommene Übereinkommen Num­
mer 163 über die soziale Betreuung der Seeleute 
auf See und im Hafen und Empfehlung Num­
mer 173 betreffend denselben Gegenstand (III-14 
der Beilagen). 

Im Einvernehmen mit den Mitgliedern der Prä­
sidialkonferenz schlage ich gemäß § 28a der Ge­
schäftsordnung vor, von der Zuweisung dieses 
Gegenstandes an einen Ausschuß abzusehen und 
ihn auf die Tagesordnung einer der nächsten Sit­
zungen zu stellen. 

Widerspruch hiegegen wird nicht erhoben. 

Ich ersuche den Herrn Schriftführer um die 
weitere Verlesung des Einlaufes. - Bitte, Herr 
Schriftführer. 

Schriftführer Auer: 

"An den 

Präsidenten des Nationalrates 

Or. Heinz Fischer 

Parlament 

1017 Wien 

Ich beehre mich mitzuteilen. daß der Herr 
Bundespräsident mit Entschließung vom 17. De­
zember 1990 Zl. 1006/1/1990, mich gemäß Ar­
tikel 70 Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes 
zum Bundeskanzler ernannt hat. 

Weiters hat der Herr Bundespräsident auf mei­
nen Vorschlag ernannt: 

gemäß Artikel 70 Abs. 1 des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes 

Herrn Dipl.-Ing. Josef Riegler zum Vizekanzler 
und in Verbindung mit Artikel 78 Abs. 1 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes zum Bundesminister 
ohne Portefeuille, 

Herrn Or. Alois Mock zum Bundesminister für 
auswärtige Angelegenheiten, 

Herrn Or. Wolfgang Schüssel zum Bundesmi­
nister für wirtschaftliche Angelegenheiten, 

Herrn Präsidenten der Kammer für Arbeiter 
und Angestellte für Niederösterreich Josef He­
soun zum Bundesminister für Arbeit und Sozia­
les, 

Herrn Okfm. Ferdinand Lacina zum Bundes­
minister für Finanzen, 

Herrn Or. Franz Löschnak zum Bundesmini­
ster für Inneres, 

Herrn Präsidenten der Österreichischen Nota­
riatskammer Or. Nikolaus Michalek zum Bundes­
minister für Justiz, 

Herrn Or. Werner Fasslabend zum Bundesmi­
nister für Landesverteidigung, 

Herrn Oipl.-Ing. Or. Franz Fischler zum 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 

Frau Or. Marilies Flemming zur Bundesmini­
sterin für Umwelt, Jugend und Familie, 

Herrn Generalsekretär des Österreichischen 
Bundestheaterverbandes Dr. Rudolf Scholten 
zum Bundesminister für Unterricht, Kunst und 
Sport, 

Herrn Oipl.-Ing. Or. Rudolf Streicher zum 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr, 

Herrn Or. Erhard Busek zum Bundesminister 
für Wissenschaft und Forschung, 

Herrn Ing. Harald Ettl in Verbindung mit Ar­
tikel 78 Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes 
zum Bundesminister ohne Portefeuille, 

Frau Staatssekretärin Johanna Oohnal in Ver­
bindung mit Artikel 78 Abs. 1 des Bundes-Ver­
fassungsgesetzes zur Bundesministerin ohne 
Portefeuille. 

Gemäß Artikel 70 Abs. 1 in Verbindung mit 
Artikel 78 Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgeset­
zes hat der Herr Bundespräsident 

Herrn ao. und bev. Botschafter Dr. Peter Jan­
kowitsch und Herrn Bundesrat Dr. Peter Kostel­
ka zu Staatssekretären ernannt und sie zur Unter­
stützung in der Geschäftsführung und zur parla­
mentarischen Vertretung dem Bundeskanzler 
beigegeben, 

Herrn Okfm. Dr. Günter Stummvoll zum 
Staatssekretär ernannt und ihn zur Unterstützung 
in der Geschäftsführung und zur parlamentari-
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schen Vertretung dem Bundesminister für Finan­
zen beigegeben, 

Frau Dr. Maria Fekter zur Staatssekretärin er­
nannt und sie zur Unterstützung in der Ge­
schäftsführung und zur parlamentarischen Ver­
tretung dem Bundesminister für wirtschaftliche 
Angelegenheiten beigegeben. 

Vranitzky" 

Präsident: Ich bitte um Kenntnisnahme. 

Absehen von der 24stündigen Auflagefrist 

Präsident: Meine Damen und Herren! Um den 
Punkt 9 der heutigen Tagesordnung in Verhand­
lung nehmen zu können, ist es gemäß § 44 Abs. 2 
der Geschäftsordnung erforderlich, von der 
24stündigen Auflagefrist abzusehen. 

Dabei handelt es sich um den Bericht des Aus­
schusses für Wissenschaft und Forschung über 
den Antrag 44JA der Abgeordneten Dr. Brünner, 
Dr. StippeI, Klara Motter und Genossen betref­
fend ein Bundesgesetz. mit dem das Allgemeine 
Hochschul-Studiengesetz geändert wird (35 der 
Beilagen). 

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Ab­
standnahme von der Auflagefrist für diesen Aus­
schußbericht ihre Zustimmung geben, um ein 
diesbezügliches Zeichen. - Danke. Das ist mit 
M ehr he i t a n gen 0 m m e n. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Es ist weiters vorgeschlagen, die De­
batte über die Punkte 6 bis 8 der heutigen Tages­
ordnung zusammenzufassen. 

Wird dagegen eine Einwendung erhoben? -
Das ist nicht der Fall. Daher werden wir so vorge­
hen. 

1. Punkt: Erklärung der Bundesregierung 

Präsident: Wir gehen nunmehr in die Tages­
ordnung ein und gelangen zum 1. Punkt: Erklä­
rung der Bundesregierung. 

Ich begrüße die Mitglieder der neugebildeten 
Bundesregierung hier im Haus und erteile nun­
mehr dem Herrn Bundeskanzler Dr. Vranitzky 
das Wort. - Bitte, Herr Bundeskanzler. 

lI.l1 
Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Herr Präsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hohes 
Haus! Ich freue mich, Ihnen heute die neue Bun­
desregierung zu präsentieren, und ersuche Sie, als 
die g~wählten Vertreter der Österreicherinnen 
und Osterreicher, um Ihre Unterstützung bei der 
Umsetzung des umfangreichen Arbeitspro-

gramms dieser Bundesregierung. Diese Frauen 
und Männer sind unter meiner Führung aufgeru­
fen, in den kommenden vier Jahren die Weichen 
in allen wichtigen Lebensbereichen unseres Lan­
des so zu stellen, daß die neuen Herausforderun­
gen bewältigt werden können und unser Land 
wohlvorbereitet in Richtung des Jahres 2000 
steuert. 

Betrachtet man die Entwicklung der Dinge in 
Österreich in den vergangenen 45 Jahren, so ha­
ben wir in Österreich Grund zur Selbstsicherheit. 
Viel ist in diesem Land geleistet worden, viel ha­
ben die Österreicherinnen und Österreicher ge­
tan, um unser Land auf den hohen Standard zu 
bringen, auf den wir heute stolz sein dürfen. Das 
gibt, wie gesagt. Grund zur Selbstsicherheit, aber 
nicht Grund zur Selbstzufriedenheit für alle Zu­
kunft. Selbstzufriedenheit führt rasch zu Be­
quemlichkeit und Bequemlichkeit zu Fortschritts­
feindlichkeit. Diese selbst würde wieder in den 
Stillstand münden. Und Stillstand ist nur ein an­
deres Wort für Rückschritt. 

Aus dem Eintreten gegen jeglichen Rückschritt 
leitet sich dieses Bekenntnis zum Fortschritt ab. 
der mehrere Facetten hat. So bedeutet er sicher­
lich technischen Fortschritt, bedeutet Erneue­
rung, High-Tech, Computerisierung und Moder­
nisierung - dies alles unter prinzipieller Be­
dachtnahme auf Natur, auf Umwelt. auf Mensch­
lichkeit. Lebensqualität, Solidarität und Toleranz. 

Fortschritt hat aber auch eine zutiefst politi­
sche Dimension. Ich meine. er bedeutet in diesem 
Sinn die kritische Auseinandersetzung mit Zu­
ständen. Die Gesellschaft muß immer wieder prü­
fen, was an den herrschenden Zuständen er hal­
tenswert ist und was einer Änderung bedarf. Än­
derung selbst ist notwendig, um sich nicht einer 
doppelten Gefahr auszusetzen: nämlich erstens 
an Zuständen festzuhalten, an die sich zwar etli­
che gewöhnt haben, die aber andere - kritisch 
Denkende - nicht mehr akzeptieren, und zwei­
tens an Zuständen festzuhalten, die gestern und 
heute ihre Richtigkeit hatten, die aber auf die 
Fragen von morgen keine Antworten mehr ge­
ben. 

Dafür gibt es Beispiele aus dem täglichen Le­
ben, etwa aus dem Bereich der Wirtschaft: Wäh­
rend man früher die Einrichtungen der Staatsbü­
rokratie als notwendig akzeptierte, will man sich 
heute durch sie nicht mehr zwangsbeglücken las­
sen. Bewilligungen, wettbewerbsregulierende Be­
stimmungen, all das geht in die Richtung, sich 
heute freier bewegen zu können, mehr auf die 
eigene Tüchtigkeit zu vertrauen als auf den staat­
lichen Schutz. So wird insbesondere für junge, ri­
sikobereite und unternehmensbereite Menschen 
der freie Zugang für wichtiger erachtet als die 
Schutzformen. 

7. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)8 von 83

www.parlament.gv.at



324 Nationalrat XVIII. GP - 7. Sitzung - L8. Dezember 1990 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky 

Die Interessenvertretungen unserer Sozialpart­
nerschaft gewinnen damit eine neue Bedeutung. 
Auch hier ist da und dort Kritik laut geworden. 
Die Interessenvertretungen mögen das als unge­
recht empfinden, weil sie ja das Beste wollen. 
Trotzdem müssen sie sich der neuen Herausfor­
derung stellen, um nicht unterzugehen, weil sie 
wirklich gebraucht werden und auch funktionie­
ren müssen. 

Nicht unähnlich verhält es sich mit den politi­
schen Parteien. Sie werden heute von vielen Men­
schen als Selbstzweck angesehen, die für den ein­
zelnen bestimmte Annehmlichkeiten zu vergeben 
haben: Posten, Wohnungen, Gewerbeberechti­
gungen, Darlehen. 

Wir müssen nun darangehen, unsere parlamen­
tarische Demokratie, die ein unzweifelhaft hohes 
Gut an sich ist, gedanklich und einstellungsmäßig 
umzubauen. Die Stärke im Wettstreit der Ideen, 
die inhaltliche Unbestechlichkeit und die Qualität 
der Führung der Republik zu guten und glück­
haften Zielen müssen die Angebote an den Staats­
bürger sein. Es muß gelingen, diese Ziele der Po­
litik dem Staatsbürger so nahe zu bringen, daß er 
ausreichend Vertrauen schöpft und die notwendi­
ge Geborgenheit erkennt, innerhalb derer er sein 
Schicksal in die eigene Hand nimmt, weil er damit 
die Erkenntnis verbindet, im Ernstfall auch nicht 
im Stich gelassen zu werden. 

Hohes Haus! Bei den jLlOgsten Nationalrats­
wahlen entfielen 80 Sitze wieder an die Sozialisti­
sche Partei. Die Österreich ische Volkspartei er­
hielt 60, die Freiheitliche Partei 33 Sitze, und die 
Grünalternative Liste ist durch 10 Abgeordnete 
im Nationalrat vertreten. Keine Partei ist dem­
nach so stark, daß an die Bildung einer Alleinre­
gierung zu denken gewesen wäre. 

Die Sitzverhältnisse im Hohen Haus haben von 
allem Anfang an den Weg zur Zusammenarbeit 
nahegelegt. Zwar gab es rein arithmetisch mehre­
re Formen der Zusammenarbeit. doch wiesen die 
Herausforderungen, die gerade in den kommen­
den Jahren auf uns warten, von Anfang an den 
Weg in Richtung einer Zusammenarbeit auf einer 
möglichst stabilen und damit breiten Basis. Ich 
habe diese Meinung ohne Kompromiß und ohne 
Augenzwinkern bereits in der Zeit vor der Wahl 
vertreten, sie wurde durch das Wahlergebnis be­
stätigt. Die Zusammenarbeit der beiden großen 
Parteien dieses Hauses war und ist in dieser Situa­
tion - so meine ich jedenfalls - der einzig 
gangbare Weg - eine Meinung übrigens, der sich 
auch unser Staatsoberhaupt anschloß, als es mich 
mit der Bildung einer Bundesregierung beauf­
tragte. 

Der Herr Bundespräsident hat mich unmittel­
bar nach den Wahlen am 7. Oktober mit der Re­
gierungsbildung beauftragt. Ich habe diesen Auf-

trag angenommen und unverzüglich die Gesprä­
che mit der Österreichischen Volkspartei begon­
nen. Diese Gespräche sind nunmehr erfolgreich 
abgeschlossen worden. Rund 70 Tage haben die 
Bildung dieser Bundesregierung und die Ausar­
beitung ihrer Arbeitsgrundlage gedauert. Das ist, 
verglichen mit der Dauer von Regierungsbildun­
gen in der Nachkriegszeit, quantitativ nicht viel. 
Noch wichtiger erscheint mir jedoch, daß diese 
70 Tage qualitativ sehr gut genutzt wurden, um 
ein Arbeitsprogramm zu erarbeiten, das in vieler­
lei Hinsicht einen Qualitätssprung aufweist. Ich 
sage es ohne diplomatische Rücksicht: Mit diesem 
Arbeitsprogramm wurden auch Tabus gebrochen, 
die bis vor kurzem noch unüberwindbar schienen. 

Wir haben es uns bei der Erstellung des Ar­
beitsprogramms nicht leichtgemacht. In einer er­
sten Stufe haben die Experten beider Parteien in 
20 Untergruppen die wichtigsten Themen unse­
rer Zeit aufgearbeitet und mit den Wertvorstel­
lungen der beiden Parteien verknüpft und abge­
glichen. In einer zweiten Phase trachteten die ei­
gentlichen Verhandlungsteams danach, die beste­
henden Unterschiede zu einem politischen Kom­
prorniß zu führen. Und wir kamen so zu einem 
Arbeitsübereinkommen, das mit rund 150 Seiten 
das zentrale Dokument für die politische Arbeit 
der Bundesregierung in den kommenden vier 
Jahren sein wird. 

Erst nach Fertigstellung der sachpolitischen 
Grundlage gingen wir daran, die Frage eier Zu­
ständigkeiten anzusprechen und in einer abschlie­
ßenden Phase die einzelnen Kompetenzen mit 
Personen zu verknüpfen. Dieses System hat sich 
im Grundsatz bewährt. Durch die Arbeiten in den 
Untergruppen wurden die eigentlichen Koali­
tionsverhandlungen entlastet und unnötige Rei­
bungsflächen von Haus aus abgebaut. 

Durch elie Behandlung der immer als sensibel 
angesehenen Kompetenz- und Personalfragen am 
Schluß wurde elie sachpolitische Einigung in zeit­
licher und inhaltlicher Hinsicht entlastet. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Zusammenarbeit zwischen der Sozialistischen 
Partei und der Österreichischen Volkspartei hat 
sich in elen vergangenen vier Jahren bewährt. 
Nach 20 Jahren konträrer Rolle in Regierung be­
ziehungsweise Opposition funktionierte die Zu­
sammenarbeit schon bald in einer Art und Weise, 
daß viel für unser Land erreicht werden konnte. 
Die große Steuerreform, die Wettbewerbsstär­
kung der verstaatlichten Industrie, eine offensive 
Familienpolitik, unser Antrag auf Mitgliedschaft 
bei eier Europäischen Gemeinschaft und eine be­
wußte Umwelt- und Verkehrspolitik waren volle 
Erfolge und sind wegen ihrer positiven Auswir­
kungen für breite Schichten unserer Bevölkerung 
spürbar geworden. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 
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Trotzdem muß an dieser Stelle festgehalten 
werden: Beide Parteien bilden eine gemeinsame 
Regierung, aber sie sind weiter eigenständige Par­
teien auf Basis ihrer Geschichte, ihrer Werte und 
ihrer Vorstellungen über die Zukunft. Entgegen 
allen politischen Unkenrufen sind sie nicht zu ei­
nem Einheitsbrei der Vorstellungen verschmol­
zen. So gab und gibt es immer wieder Problem­
stellungen, bei denen der unterschiedliche Stand­
punkt deutlich zum Ausdruck kommt und die ge­
meinsame Position erst erarbeitet werden muß. 

Ich sage dies alles deswegen, weil von beiden 
Seiten her immer wieder Kritik geübt wird. 
Kommt eine Entscheidung rasch zustande, wird 
kritisiert, daß die Parteien ihre Konturen aufge­
geben haben. Braucht die Entscheidung einmal, 
gerade wegen dieser Konturen, aber länger, wird 
auch dieser Umstand kritisiert. Ich sage dies vor­
ausschauend auf unsere Zusammenarbeit in den 
kommenden vier Jahren, bei der es mir vor allem 
darum geht, daß Erfolg und Arbeit dieser Bun­
desregierung an der Erfüllung dessen gemessen 
werden. was wir uns an Arbeit für die kommende 
Legislaturperiode vorgenommen und im gemein­
samen Arbeitsübereinkommen festgelegt haben. 

Hohes Haus! Die Arbeit der vergangenen vier 
Jahre stand im Zeichen einer umfassenden Mo­
dernisierung für Österreich. Diese gilt es nun wei­
terzuführen. Wir müssen dabei eine Reihe von 
Herausforderungen berücksichtigen, die sich vor 
vier Jahren entweder überhaupt nicht oder nicht 
in dieser Form gestellt haben. 

An erster Stelle ist hier sicher die internationale 
Entwicklung zu nennen. Sie ist bestimmt durch 
die überfällige, aber in ihrer Intensität doch über­
raschend gekommene Öffnung im Osten Europas 
und im Westen unseres Erdteils durch die zuneh­
mende Integration, von der auch unser Land im­
mer stärker beeinflußt wurde und wird. 

Als ebenso wichtige Herausforderung nenne 
ich jene der Umwelt, die sich mit immer größerer 
Dringlichkeit stellt und für die unsere Sensibilität 
immer ausgeprägter wird. Als aktuelles Beispiel 
zitiere ich das Atomkraftwerk in Bohunice, nicht 
unweit von unseren Grenzen. 

Die dritte Herausforderung besteht darin, un­
seren hohen Lebensstandard im komplexer wer­
denden internationalen Umfeld zu sichern, nicht 
zuletzt dadurch, daß wir den neuentstandenen 
Demokratien im Osten Hilfestellung geben. Das 
bedeutet aber, daß unsere Wirtschaft Kraft haben 
muß, damit unsere hohen Standards bei Einkom­
men, Konsum und sozialer Sicherheit auch in Zu­
kunft abgesichert sind. 

Die vierte Herausforderung für die Regierungs­
politik in den kommenden Jahren ist sicher ein 

neues Selbstverständnis des einzelnen und damit 
auch seines Verhältnisses zur Politik. 

Und die fünfte Herausforderung richtet sich an 
den Wunsch nach einem generell offenen und to­
leranten geistigen Klima in unserem Land. 

Hohes Haus! Im Bewußtsein der neuen Aufga­
ben und Herausforderungen, die sich zurzeit stel­
len, ist es der zentrale Leitgedanke für die Regie­
rungsarbeit, zu einer neuen nächsten Qualitäts­
stufe für Österreich zu kommen. Die Arbeit in 
allen Ressorts, die gesamte Regierungspolitik, je­
des einzelne Regierungsvorhaben müssen sich an 
dieser neuen Qualität für unser Land orientieren. 

Ich sehe insgesamt - zusammengefaßt - fünf 
Gebiete. auf denen wir zu einer neuen Wertung 
kommen müssen: 

Erstens: zu einer neuen demokratischen Wer­
tung. Die Zukunft unserer Gesellschaft, unseres 
Landes wird in hohem Maß davon abhängen, in­
wiefern sich der einzelne Bürger. die einzelne 
Bürgerin in dieser Gesellschaft wiedererkennen 
und bereit sind, sich an den politischen Entschei­
dungsprozessen auch zu beteiligen. Es geht dar­
um, unsere politischen Einrichtungen nicht über 
Bord zu werfen, sondern sie so zu reformieren, 
daß sie zu mehr Offenheit und zu mehr Demo­
kratie und Beteiligung des einzelnen am politi­
schen Leben beitragen. 

Wir haben deshalb eine Wahlrechtsreform vor­
gesehen, mit der der persönliche Kontakt zwi­
schen Wählern und den zu Wählenden verstärkt 
wird. 

Wir haben deshalb eine Reform der Kammern 
beschlossen, um sie für den einzelnen attraktiv zu 
machen und ihre wichtige Rolle in der Sozialpart­
nerschaft zu erhalten, und wir haben ein Bürger­
beteiligungsverfahren vor der Bewilligung von 
Großprojekten in unser Arbeitsprogramm ge­
schrieben. 

Wir sprechen zweitens von einer neuen ökolo­
gischen Wertung. Der Gedanke, daß wir mit un­
serer Umwelt unsere eigenen Lebensgrundlagen 
erhalten, hat sich in unserem Land durchgesetzt 
und allgemeine Akzeptanz gefunden. Schon bis­
her hatten wir Maßnahmen zum Schutz der Um­
welt gesetzt, die unser Land in Sachen Umwelt zu 
einem Vorbild in Europa und auf der Welt ge­
macht haben. Diesen Status gilt es, nicht aus ei­
nem falsch verstandenen Konkurrenzverständnis, 
sondern deswegen zu erhalten, weil wir damit Au­
torität in Fragen der Umwelt haben. Und diese 
Autorität wollen wir zunehmend auch internatio­
nal einsetzen. 

Die jüngste Zeit hat uns deutlich die Vernetzt­
heit des internationalen Systems in Sachen U m­
welt vor Augen geführt. Treibhauseffekt und 
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Ozonloch sind für uns nicht nur Schlagworte. 
sondern Erscheinungen, gegen die wir auch inter­
national mit allen uns zu Gebote stehenden Mit­
teln auftreten müssen. Und der jüngste Bericht 
über das Atomkraftwerk in Bohunice nahe unse­
rer Grenze hat gezeigt, daß die Erhaltung unserer 
ureigenen Umwelt nicht an unseren Grenzen 
haltmachen kann. 

Wir haben uns deshalb vorgenommen, den in­
ternationalen Bemühungen zur Erhaltung der 
Umwelt besondere Priorität einzuräumen. Wir 
werden massiv für ein AKW -freies Miueleuropa 
und für die Verabschiedung einer Alpenschutz­
konvention eintreten, und wir werden einen wich­
tigen Beitrag zur Erstellung einer internationalen 
Umweltcharta leisten. (Beifall bei SPÖ lind 
ÖVP.) 

Wir werden in unserem Land selbst eine Ab­
wasserabgabe einführen, damit die Ableitung von 
Verschmutzungen in unsere Gewässer bestraft 
wird. Wir haben uns auf eine Aktion "Saubere 
Flüsse" geeinigt, damit unsere Fließgewässer Ba­
dequalität erreichen. und wir setzen auf die ver­
besserte Information und die Mitsprachemöglich­
keiten der Bürger unseres Landes im U mweltbe­
reich. 

Drittens: zu neuen wirtschaftlichen Wertungen. 
Was die Wirtschaftskraft angeht, gehört unser 
Land, auf seine Größe bezogen, zu den stärksten 
in der Welt. Wir wollen diesen Status halten, da­
her dürfen wir keine unternehmerischen Talente 
ungenutzt lassen und müssen voll auf die Moder­
nisierung unserer Wirtschaft setzen. Das betrifft 
nicht nur die Technik, sondern vor allem die Or­
ganisation des gesamten Wirtschaftens und insbe­
sondere die Frage des Zugangs zur Wirtschaft 
und zum Wirtschaften. 

Angesichts der generellen Öffnung und Globa­
lisierung der wirtschaftlichen Abläufe wird es be­
sonders notwendig sein, einen starken österreich i­
sehen Kernbereich unserer Wirtschaft zu haben. 
Die Entscheidungen sollen in Österreich fallen, 
und sie sollen für Österreich fallen. 

Wir haben deshalb in das Regierungsprogramm 
ein verbessertes Wettbewerbsrecht, die Erleichte­
rung des Zugangs zur Gewerbeausübung, ein 
neues Konzernrecht und verbesserten Konsu­
mentenschutz aufgenommen. 

Wir haben uns auf die Grundsätze einer Steu­
erreform geeinigt, die für alle Bereiche - Arbeit­
nehmer, Familien, Konsumenten und Unterneh­
mungen - Verbesserungen bringen soll, und wir 
werden das Förderungswesen reformieren, unsere 
Landwirtschaft an die Bedingungen der EG her­
anführen. 

Wir haben uns - viertens - zu einer neuen 
sozialen Wertung bekannt. Unser Bekenntnis zur 
Leistung ist eng verbunden mit einem Bekenntnis 
zur Absicherung all jener, die aus gesundheitli­
chen, Alters- oder sonstigen Gründen ihre Lei­
stungen nicht so erbringen können, wie sie es wol­
len. 

Wir werden deshalb Vorkehrungen treffen, da­
mit unsere Mindestpensionisten, nämlich die 
Ausgleichszulagenbezieher, wenigstens 7 500 S 
monatlich erhalten. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Wir werden langfristig eine Harmonisierung 
der Pensionen anstreben. 

Wir werden in den kommenden vier Jahren 
Maßnahmen setzen, um das Erziehen von Kin­
dern zu fördern, und wir werden auf dem Sektor 
Gesundheit die Vorsorge stärker als bisher beto­
nen. 

Und schließlich - fünftens -: zu neuen Wer­
tungen im geistigen und kulturellen Leben. Einer 
der zentralen Punkte unserer Bemühungen ist die 
Sicherung eines Klimas der geistigen Offenheit 
und Toleranz in Österreich, das möglichst viel an 
Kreativität in unserem Land hervorbringt. Damit 
ist Österreich längerfristig am meisten gedient. 

Es gilt, alle Talente, die es in unserem Land 
gibt. aufzuspüren und zu fördern. Wir dürfen kei­
ne Fähigkeiten brachliegen lassen, keine Idee von 
vornherein abschieben. nur weil sie zu unkonven­
tionell ist. Und wir müssen vor allem sehen, daß 
der Reichtum eines Landes nicht nur in Geld, 
sondern auch an dem zu messen ist, was ein Land 
an .geistig~r Leistung hervorbringt. (Beifall bei 
SPO und 0 VP.) 

Wir werden deshalb Wissenschaft und For­
schung weiterhin budgetär bevorzugen, und wir 
werden die Studien durch mehr Praxisorientie­
rung, Internationalisierung und Verkürzung der 
Studienzeiten modernisieren. 

Wir werden im Unterrichtswesen den Schwer­
punkt auf Internationalisierung und interkultu­
relles Lernen legen und danach trachten, ver­
schiedene Maßnahmen zur Förderung einer 
österreichischen Kulturidentität zu setzen, wobei 
unser Blick von der Förderung neuer Kulturin­
itiativen über die Filmförderung bis hin zu den 
Medien geht. 

Hohes Haus! Die Bundesregierung hat sich die 
Verwirklichung eines sehr umfangreichen und 
detaillierten Programms vorgenommen, das 
Österreich auf die Jahrtausendwende vorbereiten 
und ihm einen festen und anerkannten Platz in 
Europa sichern soll. Es ist dies wohl der umfas­
sendste Katalog von Maßnahmen, der je von einer 
Bundesregierung vorgelegt wurde und der in der 
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nächsten Legislaturperiode zu verwirklichen sein 
wird. 

Ich komme damit zu den einzelnen Sachberei­
ehen und den konkreten Maßnahmen. die es um­
zusetzen gilt: 

Die Bewältigung der Aufgaben, die vor uns lie­
gen. bedarf nicht nur eines hohen Maßes an Ver­
trauen, sondern vor allem auch der Mitwirkung 
der Staatsbürgerinnen und -bürger in unserem 
Land. Die Menschen wollen heute öfter, direkter 
und auch unmittelbarer an politischen Entschei­
dungen mitwirken. Demokratisierung bedeutet 
Beteiligung und Mitwirkung auf allen Ebenen der 
Politik, Demokratisierung bedeutet aber auch Of­
fenlegung, Transparenz und Kontrolle. Politik 
machen in den neunziger Jahren heißt deshalb, 
den Menschen ein permanentes Angebot zur poli­
tischen Zusammenarbeit zu stellen, ein Angebot, 
das bei ihren ureigensten Problemen ansetzt und 
sich um deren politische Lösung bemüht. Dazu ist 
es notwendig, den unmittelbaren Kontakt zu den 
Wählern zu stärken. 

Die Bundesregierung bekennt sich daher zu ei­
ner grundlegenden Reform des österreichischen 
Wahlrechts. Diese Reform soll innerhalb der 
nächsten sechs Monate verwirklicht werden. Es 
sollen dabei kleinere Wahlkreise den persönli­
chen Kontakt zwischen Wählern und Gewählten 
verbessern. Ein wirksames Vorzugsstimmensy­
stem wird den Einfluß auf die tatsächliche Zu­
sammensetzung des Nationalrats verstärken. Die 
Mandatsvergabe soll künftig auf drei Ebenen er­
folgen. nämlich der der Wahlbezirke, der Bundes­
länder und einer gesamtösterreichischen Ebene. 
Künftig wird etwa die Hälfte der Nationalratssitze 
in rund 45 Wahlbezirken, die restlichen Mandate 
werden in 9 Landeswahlkreisen und einem Wahl­
kreisverband vergeben werden. Um dem Gedan­
ken der Wahlgerechtigkeit Genüge zu tun, sollen 
die Stärkeverhältnisse der Parteien der Relation 
der abgegebenen Stimmen entsprechen. wobei je­
doch zur Vermeidung von Splittergruppierungen 
eine 4-Prozent-Klausel vorgesehen ist. 

Bei der letzten Nationalratswahl konnten erst­
mals auch Österreicherinnen und Österreicher, 
die im Ausland leben, ihre Stimme abgeben. Die 
Erfahrungen dieses Wahlgangs sollen genutzt 
werden. um administrative Hemmnisse zu beseiti­
gen. 

Neben den verbesserten und erweiterten Mög­
lichkeiten der unmittelbaren Mitwirkung kommt 
in einer reifen Demokratie auch der Kontrolle 
eine große Bedeutung zu. In diesem Zusammen­
hang nimmt der Rechnungshof eine wichtige Rol­
le ein, für die auch die nötigen, seiner Aufgabe 
angepaßten Strukturen zu schaffen sind. 

Meine Damen und Herren! Unser demokrati­
sches System zeichnet sich auch dadurch aus, daß 
es nicht zentralistisch, sondern förderalistisch or­
ganisiert ist. Die Bundesregierung bekennt sich 
zum Prinzip des Föderalismus und sieht in ihm 
einen wichtigen Baustein gerade auch für ein zu­
künftiges Europa. Den Bundesländern und dem 
Bundesrat ist daher im Integrationsprozeß und 
insbesondere bei den Verhandlungen Österreichs 
mit der EG ein Informations- und Mitwirkungs­
recht einzuräumen. Die Arbeiten zur Umsetzung 
einer zeitgemäßen Aufgabenverteilung zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden werden fortge­
setzt. ebenso wie die Arbeiten zur Erfüllung des 
Forderungskatalogs der österreichischen Bundes­
länder. 

Mit all diesen Maßnahmen soll sichergestellt 
werden. daß die Bundesregierung den neuen und 
erfreulicherweise gestiegenen Anforderungen an 
unser demokratisches System flexibel Rechnung 
trägt. 

Hohes Haus! Das Vertrauen in eine Demokra­
tie wird naturgemäß stark vom Vertrauen in den 
Rechtsstaat geprägt. Ein anerkannter Rechtsstaat 
und ein funktionierender Justizapparat sind die 
Garanten für eine gefestigte Demokratie. 

Die Bundesregierung bekräftigt ihren Willen. 
die Justiz aus partei- und tages politischen Ausein­
andersetzungen. aber auch aus Versuchen, auf sie 
Einfluß zu nehmen, herauszuhalten. 

Es ist aber auch notwendig, begonnene Rechts­
reformen fortzusetzen und mehr Bürgernähe, 
eine Steigerung der Leistungsfähigkeit der Justiz 
und eine raschere Durchführung der Verfahren 
sicherzustellen. 

Einer der Schwerpunkte in diesem Bereich 
wird die Gesamtreform des gerichtlichen Straf­
verfahrens sein. Dabei sollen die Waffengleich­
heit von Anklage und Verteidigung sichergestellt, 
die Unschuldsvermutung beachtet und das Ver­
fahren ohne Verzicht auf rechtsstaatliche Kaute­
len gestrafft und beschleunigt werden. Die guten 
Erfahrungen mit einem modernen Jugendge­
richtsgesetz sollen auch für das Erwachsenen­
strafrecht nutzbar gemacht werden. 

Die bilaterale Zusammenarbeit mit den neuen 
Demokratien in Osteuropa wird im Interesse ei­
ner effizienten Bekämpfung des sogenannten Kri­
minaltourismus ausgebaut. Das Straßenverkehrs­
recht soll weiter entkriminalisiert werden. 

Der Strafvollzug ist im Licht der europäischen 
Strafvollzugsgrundsätze zeitgemäß neu zu gestal­
ten, wobei auch Augenmerk darauf gelegt werden 
wird, die Häftlingsarbeit menschenwürdig zu ent­
lohnen. Die Bundesregierung wird jedenfalls ihre 
Bemühungen um eine Modernisierung des Justiz-
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betriebs im Interesse rascherer Erledigungen, bes­
serer Wirksamkeit und größerer Bürgernähe mit 
Nachdruck fortsetzen. 

Verschiedene Rechtsmaterien werden ebenfalls 
neue Regelungen erfahren. So sollen im Zivil­
recht die Möglichkeiten, ideellen Schaden ersetzt 
zu bekommen, ausgebaut werden, die begonne­
nen Reformgespräche zum Medienrecht abge­
schlossen und das Kartellrecht in Richtung der 
Schaffung wirksamer Instrumente zur Verhinde­
rung des Mißbrauchs von Marktmacht weiterent­
wickelt werden. Im Außerstreitverfahren sollen 
eine gesamte Reform und Neukodifikation des 
Verfahrensrechts erfolgen, das Namensrecht ist 
im Sinn der Gleichstellung von Mann und Frau in 
der Ehe weiterzuentwickeln, und ein neues Haf­
tungsrecht für Umweltschäden wird die Haftung 
des Verursachers vorsehen. 

Mit all diesen Maßnahmen sollen das Vertrau­
en in den Rechtsstaat gefestigt und sein klagloses 
Funktionieren abgesichert werden. 

Meine Damen und Herren! Das heutige Öster­
reich wäre nicht denkbar ohne die Leistungen der 
Sozialpartnerschaft in unserem Land. Sie hat in 
der Zweiten Republik wesentlich zum sozialen 
und wirtschaftlichen Fortschritt in unserem Land 
beigetragen. Die Bundesregierung bekennt sich 
auch weiterhin zu dieser Sozialpartnerschaft. Sie 
garantiert sowohl einen fundierten Interessenaus­
gleich innerhalb der einzelnen Berufsgruppen als 
auch zwischen den einzelnen Sozialpartnerver­
bänden. Selbst 33 Jahre nach seiner Errichtung 
kommen noch immer Delegationen aus anderen 
Ländern nach Österreich, um dieses System des 
sozialen Friedens und des Interessenausgleiches 
zu studieren. Während andere Länder oft wo­
chenlang durch Streiks in wichtig.en Bereichen 
lahmgelegt sind, messen wir in Oster reich die 
Streikdauer in Minuten oder gar in Sekunden. 

Die Bedürfnisse der Bevölkerung Österreichs 
haben sich jedoch in den 33 Jahren seit Einfüh­
rung der Sozialpartnerschaft maßgeblich gewan­
delt. War zu Beginn eindeutig eine Präferenz in 
Richtung Absicherung für den einzelnen gege­
ben, tritt nun der Sicherheitsaspekt nicht mehr in 
den Vordergrund, der Freiheitsaspekt gewinnt an 
Bedeutung. 

Und so wird in den Diskussionen die Pflicht­
mitgliedschaft in einer Interessenvertretung heute 
nicht mehr von allen als selbstverständlich erach­
tet. Daher muß sich die Akzeptanz in der Bevöl­
kerung täglich an Hand der Leistungen für die 
Mitglieder neu beweisen. Eine Reform der gesetz­
lichen Interessenvertretungen als ein Fundament 
der Sozialpartnerschaft und der Selbstverwaltung 
ist unumgänglich. Soll der Erfolg der Reformar­
beit sichergestellt sein, muß sie alle Kammern 
und alle Interessengruppen erfassen. Dabei be-

kennt sich die Bundesregierung weiterhin zu ei­
ner gesetzlichen Regelung der Kammerzugehö­
rigkeit und damit zur Finanzierung der Kammern 
durch Beiträge der Kammerzugehörigen und zu 
ihrer Selbstverwaltung. 

Um auch in Zukunft eine funktionstüchtige So­
zialpartnerschaft im Interesse unseres Landes ar­
beiten lassen zu können, sind folgende Reform­
schritte geplant: 

Für alle gesetzlichen beruflichen Interessenver­
tretungen soll eine Kontrolle der Gebarung durch 
den Rechnungshof erfolgen. 

Die Transparenz der Verwendung der Beiträge 
der Kammerangehörigen ist durch Berichtspflich­
ten gegenüber der Vollversammlung sowie durch 
ein übersichtliches Budgetschema und Informa­
tionsmöglichkeiten der Mitglieder zu verbessern. 

Die jeweils zuständige Aufsichtsbehörde soll 
die externe Kontrolle wahrnehmen. 

In jeder Kammerorganisation muß auf Bundes­
oder Landesebene eine Einrichtung der internen 
Kontrolle geschaffen werden. 

Das Wahlrecht ist für alle Kammern zu verein­
fachen und so zu gestalten, daß alle Wahlberech­
tigten ihr Wahlrecht nach gleichen Grundsätzen 
tatsächlich ausüben können. 

Allen Kammermitgliedern sind Auskunfts- und 
Informationsrechte einzuräumen. Eine bestimm­
te Anzahl von Kammermitgliedern soll außerdem 
ein Antrags- und Petitionsrecht an die Vollver­
sammlung erhalten. 

Die Vollversammlung soll dort, wo es keine Di­
rektwahl gibt, den Präsidenten und die Vizepräsi­
denten nach dem Verhältniswahlrecht nicht nur 
wählen, sondern auch abberufen können. 

Aufwandsentschädigungen oder Funktionsbe­
züge sowie allfällige Pensionen für Funktionäre 
sind in rechtlich verbindlichen Richtlinien auf­
grund von Vorgaben durch das Gesetz zu regeln. 

Zuwendungen der Kammern aus öffentlichen 
Mitteln sind auf ihre Sinnhaftigkeit und hinsicht­
lich ihres Ausmaßes zu überprüfen. 

Das Disziplinarrecht der freien Berufe ist auf 
seine Zeitgemäßheit zu überprüfen. 

Für das Arbeiterkammerwahlrecht gilt: 

In jeder Gemeinde ist ein Wahllokal einzurich­
ten. Um die erleichterte Ausübung des Wahl­
rechts sicherzustellen, sollen die Erstellungen der 
Wählerverzeichnisse und Maßnahmen zur voll­
ständigen Erfassung aller Wahlberechtigten 
durch die Sozialversicherungsträger ohne Mitwir­
kung der Dienstgeber erfolgen. 
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Die Kammern für Arbeiter und Angestellte ha­
ben gemäß einem von den zuständigen Kammer­
organen erlassenen Regulativ in arbeits- und so­
zialrechtlichen Belangen ihren Mitgliedern 
Rechtsschutz zu gewähren, sofern dadurch die 
Besorgung der übrigen gesetzlichen Aufgaben 
nicht wesentlich beeinträchtigt wird. 

Bei der dadurch notwendig gewordenen Ände­
rung des Arbeiterkammergesetzes wird bei den 
Befugnissen der Arbeiterkammern insofern eine 
Erweiterung vorgesehen, als künftig neben den 
Betriebsräten auch Personalvertreter und Ge­
werkschaften zu unterstützen sein werden. 

Ziel der Bundesregierung ist es, daß durch die­
se angeführten Maßnahmen die Interessenvertre­
terfunktion gestärkt. elas Leistungsangebot eier 
Kammern gegenüber ihren Mitgliedern verbes­
sert, die Transparenz in finanziellen Belangen im 
Kammerbereich sichergestellt und die Zusam­
menarbeit zwischen elen gesetzlichen und elen 
freiwilligen Interessenvertretungen in den Berufs­
gruppen verbessert werden. 

Meine Damen und Herren! Neue politische 
Qualitäten sind auch und ganz besonders in der 
österreichischen Außenpolitik gefordert, um den 
grundlegenden Veränderungen im außenpoliti­
schen Umfeld Rechnung zu tragen. Diese Verän­
derungen betreffen zwar hauptsächlich den eu­
ropäischen Raum, aber auch im außereuropäi­
schen Rahmen steht elie österreichische Außen­
politik vor neuen Gegebenheiten. Die Bundesre­
gierung wird sich dabei von der wachsenden in­
ternationalen Solidarität und Mitverantwortung 
unter Wahrung der Verpflichtungen und Grund­
sätze leiten lassen, die sich aus dem Bundesverfas­
sungsgesetz über die immerwährende Neutralität 
und der Neutralitätspolitik als stabilisierendem 
Element der europäischen Ordnung ergeben. 

Die Beschleunigung des Integrationsprozesses 
der Europäischen Gemeinschaft hat die Richtig­
keit der bisherigen Politik der Bundesregierung 
bestätigt. Es bleibt daher weiterhin eine vorrangi­
ge Aufgabe, die volle Mitgliedschaft Österreichs 
in der Europäischen Gemeinschaft zu erreichen. 
Die Bundesregierung will damit sicherstellen, daß 
Österreich an den zukunftsweisenden Entwick­
lungen innerhalb der EG so rasch wie möglich als 
gleichberechtigter Partner mitwirken und mitge­
stalten kann. 

Ich habe schon des öfteren darauf hingewiesen, 
daß Integration nicht etwas Statisches ist, sondern 
daß sie als dynamischer Prozeß verstanden wer­
den muß. Wir sehen das Projekt einer Politischen 
Union als positiven Beitrag zur Verwirklichung 
der Einheit Europas und werden im Rahmen der 
Neutralität auch an einem zukünftigen europäi­
schen Sicherheitssystem innerhalb der Gemein-

schaft und über diese hinaus solidarisch mitarbei­
ten. 

Es darf dabei nicht übersehen werden, daß In­
tegration in einem umfassenden Verständnis die­
ses Begriffs nicht auf die Europäische Gemein­
schaft beschränkt ist, sondern daß die gesamteu­
ropäische Zusammenarbeit von einer Reihe von 
Organisationen und Institutionen getragen wird, 
die dieser Entwicklung Struktur und Form geben. 
Für die Bundesregierung ist es selbstverständliche 
Aufgabe, in allen diesen Institutionen aktiv und 
engagiert mitzuwirken. Dies betrifft die Konfe­
renz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu­
ropa als zentralen Ansatzpunkt für eine gesamt­
europäische Friedensordnung ebenso wie den Eu­
roparat, die OECD oder die ECE, deren Tätigkeit 
durch die Veränderungen in Zentral- und Osteu­
ropa eine neue Dimension und zusätzliche Be­
deutung erhalten hat. 

Eine besondere Verantwortung fällt Österreich 
durch die Übernahme des Vorsitzes in der EFTA 
im ersten Halbjahr 1991 zu, in dem die Verhand­
lungen zwischen EFTA und EG über die Schaf­
fung eines Europäischen Wirtschaftsraums in 
eine entscheidende Phase treten werden. Im Be­
wußtsein dieser Verantwortung wird die Bundes­
regierung diesen Vorsitz engagiert und initiativ 
wahrnehmen. 

Im abgelaufenen Jahr haben sich unsere Nach­
barstaaten in Zentral- und Osteuropa in einem 
spektakulären Prozeß der friedlichen Revolution 
aus der kommunistischen Zwangsherrschaft be­
freit. Aufgrund unserer geographischen Lage, 
aber auch aufgrund der vielen gewachsenen 
menschlichen und kulturellen Verbindungen zu 
diesen Staaten waren wir uns ihrer früheren tragi­
schen Situation sehr bewußt und haben daher 
auch ihre Befreiung und ihre Rückkehr in die Ge­
meinschaft der demokratischen Staaten mit gro­
ßer Freude begrüßt. Daraus ergibt sich aber auch 
eine spezielle Verantwortung, ihnen in ihrem 
schwierigen Umgestaltungsprogramm als Partner 
und Freunde unterstützend zur Seite zu stehen 
und unseren Teil dazu beizutragen, daß ihre poli­
tische und wirtschaftliche Umgestaltung zu einem 
wirklichen Erfolgskapitel der österreichischen 
und europäischen Geschichte wird. (Beifall bei 
SPÖ und ÖVP sowie Beifall des Abg. Ing. Meisch­
berger.) 

Die Bundesregierung ist sich dieser Verantwor­
tung voll bewußt und wird ihr in ihrer Arbeit 
Rechnung tragen. Deshalb wird sie die Entwick­
lung dieser Länder in Richtung Marktwirtschaft, 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, U mwelt­
schutz und soziale Wohlfahrt sicherstellt, aktiv 
unterstützen. 

Als ein Ereignis von besonderer europäischer 
Bedeutung verdient selbstverständlich die Verei-
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nigung der beiden damals getrennten deutschen 
Staaten erwähnt zu werden. Im wachen Bewußt­
sein unserer Geschichte begrüßt die Bundesregie­
rung diese Entwicklung und sieht einer gutnach­
barschaftlichen Zusammenarbeit in allen Fragen 
des beiderseitigen Interesses, aber auch im ge­
samteuropäischen Rahmen entgegen. 

Die besondere Aufmerksamkeit gegenüber den 
Veränderungen in unserer Nachbarschaft darf 
und wird aber nicht dazu führen, daß die globale 
Ausrichtung der österreichischen Außenpolitik 
deshalb in den Hintergrund tritt. 

Europa selbst ist mehr als andere Kontinente 
auf internationale Kontakte angewiesen und in 
die internationalen Zusammenhänge eingebettet. 
Wir würden uns selbst und auch unserer Europa­
politik keinen guten Dienst erweisen, würden wir 
über einer Konzentration auf Europa unseren in­
ternationalen Verpflichtungen nicht oder nur un­
genügend gerecht werden. 

Die Bundesregierung hat sich daher die aktive 
Mitarbeit in den Vereinten Nationen und ihren 
Sonderorganisationen erneut zur Aufgabe ge­
setzt. Gerade in einer Periode, in der sich durch 
die Veränderungen des Ost-West-Verhältnisses 
und nach Beendigung des kalten Kriegs eine neue 
Weltordnung und ein System der kollektiven Si­
cherheit abzeichnen, wird Österreich die Mög­
lichkeit haben, als Mitglied des Sicherheitsrats für 
Friedenssicherung und Konfliktlösung zu arbei­
ten. 

Die Bundesregierung wird weiters die Bezie­
hungen zu den Staaten der Dritten Welt in allen 
Bereichen intensivieren und sich aktiv am Nord­
Süd-Dialog beteiligen. Qualität und Quantität der 
österreichischen Leistungen für Entwicklungszu­
sammenarbeit müssen maßgeblich verbessert 
werden. 

Unsere jahrelangen Bemühungen um die voll­
ständige Erfüllung des Pariser Abkommens und 
des Autonomiepakets für Südtirol stehen mögli­
cherweise vor einem erfolgreichen Abschluß. Es 
ist daher angebracht, hier und heute darauf hin­
zuweisen, daß Österreich seine Schutzfunktion 
für Südtirol auf der Grundlage des Pariser Ab­
kommens und all seiner Ausführungsakte auch 
nach Abgabe der Streitbeilegungserklärung fort­
setzen wird. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.J 

In der Volksgruppenpolitik ist bereits in der 
letzten Legislaturperiode durch die Konstituie­
rung des Beirats für die slowenische Volksgruppe 
ein wichtiger Schritt gesetzt worden. Damit ist die 
Basis für eine gute und zukunftsorientierte Arbeit 
im Interesse der Volksgruppe gelegt, und wir hof­
fen, daß sich sehr bald auch die Organisationen 
der kroatischen Volksgruppe zur Beschickung des 
Beirats entschließen. Die Bundesregierung sieht 

in der Pflege der sprachlichen Identität und der 
kulturellen Eigenständigkeit der Volksgruppen 
nicht nur eine wichtige Aufgabe, sondern eine 
Bereicherung unseres Landes. Sie schaffen eine 
besondere Verbindung zu unseren Nachbarstaa­
ten und sind damit ein wesentlicher Teil der 
österreichischen Nachbarschaftspolitik. 

Die Verstärkung der Kontakte zu den Aus­
landsösterreichern ist uns ein wichtiges Anliegen. 
In diesem Zusammenhang möchte ich mit gro­
ßem Nachdruck festhalten, daß sich die Bundes­
regierung ausdrücklich zu jenen Österreicherin­
nen und Österreichern bekennt, die unser Land 
vor dem Zweiten Weltkrieg und während des 
Zweiten Weltkriegs verlassen mußten, um der 
Verfolgung durch den Naziterror zu entgehen. 
Wir sind uns ihrer Leiden und der Verantwor­
tung, die sich daraus für uns ergibt, bewußt. Diese 
Österreicherinnen und Österreicher sind wichti­
ger Bestandteil unserer Identität, und wir freuen 
uns über jeden einzelnen. der - sei es als Besu­
cher, sei es für immer - in seine Heimat zurück­
kehrt. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Hohes Haus! Nicht zuletzt die besorgniserre­
genden Befunde über den technischen Zustand 
von Atomkraftwerken jenseits der österreichi­
schen Staatsgrenzen haben uns vor Augen ge­
führt, daß das herkömmliche, vorwiegend natio­
nalstaatlieh orientierte Verständnis von Umwelt­
politik um eine grenzüberschreitende Kompo­
nente zu erweitern ist. Österreich hat in der Ver­
gangenheit immer wieder seine Stimme erhoben, 
wenn es galt, auf diese Dimension aufmerksam zu 
machen. War bereits die Abkehr von der Nutzung 
der Kernkraft ein vielbeachtetes Signal, so hat die 
kompromißlose Haltung Österreichs in der Frage 
des Transitverkehrs sogar die EG zu neuem 
Nachdenken über die Verkehrsprinzipien veran­
laßt. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, diese Rolle 
innerhalb der internationalen Völkergemein­
schaft auch in Zukunft engagiert wahrzunehmen. 
Besondere Priorität werden jene Maßnahmen ge­
nießen, die eine Verringerung der Gefährdung 
der österreichischen Bevölkerung durch grenzna­
he Atomkraftwerke sowie durch überaltete und 
emissionsintensive Betriebsanlagen zum Inhalt 
haben. Die Bundesregierung wird - gemeinsam 
mit den betroffenen Nachbarländern - raschest­
möglich jene Handlungsoptionen ausarbeiten, die 
es diesen Staaten ermöglichen, auf umweltver­
träglichere Formen der Energienutzung und 
Energiegewinnung umzusteigen. 

Die österreichische Bundesregierung geht da­
von aus, daß insbesondere die CSFR diesen Um­
stieg nicht aus eigener Kraft bewältigen wird kön­
nen, und erklärt daher ihre Bereitschaft, diesbe­
zügliche Hilfeleistungen anzubieten. (Beifall bei 
SPÖ und ÖVP.J 
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Man muß aber sagen, daß die Gefährdung der 
Menschen durch Atomkraftwerke keine österrei­
chische, sondern eine gesamteuropäische Pro­
blemstellung ist. Sie kann daher in ihrer Gesamt­
heit auch nur in gemeinsamen Bemühungen aller 
Staaten Europas gelöst werden, wobei den hoch­
industrialisierten Ländern Mittel- und Westeuro­
pas eine besondere Verantwortung zukommen 
wird. 

Entsprechend diesen neuen umweltpolitischen 
Herausforderungen wird die Bundesregierung ge­
meinsame Aktivitäten der Industrieländer zur Be­
kämpfung des Treibhauseffekts - insbesondere 
durch die Schaffung eines Internationalen Um­
weltfonds -, Maßnahmen zum Schutz der Alpen 
sowie zur Verringerung der grenzüberschreiten­
den Schadstoffverfrachtungen unterstützen. 

Meine Damen und Herren! Voraussetzung für 
ein glaubwürdiges Auftreten auf internationaler 
Bühne ist jedoch immer eine seriöse und eigen­
ständige nationale Umweltpolitik. Um diese Vor­
aussetzung zu erfüllen, gilt es unter anderem, das 
bisher vorherrschende ordnungsrechtliche Instru­
mentarium um marktwirtschaftliehe Instrumente 
zu ergänzen. Umweltpolitische Probleme entste­
hen in der Regel dann, wenn der Verbrauch von 
Umwelt keinen oder nur einen ungenügenden 
Eingang in das Gefüge der Preise findet. Obwohl 
im Grundsatz auch Auflagen und Verbote taugli­
che Instrumente des Verursacherprinzips darstel­
len, erreichen sie dieses Ziel nicht immer zu den 
volkswirtschaftlich günstigsten Kosten. 

Wir beabsichtigen daher, mit Hilfe von Um­
weitabgaben - erwähnt seien die Einführung ei­
ner Abwasserabgabe, die ökologische Umgestal­
tung der Kfz-Steuer sowie Änderungen im Be­
reich anderer Verkehrsabgaben - ökologisch Er­
wünschtes mit ökonomisch Sinnvollem zu verei­
nen. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) Es soll eine ver­
stärkte finanzielle Belastung des Umgangs mit 
Energie im internationalen Gleichklang erfolgen. 
Aufgabe dieser umweltpolitischen Lenkungsin­
strumente ist es. die einzelwirtschaftlichen Kosten 
mit jenen der Volkswirtschaft in Einklang zu 
bringen. 

In den vergangenen vier Jahren sind in einzel­
nen Umweltbereichen bemerkenswerte F ort­
schritte erzielt worden. Sowohl in der Abfallwirt­
schaft als auch in der Wasserreinhaltung wurden 
zukunftsweisende Rahmengesetze geschaffen, die 
es nun - in der Umsetzungsphase - mit Leben 
zu erfüllen gilt. Durch geeignete Maßnahmen 
sind Abfallvermeidung und Abfallverwertung 
ebenso durchzusetzen. wie alle Abwasseremissio­
nen durch Verordnungen nach dem Stand der 
Technik zu begrenzen sind. Diese für jede moder­
ne Umweltpolitik so bedeutende Vollzugsphase 
wird um neue gezielte Schwerpunktsetzungen er­
gänzt werden. Ich meine damit den Schutz von 

Grund- und Oberflächengewässern. die Erhal­
tung der Schutzfunktionen unserer Wälder, die 
Erarbeitung eines umfassenden Immissions­
schutzgesetzes, die Reduktion der Kohlenwasser­
stoffemissionen. die Bekämpfung des boden na­
hen Ozons, einen Ausbildungsschwerpunkt Um­
weltschutz, die Schaffung von Nationalparks und 
den Umstieg auf eine umweltverträglichere Che­
mie. 

Meine Damen und Herren! Im letzten Jahr­
zehnt hat sich die Verkehrspolitik zu einem zen­
tralen Umweltthema entwickelt. In unseren Städ­
ten und entlang der Transitrouten spielt der Ver­
kehr eine entscheidende Rolle für die Umwelt­
und Lebensqualität. Wir haben hier in Österreich 
in der Verkehrspolitik einen guten Ruf zu vertei­
digen. Nicht die Ächtung des Individualverkehrs 
wird die Lösung sein. sondern das Forcieren des 
öffentlichen Verkehrs. Nicht das Verbot von 
Fortbewegungsmitteln ist zielführend, sondern 
der intelligente Umgang mit diesen. Es ist daher 
eines der nachdrücklichsten Ziele der Bundesre­
gierung, durch ein Bündel von Maßnahmen -
vom Einsatz neuester Filtertechnologien bis zur 
Einführung von verbrauchsarmen Motoren - elie 
verkehrsbezogenen Emissionen soweit wie mög­
lich zu verringern. 

Umweltpolitik kann nie frei sein von kontro­
versielIen Standpunkten und widerstrebenden In­
teressen. Dieses Spannungsfeld ist nicht aus der 
Welt zu schaffen. Dennoch: Wenn es nicht ge­
lingt, alle Beteiligten frühzeitig in den umweltpo­
litischen Informations- und Entscheidungsprozeß 
einzubinden, kann rational begründbares Han­
deln mitunter als obrigkeitsstaatlicher Zwang 
empfunden werden. Die Bundesregierung trägt 
diesem Umstand Rechnung und wird danach 
trachten, durch die Schaffung einer Umweltver­
träglichkeitsprüfung mit Bürgerbeteiligung sowie 
die Erarbeitung eines U mweltinformations- und 
eines Umwelthaftungsgesetzes auch der Umwelt­
politik eine neue demokratiepolitische Qualität 
zu verleihen. 

Hohes Haus! Auch die Verkehrspolitik steht 
angesichts des gewachsenen Massenwohlstandes, 
der eine ungeheure Steigerung des Verkehrsauf­
kommens mit sich brachte, angesichts der Euro­
päischen Integration und angesichts der Ostöff­
nung vor gigantischen Herausforderungen. Die 
Bundesregierung wird daher ein Konzept vorle­
gen, in dem einerseits klare Prioritäten für die 
Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur gesetzt 
und andererseits ordnungspolitische Maßnahmen 
für eine integrierte Verkehrspolitik benannt wer­
den. In Fortführung der bisherigen Arbeiten zum 
Gesamtverkehrskonzept ist beabsichtigt, in allen 
Bundesländern die Ausarbeitung abgestimmter 
regionaler Verkehrskonzepte zu erwirken. 
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Im Sinn der politischen Verantwortung wird 
die Bundesregierung Rahmenbedingungen für 
den Verkehr festlegen müssen. Innerhalb dieser 
Rahmenbedingungen kann die freie Wahl der 
Verkehrsmittel gewährleistet werden, wobei diese 
Rahmenbedingungen zuallererst den Erfordernis­
sen von Umweltschutz und Bevölkerungsakzep­
tanz Rechnung tragen müssen. 

Dem öffentlichen Verkehr ist Vorrang einzu­
räumen. Die konkreten Maßnahmen der Bundes­
regierung werden eine Attraktivierung der öffent­
lichen Verkehrsmittel, eine Forcierung des Kom­
binierten Verkehrs, Raumordnungsmaßnahmen 
zur Vermeidung der Entstehung von Verkehrs­
strömen. technische Vorschriften zur Verringe­
rung der Schadstoff- und Lärmemissionen sowie 
eine Verankerung des Umweltschutztatbestands 
in allen Gesetzesmaterien im Verkehrsrecht um­
fassen. Eine wesentliche Maßnahme wird auch 
die Einführung des Nachtfahrverbots für nicht­
lärmarme LKW im Lauf des Jahres 1994 sein. 
(BeifaLL bei der SPÖ lind bei Abgeordneten der 
ÖVP.) 

Hohes Haus! Die Belastung der Bevölkerung 
an den Transitverkehrsrouten hat ein unerträgli­
ches Ausmaß erreicht. Einen wichtigen Schritt 
zur Verbesserung der Situation der Bevölkerung 
in diesen Gebieten stellt der Abschluß von Tran­
sitverträgen mit den Nachbarländern, insbesonde­
re mit der EG, dar. Österreich strebt einen dauer­
haften Transitvertrag mit der EG entsprechend 
den Beschlüssen des Ministerrats und entspre­
chend den Entschließungen des Nationalrats und 
des Bundesrats an. Damit ist klargestellt, daß ein 
Transitvertrag kein Wechselgeld im Zug von Bei­
trittsverhandlungen sein kann. (BeifaLL bei der 
SPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP und der Grü­
nen.) Dieser Transitvertrag wird ein umfangrei­
ches Bündel von Maßnahmen im Sinn einer inte­
grierten und ökologisch orientierten Verkehrspo­
litik beinhalten. 

Ein verkehrs politischer Schwerpunkt ist auch 
die weitere Reduktion der durch den Straßenver­
kehr verursachten Schadstoffemissionen, wobei 
in diesem Bereich die enge Kooperation mit den 
fortschrittlichsten europäischen Ländern fortge­
setzt wird. Um die Beeinträchtigung der Bevölke­
rung durch den Verkehrslärm hintanzuhalten, 
werden Maßnahmen zur Bekämpfung der Lärm­
emission gesetzt. 

Zur Lösung des Verkehrsproblems in den Bal­
lungsräumen ist eine Forcierung des Ausbaus des 
öffentlichen Verkehrs unumgänglich. Die Bun­
desregierung hat in diesem Zusammenhang die 
Schaffung weiterer Verkehrsverbünde, den Aus­
bau von Park-and-ride-Systemen sowie Maßnah­
men für die Verbesserung des nichtmotorisierten 
Individualverkehrs vorgesehen. 

Eine weitere wichtige und zukunftsweisende 
Aufgabe stellt sich der Bundesregierung mit dem 
Ausbau der Post zu einem modernen. zukunfts­
orientierten und leistungsstarken Unternehmen 
mit markt- und EG-gerechtem Profil, welches 
kaufmännisch agiert, aber auch gemeinwirtschaft­
liche Aufgaben erfüllt. Ein Gesetzentwurf für ein 
aktuelles Telekommunikationsrecht, das die 
künftigen technologischen und gesellschaftlichen 
Entwicklungen berücksichtigen soll, wird im 
nächsten Jahr ausgearbeitet werden. 

Da der Oonau als Verkehrsträger vor allem für 
den Güterverkehr im Hinblick auf die Entwick­
lungen in Osteuropa und die Fertigstellung des 
Rhein-Main-Donau-Kanals steigende Bedeutung 
zukommen wird, ist der Ausbau dieser Wasser­
straße ein wichtiges Vorhaben, um die ganzjähri­
ge Befahrbarkeit zu ermöglichen. Die ODSG ist 
durch die Entwicklungen in Europa besonders 
betroffen. Sie muß sich noch stärker als bisher als 
leistungs- und konkurrenzfähiges Unternehmen 
beweisen. 

Im Rahmen der österreichischen Luftverkehrs­
politik werden die Überwindung der Binnenlage 
und die Versorgung aller österreichischen Regio­
nen durch die Anbindung an das internationale 
Flugnetz eine wichtige Aufgabe sein. 

Hohes Haus! Angesichts eier verkehrspoliti­
schen Aufgaben und Herausforderungen kommt 
einer modernen und attraktiven Eisenbahn so­
wohl im Güter- als auch im Personenverkehr 
größte Bedeutung zu. Die Österreichischen Bun­
eIesbahnen müssen materiell, aber auch organisa­
torisch und personell in die Lage versetzt werden, 
elie gestiegenen Anforderungen zu bewältigen. 
Dabei ist es aber notwendig, alle Möglichkeiten 
an Einsparungen und Effizienzsteigerungen aus­
zuschöpfen. Die Bundesregierung bekennt sich 
zur zweiten Phase des Projekts "Neue Bahn" und 
wird dessen finanzielle Bedeckung sicherstellen. 

Darüber hinaus wird auch die bereits angelau­
fene Realisierung der Projekte eies "Ost-Kon­
zepts" fortgeführt. Die Planung der Großprojekte 
"Neue Südbahn" sowie "Hochgeschwindigkeits­
bahn Berlin-Prag- Wien-Budapest" ist konse­
quent fortzusetzen. Der Bau des Brenner-Basis­
tunnels unter Einschluß der nördlichen Zulauf­
strecke ohne weitere oberirdische Gleisanlagen 
im Inntal wird in Angriff genommen. (Beifall bei 
SPÖ und ÖVP.J Wir wollen übrigens in diesem 
Zusammenhang besonders die Möglichkeit pri­
vatwirtschaftlicher Beteiligungen prüfen. 

Die Österreichischen Bundesbahnen werden 
sich auch ihrer Verantwortung im Zusammen­
hang mit dem Ausbau des Nahverkehrs nicht ent­
ziehen, allerdings ist hier, so wie bisher, eine Be­
teiligung der Bundesländer vorzusehen. 
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Die Bereitschaft der Bevölkerung zur Bereit­
stellung von Geldmitteln wird aber nur dann ge­
geben sein, wenn sich die Bundesbahnen als lei­
stungsfähiges und international agierendes 
Dienstleistungs- und Transportunternehmen ver­
stehen und darstellen. Sie werden daher von einer 
Verwaltungseinheit in ein eigenständig handeln­
des und ergebnisverantwortliches Unternehmen 
mit einem entscheidungsverantwortlichen Vor­
stand und Aufsichtsrat umgewandelt. 

Hohes Haus! Das internationale wirtschaftliche 
Umfeld ist ebenfalls in einem dramatischen U m­
bruch begriffen. Daraus ergeben sich neue Risi­
ken. aber auch beträchtliche Chancen. Es müssen 
hier sowohl die innerstaatlichen als auch die zwi­
schenstaatlichen Deregulierungen fortgesetzt 
werden. 

Die Bundesregierung wird daher eine Reihe 
von Liberalisierungsmaßnahmen in bisher ge­
schützten Bereichen vornehmen, insbesondere 
das Wettbewerbs- und Wirtschaftsrecht reformie­
ren. Diese Liberalisierungs- und Deregulierungs­
maßnahmen sollen sicherlich auf das Niveau der 
sozialen Absicherung Bedacht nehmen. Jedenfalls 
sind überkommene Aufgaben der staatlichen Ver­
waltung aufzugeben, neue Aufgaben sind zu 
übernehmen. Ich erwähne hier neben der sozialen 
vor allem die ökologische Orientierung des öster­
reichischen Wirtschaftssystems. 

Meine Damen und Herren! Voraussetzung für 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit und da­
mit die qualitativ positive Entwicklung von Wirt­
schaft und Lebensstandard ist ein verstärkt 
marktorientiertes Verhalten innerhalb der heimi­
schen Wirtschafts- und Verwaltungsstrukturen. 
Dazu bedarf es der politischen Initiative im Be­
reich des Wirtschaftsrechts, um für Arbeitnehmer 
und Unternehmungen verläßliche, einschätzbare 
und vor allem überschaubare Rahmenbedingun­
gen zu schaffen. Maßnahmen der Verwaltungs­
vereinfachung und der Deregulierung sind für 
Klein- und Mittelbetriebe besonders vordringlich. 

Neben dem erleichterten Zugang zu selbständi­
ger gewerblicher Tätigkeit durch eine weitere li­
beralisierung der Gewerbeordnung sind die Re­
formvorhaben auch in den Bereichen des Genos­
senschaftswesens und der freien Berufe durchzu­
setzen. Die Regelungen für die Kapitalmärkte für 
den Versicherungs- und Bankenbereich sowie das 
Gesellschaftsrecht sind auf internationale Stan­
dards abzustellen. Das Devisengesetz wird weiter 
liberalisiert. 

Es geht auch um die Internationalisierung der 
österreichischen Wirtschaft, die fortzusetzen ist. 
Vor allem im Bereich des Engagements österrei­
chischer Unternehmungen im Ausland herrscht 
Nachholbedarf. Die Fortführung und Intensivie­
rung von Programmen der Förderungsinstitutio-

nen und eine Verstärkung der internationalen 
Zusammenarbeit im Bereich der Technologie sol­
len dem Abhilfe schaffen. Unterstützend dazu 
sind auch die Investitionen in die Infrastruktur 
und in Einrichtungen zur wirtschaftlichen Ent­
wicklung in den Grenzregionen durchzuführen. 
Der Einsatz moderner Förderungsinstrumente 
soll bei gleichzeitiger Straffung des Förderungs­
wesens verstärkt werden. 

Mit der zunehmenden Liberalisierung der un­
ternehmerischen Möglichkeiten stellt sich für die 
Bundesregierung zugleich die Aufgabe, dem 
Schutz und der ausreichenden Information der 
Konsumenten besondere Aufmerksamkeit zuzu­
wenden. Diese Aufgabe wird das neu zu schaffen­
de Bundesministerium für Gesundheit. Konsu­
mentenschutz und Sport übernehmen. 

Hohes Haus! Die Energiepolitik Österreichs 
wird in den neunziger Jahren ebenfalls den um­
weltpolitischen Anliegen umfassend Rechnung zu 
tragen haben; dies setzt konsequentes Energiespa­
ren, einen Rückzug aus der Verbrennung fossiler 
Energieträger sowie die vermehrte Nutzung er­
neuerbarer Energieträger voraus. (Beifall bei 
SPÖ lmd ÖVP.) 

Das Energiesparprogramm der Bundesregie­
rung wird deshalb fortgesetzt und ausgeweitet. 
Eine weitere Effizienzsteigerung des Energieein­
satzes im Produktionsbereich ist ebenso voranzu­
treiben wie die Energieeinsparung in den Haus­
halten durch bessere Wärmedämmung und den 
Einsatz energiesparender Geräte. Neben der Fest­
legung von Kriterien für Energieverbrauchs- und 
Isolationsstandards wird der Ausbau der Fern­
wärmenetze einen weiteren Schwerpunkt bilden. 
Die auch dadurch erreichbare Verringerung der 
Hausbrandemissionen wird zu einer beträchtli­
chen Verbesserung der Luftgüte in Ballungsge­
bieten beitragen. Durch eine Neugestaltung der 
Tarife wird das Energiesparen unterstützt wer­
den. 

Meine Damen und Herren! Wir streben außer­
dem die bestmögliche Nutzung erneuerbarer in­
ländischer Energieressourcen, vor allem von 
Wasserkraft und Biomasse. an. (Beifall bei SPÖ 
und ÖVP.) Bei der Errichtung von Kraftwerken 
ist auf geringstmögliche Belastung der Umwelt 
und die Erhaltung der Schönheit unserer Natur 
Bedacht zu nehmen. 

Die vorhandenen Kraftwerkskapazitäten müs­
sen besser genutzt werden als bisher. Dies betrifft 
sowohl die Effizienzsteigerung der Energieauf­
bringung durch Modernisierung der Kraftwerke 
als auch die Optimierung des Kraftwerkseinsat­
zes. In Hinkunft soll grundsätzlich das umwelt­
freundlichste Kraftwerk - das heißt in erster Li­
nie das die Wasserkraft nutzende - und jenes, 
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welches mit den geringsten Kosten produziert. 
ans Netz gehen. 

Meine Damen und Herren! Der von manchen 
behauptete Gegensatz zwischen Ökologie und 
Ökonomie, zwischen Ökologie und Bauwirtschaft 
- um es ganz deutlich zu sagen - ist aufzulösen. 
Bauen ist als ökologisch orientiertes Gestalten der 
Umwelt im Interesse des Menschen zu verstehen. 
Im Straßenbau sind neben den ökologischen auch 
verkehrs- und sicherheitstechnische Aspekte zu 
beachten. 

Im Bereich des Bundeshoch- und Straßenbaus 
sind vor allem Umstrukturierungen bei den damit 
betrauten Gesellschaften und eine zunehmende 
Einführung marktwirtschaftlicher Grundsätze 
vorgesehen. 

So sollen die Straßenbausondergeselischaften 
in eine bundesweit zuständige Gesellschaft für 
Autobahnen und Schnellstraßen unter Wahrung 
der Interessen der Länder eingebracht werden. 
Die Straßenerhaltung soll zunehmend nach pri­
vatwirtschaftlichen Grundsätzen erfolgen. 

Die Bau- und Liegenschaftsverwaltung sowie 
die Ausführung von Neubauten des Bundes sollen 
schrittweise einer marktwirtschaftlieh agierenden 
Kapitalgesellschaft mit Bundesanteilen übertra­
gen werden. 

Hohes Haus! Ein Bestandteil einer stärkeren 
privatwirtschaftlichen und marktwirtschaftlichen 
Orientierung ist die Verringerung staatlichen 
Einflusses auf verstaatlichte Industrie und Ban­
ken. Diese Form der Privatisierung erfolgt aus­
schließlich nach Kriterien der Zweckmäßigkeit. 
Die Maßnahmen sollen die Marktpositionen der 
Unternehmen strategisch absichern und die Un­
ternehmenssubstanz stärken. Bei den Austrian In­
dustries. den Banken und den Austrian Airlines 
wird es durch Verkäufe und durch Erhöhung der 
Kapitalsubstanz, an der sich die Republik nicht 
beteiligt, möglich sein, daß über 50 Prozent der 
Eigentumsanteile nicht in öffentlicher Hand lie­
gen. Bei den Austrian Industries ist es erklärtes 
Ziel der Bundesregierung, die Beibehaltung eines 
österreichischen Konzerns zu sichern. Gleiches 
gilt auch für die Banken und für die Austrian Air­
lines. 

Auch die Staats mono pole sind nach den EG­
Bestimmungen auszurichten. Verwaltungsaufga­
ben, für die privatwirtschaftliche Organisations­
formen anwendbar sind - wie etwa die Wasser­
straßendirektion, die Arbeitsmarktverwaltung 
und verschiedene Bundesanstalten -, sind in die­
se überzuführen. 

Meine Damen und Herren! Die Freizeitwirt­
schaft stellt einen der wichtigsten Wirtschafts­
zweige Österreichs dar. Österreich hat gerade in 

diesem Bereich seine Chancen hervorragend ge­
nützt und ist zu einem qualitativ hochwertigen 
und anerkannten Tourismusland geworden. 

Im Sinne einer ökologischen Orientierung 
strebt die Bundesregierung die Umsetzung der 
künftigen Europäischen Alpenschutzkonvention, 
ein Verbot der Erschließung neuer Gletschersehi­
gebiete (Beifall bei SPÖ lind ÖVP), Gesamtver­
kehrskonzepte in touristisch hochentwickelten 
Regionen neben vielen anderen Maßnahmen an. 
Ich weise aber auch darauf hin, daß für die im 
Tourismus beschäftigten Arbeitnehmer aus Mit­
teln der Wohnbau- und Arbeitsmarktförderung 
Wohnmöglichkeiten zu schaffen sind, die sie sich 
auch leisten können. (Neuerlicher Beifall bei SPÖ 
lind ÖVP.) 

Im Hinblick auf die Rechtslage in der Euro­
päischen Gemeinschaft ist eine Vereinfachung 
der Getränkebesteuerung mit den Finanzaus­
gleichspartnern zu vereinbaren. Dabei ist zu prü­
fen. ob die höhere Dienstleistungskomponente im 
Tourismus- und Gastronomiebereich steuerlich 
entlastet werden kann. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
gesamte Industriewelt sieht sich gegenwärtig mit 
dem rasanten Strukturwandel konfrontiert, der 
vorwiegend durch technologische Revolutionen 
- etwa auf den Sektoren Mikroelektronik. Bio­
technologie, Kommunikationstechnologie, neue 
Werkstoffe oder Umwelttechnologie - ausgelöst 
wurde. Der permanente technologische Anpas­
sungsprozeß ist das Gebot der Stunde - und 
wahrscheinlich nicht nur dieser. Dieser Entwick­
lung ist durch eine koordinierte Technologiepoli­
tik und Technologieförderung Rechnung zu tra­
gen. 

Hohes Haus! Die Bundesregierung wird die Re­
formpolitik im Bereich des österreichischen Steu­
er- und Abgabenwesens fortsetzen. Ziele einer 
zweiten Phase der Steurreform sind die Ausrich­
tung des österreichischen Steuersystems auf die 
EG-Integration, die Stärkung der Wettbewerbsfä­
higkeit der österreichischen Wirtschaft, der Ein­
bau von ökologischen Lenkungsinstrumenten in 
das Steuersystem, weitere Vereinfachungen sowie 
soziale Ausgewogenheit. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) Eine Arbeitsgruppe unter der Leitung des 
Bundesministers für Finanzen wird Vorschläge 
dafür erarbeiten. 

Dazu ist weiters zu sagen: Die Umwelt darf in 
Zukunft nicht mehr verschmutzt werden - und 
dort, wo das noch geschieht, schon gar nicht ko­
stenlos! Da die Reinhaltung der Gewässer beson­
dere Priorität genießt, ist die Einführung der 
schon erwähnten Abwasserabgabe geplant, der 
nicht eine Fiskal-, sondern vor allem eine Len­
kungsfunktion zukommen soll. 
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Meine Damen und Herren! Durch die 
Steuerreform 1988 wurde die Lohnsteuerquote 
deutlich abgesenkt. Das bloß inflationsbedingte 
Hineinwachsen der Einkommen in höhere Pro­
gressionsstufen ist durch gezielte Maßnahmen zu 
vermeiden. außerdem sind bestehende Härten ab­
zubauen. So wird beispielsweise die Besteuerung 
der Unfallrenten abgeschafft. Aus Vereinfa­
chungsgründen werden für bestimmte Berufs­
gruppen die Werbungskosten und Betriebsausga­
ben pauschaliert. 

Ein weiteres Ergebnis einer zweiten Steuerre­
form soll eine substantielle Vereinfachung der 
Berechnung und Einhebung der lohnabhängigen 
Abgaben sein. Dies erfordert insbesondere eine 
Annäherung der Rechtsgrundlagen sowie eine 
Vereinfachung des Meldesystems. Die Bemes­
sungsgrundlagen der Lohnsteuer und die Bei­
tragsgrundlagen der Sozialversicherung sollen 
besser aufeinander abgestimmt werden. 

Eine besondere Zielgruppe der Steuerpolitik 
wird die Familie darstellen. Hier sind zur steuerli­
chen Entlastung von Alleinverdienern bezie­
hungsweise Alleinerhaltern Absetzbeträge zu er­
höhen. 

Um die Wachstumschancen der Wirtschaft zu 
nutzen und zur Absicherung gegen die erhöhten 
Risiken im Wirtschaftsleben ist die Eigenkapital­
basis der Betriebe durch Entlastungsmaßnahmen 
zu stärken und der Verwaltungsaufwand für die 
Betriebe zu verringern. 

Hohes Haus! Die Bundesregierung mißt der 
Fortführung der Budgetkonsolidierung höchste 
Priorität bei. Eine solide Budgetpolitik ist eine 
wesentliche Voraussetzung für die Beibehaltung 
unserer binnen- und außenwirtschaftlichen Stabi­
lität. In den vergangenen vier Jahren wurde das 
Budgetdefizit etappenweise von 4,7 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts im Jahr 1987 auf voraus­
sichtlich 3,5 Prozent im Jahr 1990 gesenkt. 

Die Politik der Budgetkonsolidierung muß 
auch in den nächsten Jahren konsequent fortge­
führt werden. Dabei wird angestrebt, den Abgang 
im allgemeinen Haushalt bis zum Ende der Ge­
setzgebungsperiode unter 2.5 Prozent des Brut­
toinlandsprodukts zu senken. 

Im Jahr 1991 soll das Budgetdefizit nicht mehr 
als 63 Milliarden Schilling betragen. Um dieses 
Ziel zu erreichen, sind Maßnahmen notwendig, 
die zum Teil budgettechnischer, zum Teil aber 
struktureller Natur sind. So soll zum Beispiel die 
Zahl der Planstellen auf dem Niveau des Jah­
res 1990 eingefroren werden. Weiters ist eine 
Kürzung der Förderungen und der Ermessens­
ausgaben geplant, und die Staatsschuldverwaltung 
soll durch Ausgliederung flexibler gehandhabt 
werden können. 

Die Konsolidierung des Bundesbudgets wird 
auch künftig überwiegend über die Ausgabenseite 
in Angriff genommen. Die angestrebte Budget­
verbesserung setzt insbesondere voraus, daß die 
strukturellen Reformmaßnahmen im Bereich des 
öffentlichen Dienstes fortgeführt und verstärkt 
werden. Bisher von der öffentlichen Hand er­
brachte Leistungen sind daraufhin zu überprüfen, 
ob sie entbehrlich sind beziehungsweise ob sie 
von Privaten zu geringeren Kosten erbracht wer­
den können. Dieser Uberprüfung müssen auch 
die gesetzlichen Verpflichtungen des Bundes un­
terzogen werden. Bei der Übertragung von neuen 
Aufgaben ist insbesondere zuerst zu prüfen, ob 
diese Aufgaben nicht bereits mit den vorhande­
nen personellen und finanziellen Mitteln erfüllt 
werden können, bevor neue Planstellen geschaf­
fen werden. 

Hohes Haus! Die Verhandlungen im Bereich 
des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 
zur Schaffung eines fairen und gleichen Wettbe­
werbs auf internationaler Ebene haben auch auf 
Österreich eminente Auswirkungen. Durch diese 
Verhandlungen, aber auch durch die EG-Integra­
tion wird insbesondere die Agrarmarktordnung 
Österreichs neu zu überdenken sein. Die Bundes­
regierung erwartet, daß auch die übrigen Gebiets­
körperschaften im Rahmen ihrer Kompetenzen 
die Verantwortung für die Aufrechterhaltung ei­
ner flächendeckenden, bäuerlich strukturierten, 
ökologisch orientierten Land- und Forstwirt­
schaft in stärkerem Ausmaß als bisher wahrneh­
men. 

Hohes Haus! Die Bildungspolitik genießt im 
Programm der Bundesregierung einen besonde­
ren Stellenwert und ist bestimmend für die geisti­
ge Entwicklung unserer jungen Menschen, für 
ihre Lebenschancen und in weiterer Folge auch 
für die Konkurrenzfähigkeit der österreichischen 
Wirtschaft. Umso wichtiger ist es daher, daß die 
für diesen Bereich bereitgestellten Geldmittel ef­
fizient und zielorientiert eingesetzt werden. 

Eine weitere bedeutende Aufgabe für die öster­
reichische Bundesregierung wird die Ausarbei­
tung einer neuen Finanzverfassung und eines 
neuen Finanzausgleichs sein. Dabei ist stärker als 
bisher auf die Übereinstimmung der Verantwort­
lichkeit für Einnahmen und Ausgaben Bedacht 
zu nehmen. 

Die Bundesregierung bekennt sich zu einer f1ä­
chendeckenden, bäuerlich strukturierten Land­
und Forstwirtschaft in Österreich. Unsere Bäue­
rinnen und Bauern leisten mit der Herstellung 
von hochwertigen Nahrungsmitteln und Rohstof­
fen einen wesentlichen Beitrag zu unser aller Le­
bensqualität und sorgen durch die Anwendung 
geeigneter agrarischer Produktionsweisen für die 
Erhaltung der Kulturlandschaft in Österreich. 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 
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Damit die Landwirte diese Aufgabe erfüllen 
können, ist es erforderlich, ihnen die Teilnahme 
an der allgemeinen Wohlstandsentwicklung zu er­
möglichen und ihren Wirtschaftszweig zu unter­
stützen. Die Bundesregierung bekennt sich dazu, 
erwartet aber von den übrigen Gebietskörper­
schaften - insbesondere von den Bundesländern 
-, daß auch sie im Rahmen ihrer Zuständigkei­
ten einen verstärkten Beitrag zur Erhaltung einer 
bäuerlic.~en Landwirtschaft leisten. (Beifall bei 
der SPO. - Abg. lng. Mur e r: Sie wollen die 
VeralllworLUllg abschieben' - Abg. Ing. Re ich -
hol d: Das ist Ihre Aufgabe.') 

Unsere Landwirtschaft wird in den nächsten 
Jahren stärker als je zuvor von - sich verändern­
den - internationalen Rahmenbedingungen be­
einflußt werden. Die Verhandlungen im Rahmen 
des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 
befinden sich zwar in einer schwierigen Phase, 
könnten jedoch in nicht allzu ferner Zukunft zu 
Ergebnissen .führen. Sowohl die angestrebte EG­
Integration Osterreichs als auch die Entwicklung 
der wirtschaftlichen Beziehungen mit den jungen 
Demokratien in Zentral- und Osteuropa stellen 
für den Agrarsektor beträchtliche Herausforde­
rungen dar. 

Um diesen neuen Situationen gewachsen zu 
sein, muß die Wettbewerbsfähigkeit der österrei­
chischen Land- und Forstwirtschaft gestärkt wer­
den. Dazu bedarf es nicht nur großer Anstren­
gung~n jedes einzelnen, sondern auch der Hilfe 
der Offentlichkeit. Diese Hilfe soll im Rahmen 
eines neuen Förderungskonzepts geleistet wer­
den, das eine Ausweitung der Direktzuschüsse an 
die Bauern, produktionsumlenkende Maßnah­
men zur Reduzierung der Überschüsse und die 
Forderung ökologischer Produktionsweisen vor­
sieht. 

Die Zukunft der österreichischen Landwirt­
schaft und des Verarbeitungssektors von Agrar­
produkten wird zweifellos von einem "Mehr" an 
Markt und einem "Weniger" an Reglementierung 
geprägt sein müssen. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 
Es sollen daher weitere Liberalisierungsschritte 
im Bereich der Marktordnungen - insbesondere 
der Milchmarktordnung - gesetzt, Verbesserun­
gen im Kartell- und Genossenschaftsrecht ange­
strebt und verstärkte Anstrengungen bei der Ver­
arbeitung und Vermarktung von Agrarprodukten 
unternommen sowie alle Möglichkeiten der Ko­
stensenkung ausgeschöpft werden. 

So wie in anderen Bereichen müssen auch im 
landwirtschaftlichen Bereich die Zweckmäßigkeit 
und Zeitgemäßheit öffentlicher Aufgabenerfül­
lung geprüft werden. Wo dieses sinnvoll ist, sind 
Ausgliederungen in eigene Unternehmungen 
oder Privatisierungen beabsichtigt . ..In diesem 
Sinn werden die Umwandlung der Osterreichi­
schen Bundesforste in eine Bundesgesellschaft 

mit eigener Rechtspersönlichkeit und die Neuor­
ganisation der Wildbach- und Lawinenverbauung 
geprüft. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß eine 
besondere Zukunftschance in der Spezialisierung 
auf Produkte mit hoher Qualität und hoher Wert­
schöpfung liegt. Für die Zukunft muß noch stär­
ker als bisher gelten, daß Qualität stets vor Quan­
tität zu stehen hat, und Hand in Hand mit dieser 
Zielvorgabe geht die Annahme der ökologischen 
Herausforderung. Die Landwirtschaft wird ihre 
multikulturellen Funktionen nur dann erfüllen 
können, wenn es ihr gelingt, die Produktionswei­
sen auf eine nachhaltige und umweltverträgliche 
Basis zu stellen. 

Zur Sicherung des Lebensraums und einer le­
benswerten Umwelt müssen große Anstrengun­
gen zur Erhaltung der vielfältigen Funktionen 
des Waldes unternommen werden. Insbesondere 
die Sanierung der überalteten SchutzwaIdbestän­
de stellt eine vordringliche Aufgabe dar, zu deren 
Lösung die Bereitstellung von Geldmitteln aus 
dem Katastrophenfonds beitragen soll. 

Wirksame Maßnahmen in anderen Bereichen 
sollen den Wald vor Schädigungen schützen. 

Im Bereich des Gewässerschutzes muß der 
Qualität des Grundwassers eine besondere Be­
deutung beigemessen werden, und bei der Errich­
tung von Wasserbauten sind ökologische Aspekte 
stärker als bisher in den Vordergrund zu rücken. 

Meine Damen und Herren! Erlauben Sie nun 
Anmerkungen zur Sozialpolitik. Österreich kann 
in seiner Sozialpolitik auf einen hohen Standard 
verweisen. Der bisher gepflogene Grundsatz, eine 
vorsorgliche Sozialpolitik anstatt einer nachträgli­
chen Reparaturpolitik zu betreiben, steht auch in 
Zukunft außer Frage. Basierend auf diesem 
Grundkonsens wird es in den nächsten Jahren 
darum gehen, unter selbstverständlicher Auf­
rechterhaltung des Leistungsniveaus die Rahmen­
bedingungen so weiterzuentwickeln, daß dem 
einzelnen ein größtmögliches Maß an Selbstbe­
stimmung gegeben ist. 

Die Bundesregierung strebt eine umfassende 
Strukturreform im Bereich der Sozialversiche­
rungsträger - mit den Zielen Verwaltungsverein­
fachung, Versichertennähe, Effizienz und bessere 
Koordination zwischen den verschiedenen Versi­
cherungsträgern - an. Zu diesem Zweck wird 
eine Organisationsanalyse rasch durchgeführt 
werden, an deren Ergebnissen sich U msetzungs­
schritte unverzüglich anschließen werden. 

Einer aktiven und effizienten Arbeitsmarktpo­
litik muß weiterhin Vorrang eingeräumt, die Ar­
beitsmarktverwaltung zu diesem Zweck einer 
grundlegenden Reform unterzogen werden. In 
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Hinkunft soll sie aus der unmittelbaren staatli­
chen Verwaltung ausgegliedert werden und dem 
Arbeits- und Sozialminister ein Weisungsrecht 
nur mehr hinsichtlich allgemeiner Zielvorgaben 
und grundsätzlicher Fragen gegeben sein. Mit In­
krafttreten der Reform wird in Zusammenarbeit 
des neuen "Arbeitsmarktservice" mit privaten 
Dienstleistern die Arbeitsvermittlung verbessert. 

Hohes Haus! Österreichs Wirtschaft war in den 
letzten Jahren nicht zuletzt deshalb unter den be­
sten der Welt zu finden, weil sich die Erkenntnis 
durchgesetzt hat, daß auf den Weltmärkten nicht 
derjenige bestehen kann, der ein Produkt zu den 
geringsten Kosten herstellt. sondern nur der. der 
dieses Produkt auch in hoher Qualität anzubieten 
versteht. Dies steht in einem tieferen Zusammen­
hang mit unserem Selbstverständnis als modernes 
und hochentwickeltes Industrieland und mit der 
gesellschaftlichen Solidarität. 

Sich unbeteiligt zu geben, wenn Menschen den 
ganzen Tag arbeiten und Einkommen von 
manchmal beträchtlich unter 10 000 S im Monat 
erzielen, kann nicht Sache österreichischer Wirt­
schaftspolitik und auch nicht Sache der Bundes­
regierung sein. (Beifall bei der SPÖ und bei Abge­
ordneten der ÖVP.) Es werden daher die Forde­
rungen nach Einführung eines Mindestlohns -
auf der Ebene der Sozialpartner auszuhandeln -
unterstützt. 

Und noch etwas: Der besonderen Solidarität 
von Staat und Gesellschaft bedürfen auch und vor 
allem behinderte Menschen. Vieles, was für die 
große Mehrzahl der Bevölkerung selbstverständ­
lich ist, kann für den behinderten Menschen ein 
unüberwindliches Hindernis sein. Soweit dies bis­
her noch nicht geschehen ist, müssen in Zukunft 
die Anliegen behinderter Menschen beim Bau 
von neuen beziehungsweise bei der Adaptierung 
von alten Gebäuden - das sei als Beispiel ge­
bracht - berücksichtigt werden. 

Um die Betreuung behinderter und hilfsbe­
dürftiger Menschen bundeseinheitlich zu regeln, 
ist eine Neuordnung der Pflegevorsorge geplant. 
Angesichts einer steigenden Zahl von betreuungs­
bedürftigen Personen wird das heutige Angebot 
durch eine Kombination von Sachleistungen und 
Geldleistungen zu ergänzen sein. Der betroffene 
Mensch soll sich so lange wie möglich in seiner 
gewohnten Umgebung aufhalten können. Daher 
genießt die Schaffung eines flächendeckenden 
Angebots von ambulanten Dienstleistungen hohe 
Priorität. Das bisherige System der Hilflosenzu­
schüsse und sonstiger Pflegegeld- und Hilflosen­
zulagen soll durch ein System von Pflegegeldlei­
stungen abgelöst werden, das dem tatsächlichen 
Aufwand für Pflege und Betreuung der behinder­
ten Person entspricht. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 

Bei der Reform des Pensionsversicherungssy­
stems - das im internationalen Vergleich als ei­
nes der fortschrittlichsten und stabilsten über­
haupt gilt - geht die Bundesregierung von der 
Sicherheit der Pensionen und dem Schutz des 
Vertrauens in die Pensionsversicherung aus. 

Kennzeichen unseres heutigen Pensionssystems 
ist die Tatsache, daß den pensionsfinanzierenden 
Erwerbstätigen eine immer größere Anzahl von 
Pensionisten gegenübersteht. Diese Herausforde­
rung kann nur durch eine umfassende arbeits­
markt-, sozial- und gesundheitspolitische Strate­
gie sowie durch finanzielle und pensionsrechtli­
che Maßnahmen bewältigt werden. Diese Struk­
turreform ist notwendig, damit die Pensionsversi­
cherung auch in aller Zukunft ihre Funktion als 
Sicherung des Lebensstandards im Alter erfüllen 
kann. 

Darüber hinaus werden Unterschiede im Lei­
stungs- und Anspruchsniveau zwischen den Ver­
sichertengruppen von einer immer größeren An­
zahl von Bürgern als nicht gerechtfertigt und als 
unverständlich empfunden. 

Die Bundesregierung hat sich daher zum Ziel 
gesetzt, in dieser Legislaturperiode die Vorausset­
zungen dafür zu schaffen. daß die unterschiedli­
chen Systeme langfristig zusammengeführt und 
nicht mehr begründbare Unterschiede ausgegli­
chen werden. 

Bei dieser Reform gilt der selbstverständliche 
Grundsatz, daß Menschen, elie heute dem Pen­
sionsalter nahe sind, von solchen Änderungen 
nicht betroffen sind. 

Als Vorgriff auf diese Strukturreform werden 
in Hinkunft die laufenden Pensionserhöhungen 
für die verschiedenen Systeme im Gleichklang er­
folgen. Auch soll die Pensionsbemessung so ver­
einheitlicht werden, daß die Pension ab dem 
1. Jänner 1994 aus den jeweils 10 bis 15 besten 
Jahresbeitragsgrundlagen berechnet wird. 

Bei der Realisierung dieser Reformfortschritte 
können wir auf einem stabilen System aufbauen, 
dessen Existenz nicht zuletzt jenen Menschen zu 
verdanken ist, die sich heute im Ruhestand befin­
den. Es gilt, diesen Menschen auch in Zukunft 
unsere Wertschätzung auszusprechen und sie so 
wie bisher am wachsenden Wohlstand teilhaben 
zu lassen. (BeifaLL bei SPÖ. Ö VP und den Grii­
nen.) 

Wir wollen das erreichen, sicherstellen und un­
terstreichen, indem sich steigende Einkommen 
bei Erwerbstätigen künftig ohne Zeitverzögerung 
bei den Pensionisten niederschlagen sollen, auch 
soll die bisher übliche Einbeziehung der Arbeits­
losenrate in den Berechnungsschlüssel entfallen. 
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Für die kleinsten Pensionen soll noch in dieser 
Gesetzgebungsperiode der Ausgleichszulagen­
richtsatz so angehoben werden, daß er für Allein­
stehende 7 500 S und für Ehepaare 10 714 S be­
trägt. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und bei Abgeordne­
ten der Grünen.) 

Weiters soll - stufenweise und nach budgetä­
ren Möglichkeiten - eine individuelle Mindestsi­
cherung aufgebaut werden. Überdies werden bei 
der künftigen Gestaltung des Pensionssystems die 
spezifischen Belastungen von Frauen - etwa 
durch die verbesserte Anrechnung von Kinderbe­
treuungszeiten - verstärkt Berücksichtigung fin­
den. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Als Antwort auf die demoskopische Herausfor­
derung wird ein Maßnahmenpaket zur Verlänge­
rung der faktischen Lebensarbeitszeit erstellt wer­
den, wobei dem einzelnen flexiblere Gestaltungs­
möglichkeiten für den Übergang vom Arbeitsle­
ben in die Pension eröffnet werden sollen. 

Hohes Haus! Die Bundesregierung bekennt 
sich zur Familie und zur Fortsetzung einer Fami­
lienpolitik, die es den Menschen ermöglichen soll, 
ihre Lebensbedürfnisse und ihre Lebensplanung 
mit dem Kinderwunsch zu verbinden. Dabei soll 
neben dem weiteren Abbau jener Hemmnisse, die 
der Vereinbarkeit von Beruf und Familie entge­
genstehen, das partnerschaftliche Zusammenle­
ben in allen Bereichen der Gesellschaft gefördert 
werden. 

Im Bereich familienergänzender Einrichtungen 
werden der Ausbau freiwilliger ganztägiger 
Schulformen, Tagesheimschulen und Kindergär­
ten sowie private Initiativen zu forcieren sein, wo­
bei hier besonders die Bundesländer aufgerufen 
sind, die erforderlichen Maßnahmen zu setzen. 

Weitere Erleichterungen in der Kinderbetreu­
ung sollen durch eine Erweiterung der Pflegefrei­
steIlung, auch bei Krankenhausaufenthalt des 
Kindes. geschaffen werden. Darüber hinaus strebt 
die Bundesregierung noch weitere wichtige Er­
leichterungen für die Kinderbetreuung an. 

Obwohl Österreich bereits heute über ein im 
europäischen Maßstab überdurchschnittliches Ni­
veau an finanzieller Familienförderung verfügt, 
sind weitere Verbesserungen ins Auge gefaßt. Ge­
plant sind die Erhöhung der Einkommensgrenze 
bei der Zuerkennung des Familienzuschlags, die 
Anpassung des Karenzurlaubsgeldes an die allge­
meine Einkommens- und Lohnentwicklung, die 
Erhöhung des Alleinerhalterabsetzbetrags um 
1 000 S sowie die Zuerkennung eines einmaligen 
Zuschlags in der Höhe von 12 000 S zur Gebur­
tenbeihilfe für jene Mütter oder Väter, die weder 
Karenzurlaubsgeld noch Teilzeitbeihilfe bezie­
hen. (BeifaLL bei SPÖ und ÖVP.) 

Ein vorrangiges Ziel der Bundesregierung ist es 
ferner. alle notwendigen Maßnahmen zu setzen, 
um Kinder vor Gewalt zu schützen. (Beifall bei 
SPÖ, ÖVP und den Grünen.) So sind etwa der 
Aufbau von Kinderschutzzentren in allen Bun­
desländern sowie der Einsatz von Kinderanwälten 
und -anwältinnen zu forcieren. 

\Vir halten es ebenfalls für wichtig. daß die Fa­
milienbeihilfe künftig an den Elternteil ausbe­
zahlt wird, der das Kind tatsächlich betreut. Mit 
dem Ausbau des Mutter-Kind-Passes und der 
Einführung einer Unfallversicherung für die Tä­
tigkeit im Haushalt werden weitere Verbesserun­
gen auch in der medizinischen Betreuung durch­
geführt. 

Die Bundesregierung hat sich weiters vorge­
nommen, österreichweit eine umfassende Kam­
pagne zur Sexualaufklärung und zur Erleichte­
rung der Adoption zu starten. 

Familienpolitik kann aber von anderen Politik­
bereichen nicht losgelöst betrachtet werden. Wir 
planen daher umfassende Maßnahmen zur gesell­
schaftlichen und sozialen Gleichberechtigung der 
Frau. Dazu gehören die Weiterentwicklung des 
Gleichbehandlungsgesetzes im Sinn der EG­
Richtlinien, die Verbesserung anderer diesbezüg­
licher rechtlicher Grundlagen, besondere Förde­
rungsmaßnahmen für Mädchen in nichttraditio­
nellen Mädchenberufen und ein flächendecken­
des Angebot ganztägiger Schulformen im Regel­
schulwesen. 

Nicht zuletzt zeigt auch die Schaffung eines 
Frauenministeriums den Stellenwert, den frauen­
politische Anliegen innerhalb der Bundesregie­
rung einnehmen. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Als ein Beispiel zur Forcierung der jugendpoli­
tischen Arbeit sei herausgegriffen die Intensivie­
rung des Jugendaustausches, insbesondere mit 
den neu erwachten Demokratien in Osteuropa. 

Hohes Haus! Die neuen Ziele der Gesundheits­
politik ergeben sich aus den Konsequenzen der 
wissenschaftlichen, medizinischen und sozialen 
Entwicklung der letzten Jahre. Eine erfolgreiche 
Gesundheitspolitik muß sich unter anderem den 
Umwelt-. Lebens- und insbesondere Arbeitsbe­
dingungen widmen. 

In der Vergangenheit ist der Schwerpunkt auf 
dem Erreichen einer qualitativ hochwertigen me­
dizinischen Versorgung jedes einzelnen - unab­
hängig von seinem Einkommen - gelegen. Die 
Aufgaben, die in der Zukunft auf uns zukommen 
werden, liegen darin, jedem Bürger das ganze 
Spektrum des Leistungsangebots - von den Spit­
zenleistungen bis zur Sicherung eines Lebens­
abends in Würde - zu garantieren. 
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Dazu müssen in Zusammenarbeit aller im Ge­
sundheitswesen wirkenden Kräfte jene Rahmen­
bedingungen geschaffen werden, die eine Weiter­
entwicklung nach den sich stets ändernden Be­
dürfnissen absichern helfen. 

Das bedeutet unter anderem, daß das bisherige 
System der Krankenanstaltenfinanzierung durch 
ein leistungsbezogenes, an der Diagnose orien­
tiertes System ersetzt werden soll. 

Als Grundlage für die Ressourcenverteilung im 
Gesundheitswesen wird gemeinsam mit den Bun­
desländern und unter Mitwirkung der Sozialversi­
cherungsträger österreichweit ein Gesundheits­
plan erarbeitet, der insbesondere einen Kranken­
anstaltenplan und einen Großgeräteplan umfaßt. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, zur Koordi­
nierung von sozialen und medizinischen Diensten 
österreichweit ein Netz von Gesundheits- und So­
zialsprengeln einzurichten. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) In diesen Sprengeln werden neben der 
ärztlichen Versorgung und der Hauskrankenpfle­
ge auch zahlreiche soziale Dienste angeboten 
werden. 

Um diesen künftigen Anforderungen gewach­
sen zu sein, ist auf allen Ebenen des ärztlichen, 
des Pflege- und des Hilfspersonals die Ausbildung 
darauf auszurichten. 

Für die Gesundheitsvorsorge ist der "Fonds 
Gesundes Österreich" auszubauen und finanziell 
abzusichern. 

Wir wollen auch die Gefahren der Gentechno­
logie minimieren. Daher strebt die Bundesregie­
rung die Koordinierung von Maßnahmen auf al­
len Gebieten der Gentechnik sowie eine am eu­
ropäischen Standard orient,ierte Normierung an. 

Sport ist in einer modernen Gesellschaft wichti­
ger Teil der Lebensgestaltung des einzelnen. Wir 
anerkennen die stets wachsende Bedeutung des 
Sports im gesellschaftlichen Leben. Breitensport 
ist auch aus gesundheitlichen Gründen wün­
schenswert und bildet die Grundlage für erfolg­
reiche Leistungen im Spitzensport. 

Meine Damen und Herren! Die Schulpolitik 
der neunziger Jahre wird darauf Rücksicht zu 
nehmen haben, daß heutige Schulanfänger für 
eine Zeit vorzubereiten sind, in der unser Konti­
nent bereits ganz andere Strukturen entwickelt 
haben wird, die eine weitere Anhebung der Quali­
tät des Bildungswesens notwendig machen. 

Zugleich müssen wir uns dessen bewußt sein, 
daß die bloß spekulative Veränderung mit Risi­
ken behaftet wäre, die auf dem Rücken unserer 
Kinder ausgetragen würden. Es wird daher Auf­
gabe dieser Bundesregierung sein, einen Weg zwi­
schen der flexiblen Fortführung vielfältiger 

Schultypen einerseits und dem bedächtigen Um­
gang mit dem wertvollsten Gut einer Gesellschaft, 
nämlich den Kindern, andererseits zu finden. 

Die sich immer rascher verändernden Bedin­
gungen erfordern einen neuen Bildungsbegriff. 
Er wird vermitteln müssen zwischen Bildung als 
autonomem Wert für den einzelnen und seiner 
Persönlichkeitsentwicklung und den praktischen 
Anforderungen für Ausbildung und Arbeitsleben. 

Dazu gehört vor allem die Förderung der Krea­
tivität als wichtige Voraussetzung für soziale. po­
litische und kulturelle Partizipation. 

Die Vielfältigkeit unseres Schulsystems muß 
weiterhin Ziel der Bundesregierung bleiben. Sie 
reicht von der Integration von Benachteiligten bis 
zur bewußten Konzentration auf die Förderung 
von Begabungen. Dabei werden auf die Vermitt­
lung einer guten Allgemeinbildung besonders 
Wert zu legen und der Fremsprachenunterricht 
auszubauen sein, um uns auf die zunehmende In­
ternationalisierung vorzubereiten. (Beifall bei 
SPÖ und ÖVP.) 

Zugleich zählt die Schulpolitik ohne Zweifel zu 
den sensibelsten Themen, denen sich Politik 
überhaupt zu stellen hat. Kindern muß nicht nur 
ein vielfältiges, sondern auch ein überschaubares 
Angebot gemacht werden. 

Ein wesentlicher Schwerpunkt der bisherigen 
Schulpolitik wird auch in Zukunft die konkrete 
Berufsausbildung sein. Im Rahmen der Sozial­
partnerschaft soll eine weitere flexible Auswei­
tung der Berufsschulzeit, ohne die notwendige 
betriebliche Ausbildung zu beeinträchtigen, ange­
strebt werden. 

Die Autonomie der Schule ist nicht auf den 
Verwaltungsbereich zu beschränken, sondern 
sehr wohl auch auf die pädagogische Eigenstän­
digkeit auszudehnen. 

Besondere Aufmerksamkeit verdient die För­
derung begabter und interessierter Schüler. 
Ebenso werden wir verstärkte Anstrengungen zu 
unternehmen haben, behinderten und in ihrer so­
zialen Situation benachteiligten Kindern die Inte­
gration in das Schulwesen zu erleichtern. 

Eine dringliche Herausforderung stellt hier die 
Integration von Kindern mit nicht-deutscher 
Muttersprache dar. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und 
den Grünen.) 

Einen weiteren Schwerpunkt der Regierungsar­
beit dieser Legislaturperiode wird die Schaffung 
eines flächendeckenden Angebots ganztägiger 
Schulen bilden. Bei diesem wichtigen pädagogi­
schen und sozialpolitischen Vorhaben wird es 
notwendig sein, flexible Finanzierungsmodelle zu 
entwickeln. 
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Eine wichtige Voraussetzung für die Umset­
zung dieser Ziele ist eine ausreichende bauliche 
Infrastruktur, die auch außerschulische Nutzun­
gen ermöglicht. 

Ich möchte auch darauf hinweisen, daß sämtli­
che Formen der Erwachsenenbildung als ein 
zwingender Schwerpunkt jeder Bildungspolitik 
beibehalten werden. 

Die Frage der Ausbildung der kommenden Ge­
neration und das Anliegen eines möglichst breit­
gefächerten Bildungsangebots an Erwachsene 
sind nicht nur auf den rein schulisch-organisatori­
schen Teil politischen Handeins zu beschränken, 
sondern stellen ebenfalls einen ganzheitlichen 
Anspruch der Regierungsarbeit dar. 

Die Anpassung der Berufsausbildung an den 
europäischen Standard erfordert die Einrichtung 
von Fachakademien, die den Hochschulbereich 
ergänzen und entlasten. 

Meine Damen und Herren! Eine zukunfts­
orientierte Wissenschafts- und Forschungspolitik 
wird gleichfalls ein ganz entscheidender Faktor 
für die positive Entwicklung Österreichs und für 
die in Zukunft zu bewältigenden Aufgaben sein. 

Die Wissenschafts- und Forschungspolitik der 
Bundesregierung wird sich noch mehr als bisher 
an internationalen Standards orientieren. Dazu 
gehört es, den Anteil der Ausgaben für Forschung 
und Entwicklung weiter auszubauen und an den 
OECD-Durchschnitt heranzuführen. Diese Auf­
gabe bedarf der verstärkten Anstrengungen der 
öffentlichen Hand, aber auch der Privatwirt­
schaft. 

Wissenschaft und Forschung in der Welt von 
morgen sind eng verbunden mit Internationalität 
und internationaler Forschungskooperation. Vor 
diesem Hintergrund sind Strategien zu entwik­
keIn, um die Teilnahme Österreichs an Initiativen 
der EG sicherzustellen, die für Forschung und 
Entwicklung für unser Land bedeutsam sind. In 
diesem Zusammenhang wird sich die Bundesre­
gierung auch bemühen, eine international tätige 
Großforschungseinrichtung nach Österreich zu 
bringen. 

Wissenschaft und Forschung sollen auch in den 
nächsten Jahren budgetär bevorzugt werden, um 
personelle Engpässe zu verringern und räumliche 
und ausstattungsmäßige Mängel Schritt für 
Schritt zu beseitigen. 

Zusätzliche Mittel für die Hochschulen sind 
aber nur dann vertretbar, 

wenn die Universitäten eine effiziente Organi­
sation aufweisen, 

wenn sie an substantiellen Reformen initiativ 
mitwirken und 

wenn Leistungsüberprüfungen und Schwer­
punktbildungen 

durchgeführt werden. 

Das grundsätzliche Reformziel, unsere Hoch­
schulen zu selbständigen, für ihre Leistung ver­
antwortlichen Einrichtungen weiterzuentwickeln, 
kann und wird nur in kooperativer Gesinnung er­
reicht werden. Die Bundesregierung lädt die Rek­
toren, Professoren, Assistenten und Studenten 
ein, dieses große Reformwerk gemeinsam mit ihr 
durchzuführen. 

Der offene Hochschulzugang ist auch in Zu­
kunft unbestritten, ebenso wie das Prinzip der 
Chancengleichheit und Chancengerechtigkeit. 

Die Bundesregierung strebt die ausreichende 
soziale Absicherung der Studentinnen und Stu­
denten, größere soziale Gerechtigkeit bei der 
Vergabe von Stipendien und die Verbesserung 
der studentischen Wohnsituation an. (Beifall bei 
SPÖ llnd ÖVP.) 

Im Bereich der Bundesmuseen ist das bauliche 
Sanierungsprogramm fortzusetzen - es wird 
auch fortgesetzt - und sind ihre Flexibilität und 
Eigenständigkeit zu verstärken. 

Hohes Haus! Die Auseinandersetzung und 
Identifizierung mit Kunst und Kultur wird für im­
mer mehr Menschen zu einem wesentlichen Ge­
staltungselement ihres Lebens. 

Die Bundesregierung will den bereits in der 
vergangenen Gesetzgebungsperiode eingeschlage­
nen Weg fortsetzen und - ich sagte es auch 
schon bei Wissenschaft, Forschung und Bildung 
- Kunst und Kultur weiterhin budgetär bevorzu­
gen. Einen besonderen Schwerpunkt wird die In­
vestition in kulturelle Infrastruktur, die wesent­
lich zur Entfaltung einer freien künstlerischen 
Arbeit beitragen soll, darstellen. 

Der Grundsatz von der "Freiheit der Kunst" 
wurde in den letzten Jahren durch eine konse­
quent liberale Kulturpolitik zu einem verläßli­
chen Ankerpunkt, der nun in den kommenden 
Jahren seine Erweiterung und Befestigung darin 
finden wird, daß jene Bedingungen verbessert 
werden sollen, in denen sich die Autonomie der 
Kunst entfalten kann. 

Der Staat und die Kulturschaffenden sollen in 
eine neue Qualität des Dialogs miteinander ein­
treten. Vorbedingung dieses Dialogs ist die Ver­
abschiedung von den Rollen des großzügig Ge­
benden einerseits und des dankbar Annehmenden 
andererseits. An die Stelle einer in bestimmten 
Bereichen auftretenden Almosenpolitik für 
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Künstler soll künftig durchgängig eine neue Vor­
stellung der Finanzierung von Kunst treten. 

Wenn man sich also vom Begriff der Kultur­
subvention als Gewährung von Mitteln verab­
schiedet, so wendet man sich bewußt gegen die 
Assoziation, bloße Defizite auszugleichen. Es 
reicht dabei nicht, nur die Mentalität von Subven­
tion hin zu Finanzierung von Kunst zu verän­
dern. Es gilt, dazu auch neue Organisationsfor­
men zu entwickeln. 

Die private Wirtschaft kann die notwendige öf­
fentliche Finanzierung von Kunst nicht ersetzen, 
aber sehr wohl sinnvoll ergänzen. 

Sowohl im Bereich des Verlagswesens als auch 
des Filmwesens sollen in der kommenden Periode 
entscheidende weitere Strukturverbesserungen 
vorgenommen werden, ebenso eine zeitgemäße 
Neuordnung des Urheberrechts als Eigentums­
recht der Künstler, wodurch die soziale Absiche­
rung durch Sozialfonds und Sozialversicherungs­
systeme eine gewisse Ergänzung finden wird. 

Kulturpolitik darf sich jedoch nicht auf die Lö­
sung von Finanzierungs- und Infrastrukturfragen 
beschränken. Kulturpolitik heißt nicht zuletzt 
entschiedene Parteinahme für unkonventionelles, 
auch Unruhe stiftendes Kunstschaffen, um jene 
Hindernisse zu beseitigen, die sich gesellschaftlich 
stets aufs neue in den Weg stellen. 

Hohes Haus! Der technische Fortschritt und 
der Trend zur internationalen Globalisierung sind 
auf dem Gebiet der Medien besonders ausge­
prägt. Aufgrund deren sensiblen Rolle in der Ge­
sellschaft wird die Bundesregierung in der kom­
menden Legislaturperiode diesem Thema beson­
deres Augenmerk widmen. Weit mehr als bloßer 
Wirtschaftsfaktor sind die Medien eines Landes 
Bestimmungsgröße für sein geistiges und kultu­
relles Schaffen, für seine geistige und kulturelle 
Identität. Das gilt für alle Länder. aber ganz be­
sonders für kleine Länder. Deshalb gilt es. die 
Wettbewerbsfähigkeit der österreichischen Me­
dienproduzenten im Sinne eines offenen und plu­
ralistisch-demokratischen Gesellschaftssystems 
sowie zur Bewahrung unserer kulturellen Identi­
tät zu erhalten. 

Ganz besonders übertragen ist diese Aufgabe 
dem ORF, der als öffentlich-rechtliches Unter­
nehmen seine Vorgaben gesetzlich vorgeschrie­
ben hat. Er ist als wichtiger Informationsvermitt­
ler und Kulturträger und damit als bedeutende 
Institution gesellschaftlicher Integration unver­
ziehtbar. So wird dem öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk weiterhin die Aufgabe der Versorgung, 
vor allem in den Bereichen Information, Bildung 
und Kultur, zukommen. Für diesen besonderen 
Auftrag behält der ORF das Recht, von den Pro­
grammteilnehmern Gebühren einzuheben. 

Auf der Basis des Bekenntnisses und damit der 
Sicherung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
im allgemeinen und des ORF im besonderen wird 
es in den kommenden Jahren im Bereich der 
elektronischen Medien zu Liberalisierungsschrit­
ten kommen. So soll die gesetzliche Zulassung 
von privaten Hörfunkprogrammen bis Mitte der 
Legislaturperiode realisiert werden. Die Frage ei­
ner Liberalisierung auch im Bereich des Fernse­
hens und die damit zusammenhängenden Fragen 
der Werbezeiten werden später unter Bedacht­
nahme auf die berechtigten Interessen der Betrof­
fenen in Angriff zu nehmen sein. 

Auch im Bereich der Printmedien wird die 
Bundesregierung das österreichische Element in 
Zukunft stärker betonen unel in ihren Bemühun­
gen die kleineren Zeitungen tendenziell gegen­
über den großen bevorzugen, ohne daß dadurch 
die Akzeptanz durch den Käufer beziehungsweise 
Leser als Regulativ ausgeschaltet wird. So haben 
wir uns vorgenommen. im Rahmen einer Weiter­
entwicklung des Kartellrechts gegen elie weitere 
Konzentration von Medienmacht vorzukehren. 
Demnach sind Zusammenschlüsse von Medien ei­
ner Kontrolle zu unterwerfen und zu untersagen, 
wenn eine Beeinträchtigung der Medienvielfalt zu 
befürchten ist. Bei der Presseförderung soll in 
Zukunft bei Zeitungen und Zeitschriften mit aus­
ländischen Kapitalanteilen die Förderung um den 
Anteil der ausländischen Beteiligung gekürzt wer­
den. 

Wir werden weiters danach trachten. die Jour­
nalistenausbildung stärker zu unterstützen. da wir 
von der Überzeugung ausgehen, daß gut ausgebil­
dete Medienmitarbeiter ein wichtiger Pluspunkt 
bei der Verteidigung von Medienvielfalt sind. 

Hohes Haus! Der Bedarf an Wohnraum wird in 
den nächsten Jahren stark ansteigen. Es ist die 
erklärte Absicht der Bundesregierung, im Zusam­
menwirken mit den Gebietskörperschaften, so­
wohl den qualitativen als auch den quantitativen 
Bedarf an Wohnraum durch ein optimales Zu­
sammenwirken zwischen marktwirtschaftlichen 
Kräften, Eigeninitiativen und staatlichen Rah­
menbedingungen auf der Grundlage der sozialen 
Verantwortung zu befriedigen. 

Rasche Abhilfe ist zunächst nur im Bereich des 
Wohnungsbestanels möglich. Besonders im Rah­
men der gemeinnützigen Wohnungswirtschaft ist 
sicherzustellen, daß Mietwohnungen mit niedri­
gen Preisangeboten bei Wiedervermietung vor al­
lem denen zugute kommen, die gerade solche 
Wohnungen am dringendsten brauchen. 

Wohnungen, die in Hinblick auf geförderte Sa­
nierungsmaßnahmen leerstehen, sollen durch Be­
fristungsmöglichkeiten rasch verfügbar gemacht 
werden und für bedürftige Zielgruppen bereit­
stehen. Da die Maßnahmen im Wohnungsbereich 
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besonders vordringlich sind, werden die beiden 
Regierungsparteien umgehend im Parlament ei­
nen Initiativantrag zu diesem Thema einbringen. 
Dadurch können allein in Wien zirka 1 500 Woh­
nungen bereitgestellt werden. 

Die Bundesregierung beabsichtigt die Schaf­
fung eines zusammenfassenden Bundeswohnge­
setzes mit dem Ziel der Rechtsbereinigung und 
die Harmonisierung der für die Bürger unüber­
sichtlich gewordenen Wohnrechtsbestimmungen. 
Eine parlamentarische Enquete im ersten Halb­
jahr 1991 soll dazu den Startschuß geben. 

Um Auswüchsen in der Mietenentwicklung 
entgegenzutreten und gleichzeitig die Erhaltung 
des Wohnbestands zu sichern, wird das Mietrecht 
dahin gehend novelliert, daß bei Neuvermietun­
gen die Angemessenheit des Mietzinses konkreti­
siert und dadurch begrenzt wird. Im Zuge dessen 
soll auch der Mieterschutz verbessert werden. 

Vielfach wird beklagt. daß nicht wenige neue 
Wohnungen zwar vermietet sind, jedoch kaum 
oder überhaupt nicht bewohnt werden. Oft sind 
es solche. die aufgrund der geltenden wohnrecht­
lichen Bestimmungen ziemlich billig sind. Die 
Mieteneinnahmen aus diesen Wohnungen rei­
chen andererseits häufig nicht aus. die Häuser zu 
erhalten oder gar in der Substanz zu verbessern. 

Wir haben daher vereinbart, diese Mieten bei 
Neuvermietung auf einen Betrag anheben zu las­
sen, der die Erhaltung des Hauses erlaubt. Zum 
Schutz der Mieter sollen aber die Erhaltungs- und 
Verbesserungsmaßnahmen leichter durchsetzbar 
sein. 

Rechtsanpassungen sollen es ermöglichen, das 
Vermögen von Bauträgern der gemeinnützigen 
Wohnungswirtschaft besser als bisher für Zwecke 
sozial gebundenen Wohnraums einzusetzen. Die 
Bundesregierung hält an der gesetzlichen Veran­
kerung der Wohnungsgemeinnützigkeit fest. 
Dem breiten Wunsch nach Wohnen im Eigentum 
ist durch Umwandlung von Miet- in Eigentums­
wohnungen entgegenzukommen, und zwar bei je­
nen öffentlich geförderten Wohnungen, die ge­
meinnützige Unternehmen erbauen. 

Bundes- und landesgesetzlich geregelte Sub­
jektförderungen sollen länderweise vereinheit­
licht werden. 

Daher wird die Bundesregierung gemeinsam 
mit den Bundesländern um verfassungskonforme 
Regelungen bemüht sein, die einer ungezügelten 
Preisentwicklung bei Grund und Boden und der 
Spekulationstätigkeit mit Bauland gegensteuern. 

Das System des Bausparens soll erhalten blei­
ben und rechtzeitig ausgebaut werden. Die Vor­
teile dieser Finanzierungsform sollen in Zukunft 
auch für Bewohner von Mietwohnungen verfüg-

bar werden, sodaß davon ausgegangen werden 
kann, daß die vereinbarten Reformen eine gute 
Basis für eine weitere gute Entwicklung des Woh­
nungsmarktes darstellen. 

Hohes Haus! Österreich ist ein sicheres Land. 
Es befindet sich bezüglich der Entwicklung der 
Kriminalität und der Aufklärung von Straftaten 
in einer relativ guten Ausgangslage. Um diesen 
Standard halten zu können, wird es notwendig 
sein, für das Sicherheitswesen zusätzliche perso­
nelle und technische Möglichkeiten zu erschlie­
ßen. 

So soll auch die Exekutive verstärkt von nicht 
unmittelbar sicherheitsbezogenen Tätigkeiten 
entlastet werden. Diese Entlastung wird sowohl 
im Bereich von Bundesgesetzen als auch von Lan­
desgesetzen notwendig sein. Tätigkeiten, die nicht 
hoheitlicher Natur sind und die ohne Gefährdung 
von Sicherheitsinteressen durch Private durchge­
führt werden können, sollen nach Möglichkeit 
diesen übertragen werden. Die Aufgaben und 
Rechte der Exekutive sind in einem Sicherheits­
polizeigesetz festzuschreiben. 

Cm die unerträgliche Geißel "Tod auf der Stra­
ße" bekämpfen zu können, werden die verkehrs­
politischen Kompetenzen des Innenministeriums 
ausgebaut. 

Meine Damen und Herren! Wie alle Staaten 
muß auch Österreich seine Staatsgrenzen wirk­
sam sichern. Aufgrund der besonderen geogra­
phischen Lage verlangt diese Sicherung den aus­
reichenden Einsatz von Exekutivkräften, um ille­
gale Grenzübertritte zu verhindern. 

Die Aufgabe der Grenzsicherung war bisher 
und soll auch weiterhin Aufgabe der zivilen Be­
hörden und der Exekutive sein. Die Erfahrungen 
haben allerdings gezeigt, daß mit dem derzeitigen 
Personalnotstand der Gendarmerie und Zollwa­
che keine dauerhafte Sicherung der Grünen 
Grenze erreicht werden kann. Es wird daher er­
forderlich sein, zusätzliche Planstellen dafür vor­
zusehen. Für die konkrete Überwachungstätigkeit 
in besonderen Fällen soll auch weiterhin die Assi­
stenzleistung durch das Bundesheer in Frage 
kommen, wobei die Schaffung genauer gesetzli­
cher Grundlagen dafür zu prüfen ist. 

Österreich ist nach wie vor seiner Tradition als 
Asylland verpflichtet und wird daher auch in den 
nächsten Jahren sicherstellen, daß allen, die aus 
Gründen politischer, rassischer und religiöser 
Verfolgung ihr Land verlassen müssen, Asyl und 
eine Integrationschance geboten werden. Nicht 
zuletzt im Interesse dieser Gruppe ist das Asyl­
verfahren so zu beschleunigen, daß eine Ent­
scheidung in wenigen Monaten getroffen werden 
kann. Die Auf teilung von Asylwerbern während 
des Verfahrens ist anteilig auf alle Länder vorzu-
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nehmen, wobei die Möglichkeit geschaffen wer­
den soll, Verteilungsquoten auch durchzusetzen. 

Die Bundesregierung wird die Initiative für die 
Ausarbeitung einer europäischen Wanderungs­
konvention ergreifen. Für jenen Personenkreis, 
der nicht aus Gründen politischer Verfolgung 
nach Österreich einwandert, sind auf der Grund­
lage der Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarkts 
und des Wohnungsmarkts Planungsgrößen fest­
zulegen. Ein diesbezüglicher Vorschlag der Bun­
desregierung ist mit den Bundesländern zu ver­
einbaren und stellt dann die Höchstgrenze dar. 

Aus klaren Sicherheitsrücksichten sind frem­
denpolizeiliche Maßnahmen gegen illegale Arbeit 
und unerlaubten Aufenthalt notwendig. Die 
Sanktionen gegen illegale Beschäftigung sind 
möglichst effizient zu gestalten und auch anzu­
wenden. Die Bundesregierung wird sich daher 
darum bemühen, mit allen Nachbarländern 
Schubabkommen abzuschließen. Weitere Kon­
trollmöglichkeiten soll eine NovelIierung des 
Melderechtes mit sich bringen. 

Der Ausbau des Zivilschutzes zu einem mög­
lichst umfassenden Katastrophenschutz, bei ge­
fährlichen Situationen jeder Art, wird auf natio­
naler und internationaler Ebene verstärkt weiter­
geführt. 

Hohes Haus! Vom Bekenntnis zur immerwäh­
renden, bewaffneten Neutralität ausgehend, be­
trachtet die Bundesregierung die umfassende 
Landesverteidigung als integralen Bestandteil der 
österreichischen Sicherheitspolitik. Auch unter 
Berücksichtigung der Veränderungen im sicher­
heitspolitischen Umfeld Österreichs werden die 
prinzipiellen Zielsetzungen des Landesverteidi­
gungsplans weiterhin die Grundlage dafür dar­
stellen. 

Im Bereich der militärischen Landesverteidi­
gung werden umfassende Reformen in Angriff 
genommen werden, deren Ziel ein Weniger an 
Bürokratie und Verwaltungskosten, eine an mo­
dernem Management orientierte Verwaltung und 
Führung des Bundesheeres sowie eine Stärkung 
des Milizsystems ist. Die Ausbildung unserer Sol­
daten muß künftig in verstärktem Maß von den 
Begriffen Qualität, Effektivität und Modernität 
geprägt sein. 

Unsere Grundwehrdiener sollen finanziell bes­
ser gestellt werden, als dies derzeit der Fall ist. 
Die Sanierung und Modernisierung der Kasernen 
wird auch in dieser Gesetzgebungsperiode ein 
wichtiges Ziel sein. 

Das Ergebnis der Reformmaßnahmen wird 
nach zwei Jahren auf die Möglichkeit einer Ver­
kürzung des Grundwehrdienstes sowie die Ein­
führung einer Fünftagewoche zu bewerten sein. 

Eine Reform des militärischen Nachrichten­
dienstes wird eine klare Festlegung der Befugnis­
se und eine aufgabenorientierte Personalreduzie­
rung umfassen sowie eine parlamentarische Kon­
trolle vorsehen. 

Die jetzige Form des Zugangs zum Zivildienst. 
nämlich eine Glaubhaftmachung von Gewissens­
gründen vor einer Kommission, wird nicht beibe­
halten. (Beifall bei SPÖ. ÖVP und den Grünen.) 

Hand in Hand mit den Reformen im Bereich 
der militärischen Landesverteidigung wird daher 
auch eine Reform des Zivildienstes durchgeführt 
werden, die vom Prinzip der Lastengleichheit 
zwischen Präsenz- und Zivildienst ausgeht und 
das Ziel hat, zivildienstwillige Wehrpflichtige von 
der Prüfung der Glaubwürdigkeit ihrer Gewis­
sensgründe zu befreien. 

Hohes Haus! Auch die öffentliche Verwaltung 
steht vor neuen Anforderungen. Der öffentliche 
Dienst wird sich von dem in vielen Bereichen be­
stehenden Verwaltungsdenken abwenden müs­
sen, das sich an strikt abgegrenzten Aufgabenbe­
reichen orientiert. Er wird sich anstelle dessen zu 
einem projektorientierten, vernetzten Verwal­
tungshandeln hinzuwenden haben. Dazu bedarf 
es modernst ausgebildeter, mit hoher Eigenver­
antwortung ausgestatteter Mitarbeiter, aber auch 
zeitgemäßer Organisationsformen und -techni­
ken. (Präsident Dr. Li eh a I übernimmt den 
Vorsitz.) 

Eine Reform des Besoldungs- und Dienstrechts 
wird daher die zentrale Aufgabe im öffentlichen 
Personalwesen sein und auch eine Grundlage für 
eine sinnvolle Verwaltungsverbesserung schaffen. 
Es ist beabsichtigt, daß Leistung und Verantwor­
tung weitaus stärker als bisher die Gehaltsent­
wicklung bestimmen und damit die Motivation 
fördern. 

Für diejenigen, die bereit sind, Leitungsfunk­
tionen und damit höhere Verantwortung zu über­
nehmen, soll es in Zukunft Funktionsentlohnun­
gen geben. Es handelt sich dabei um ein System, 
wie es in weiten Teilen der Wirtschaft seit Jahren 
mit Erfolg gehandhabt wird. 

Hohe Leitungsfunktionen sollen in Zukunft 
grundsätzlich nur mehr auf Zeit vergeben wer­
den. Es ist geplant, bei der Betrauung mit einer 
Leitungsfunktion neben dem fachlichen Können, 
dem Engagement und der Erfahrung auch die 
Fortbildungsbereitschaft und absolvierte Tätig­
keiten in anderen Verwaltungsbereichen verstärkt 
zu berücksichtigen. 

Die Qualifikation der Mitarbeiter des öffentli­
chen Dienstes soll generell einen wichtigeren 
Stellenwert erhalten, als das derzeit vielleicht der 
Fall ist. Zu diesem Zweck wird die Verwaltungs-
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akademie des Bundes ein vielfältiges Kursangebot 
sowie eine praxisorientierte und permanente Be­
rufsfortbildung anbieten. Die Aus- und Fortbil­
dungsmaßnahmen werden einen EG-Schwer­
punkt erhalten und sollen sicherstellen, daß hoch­
qualifizierte öffentlich Bedienstete in steigender 
Zahl zur Verfügung stehen, um die Beitrittsphase 
zu den Europäischen Gemeinschaften kompetent 
bewältigen zu können. 

Staatliche Verwaltung wird auch in Zukunft 
durch das besondere System eines öffentlichen 
Dienstes wahrgenommen werden. Ob die Dienst­
verhältnisse in Zukunft öffentlich-rechtlich oder 
privatrechtlich konstruiert sein sollen, muß je­
weils nach Zweckmäßigkeit LInd Notwendigkeit 
entschieden werden. Grundsätzlich müssen die 
Prinzipien des pragmatisierten Dienstverhältnis­
ses in jenen Verwaltungsbereichen außer Streit 
stehen, wo dem Disziplinarrecht unterworfene 
und unkündbare Beamte notwendig sind. Dies 
wird neben der Gerichtsbarkeit insbesondere die 
Hoheitsverwaltung des Bundes sein, also jener 
Bereich der Verwaltungstätigkeit, der mit den 
Mitteln hoheitlicher Befehls- und Zwangsgewalt 
besorgt wird. 

Im Sinne eines modernen Regierungsmanage­
ments wird die Bundesregierung eine Personal­
und Organisationsplanung in allen Ministerien 
einführen. Die Effizienzsteigerung und Rationali­
sierung auf allen Ebenen bilden hiefür die maß­
geblichen Zielsetzungen. 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich habe Ihnen das Arbeitsprogramm der 
Bundesregierung für die kommenden vier Jahre 
vorgelegt. Es ist ein ambitioniertes Programm, 
mit dem wichtige strukturelle Änderungen in 
Österreich ermöglicht werden. Einige Punkte 
sind echte Trendbrüche, wo mit langgepflegten 
Traditionen Schluß gemacht wird. Das gilt auch 
für die beiden Regierungsparteien überall dort, 
wo die beschriebene Politik nicht unbedingt eine 
Fortschreibung der jeweils eigenen Tradition be­
deutet. Das Arbeitsprogramm ist somit ein Kom­
promiß im besten Sinn des Wortes. Es ist zustan­
de gekommen nicht aufgrund des kleinsten ge­
meinsamen Nenners, sondern durch das Zusam­
menlegen und Abstimmen der Gestaltungsvor­
stellung beider großer Parteien im von beiden 
Seiten getragenen Wunsch, dem Land eine stabile 
und gleichzeitig reformfreudige Regierung zu 
sein. 

Mit den kommenden Reformen wollen wir je­
der einzelnen Österreicherin und jedem einzel­
nen Österreicher mehr Freiraum, mehr Auswahl­
möglichkeiten und damit mehr Lebenschancen si­
chern. Das erstreckt sich auf den Arbeitsplatz ge­
nauso wie auf die Bildungsmöglichkeiten, auf die 
Form der Partnerschaft wie auf die Möglichkeit, 
sich politisch zu engagieren und zu entfalten. Da-

bei muß klargestellt sein, daß die Wahlmöglich­
keiten des einen nicht Wahlmöglichkeiten aller 
anderen einengen. Lebenschancen sind nur dann 
gegeben, wenn die Umwelt in einem guten Zu­
stand ist, wenn das Netz der sozialen Sicherheit 
fest geknüpft ist und wenn ganz generell ein Kli­
ma der geistigen Offenheit herrscht. in dem Pro­
bleme artikuliert und politisch verantwortungs­
voll gelöst werden können. 

Meine Damen und Herren! Wie Sie meinen 
Worten entnehmen können, geht es in unserem 
Programm nicht so sehr um die Quantitäten als 
um die Qualitäten. Natürlich sind wir der Mei­
nung, daß die Vollbeschäftigung gesichert, daß 
die Einkommenskraft der Österreicherinnen und 
Österreicher zunehmend gestärkt werden muß. 
Natürlich sind wir der Meinung, daß es Wohnun­
gen geben muß und daß etwa die Eisenbahn 
schneller und häufiger fahren soll. Doch sind wir 
überzeugt, daß es - dank des Standards, den wir 
erreicht haben - immer mehr die Qualitäten 
sind, die zählen: 

Was ist verstärkte Wirtschaftskraft wert, wenn 
die Umwelt nicht in Ordnung ist? 

Was bedeutet mehr Freizeit, wenn man kein 
Einkommen hat, das eine sinnvolle Freizeitgestal­
tung möglich macht? 

Was heißt Weltoffenheit. wenn nicht gleichzei­
tig ein umfassendes Angebot an Internationalisie­
rung in unseren Bildungseinrichtungen anzutref­
fen ist? 

Hohes Haus! Die Bundesregierung hat mit dem 
heutigen Tag ihr Arbeitsprogramm vorgelegt. 
Auf der Basis dieses Arbeitsprogramms lade ich 
Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren Ab­
geordneten, ein, mit uns in den kommenden Jah­
ren jene Schritte zu ermöglichen, die Fortschritt 
für unser Land bringen, und ich lade von hier aus 
alle Österreicherinnen und Österreicher ein, sich 
an diesem Gestaltungsprozeß möglichst aktiv zu 
beteiligen. Es ist im Interesse jedes einzelnen, es 
ist im Interesse von uns allen! - Ich danke für 
Ihre Aufmerksamkeit. (Langanhallender Lebhafler 
Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 13.03 

Präsident Dr. Lichal: Ich danke dem Herrn 
Bundeskanzler für seine Ausführungen. 

Es liegt ein Verlangen gemäß § 81 der Ge­
schäftsordnung nach Durchführung einer Debat­
te über die soeben abgegebene Regierungserklä­
rung vor. 

Ich werde diese Debatte im Sinne der Beratung 
in der letzten Präsidialkonferenz für die morgige 
Sitzung des Nationalrates als 1. Punkt der Tages­
ordnung anberaumen. 
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2. Punkt: Bericht des Finanzausschusses über 
den Antrag 431 A der Abgeordneten Dr. Schranz, 
Dr. Feurstein und Genossen betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Einkommensteuerge­
setz 1988, BGBl. Nr. 400/1988, geändert wird 
(34 der Beilagen) 

Präsident Dr. Lichal: Meine sehr geehrten Da­
men und Herren! Wir gelangen nunmehr zum 
2. Punkt der Tagesordnung: Antrag 43/A der Ab­
geordneten Dr. Schranz, Dr. Feurstein und Ge­
nossen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Einkommensteuergesetz geändert wird. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Mrk­
vicka. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Mrkvicka: Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren Bundesminister! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Die Abgeord­
neten Dr. Schranz, Dr. Fellrstein und Genossen 
haben am 12. Dezember 1990 den Antrag 43/A 
im Nationalrat eingebracht und wie folgt begrün­
det: 

Im Einkommenstellergesetz 1972 waren Bezü­
ge aus der gesetzlichen Unfallversorgung steuer­
frei. Diese Steuerbefreiung wurde in das Einkom­
mensteuergesetz 1988 nicht übernommen. Es war 
geplant, anstelle der bis zum Jahre 1988 gegebe­
nen Steuerfreiheit Anpassungen im Leistungs­
recht der gesetzlichen Unfallversorgung vorzu­
nehmen. Zu derartigen Anpassungen ist es aber 
nicht gekommen. Es soll daher zur Rechtslage, 
wie sie vor dem Inkrafttreten des Einkommen­
stellergesetzes 1988 gegolten hat, zurückgekehrt 
und wieder eine generelle Steuerfreiheit für Lei­
stungen aus der gesetzlichen Unfallversorgung 
eingeführt werden. 

Der Finanzausschuß hat den Initiativantrag in 
seiner Sitzung am 13. Dezember 1990 in Ver­
handlung genommen. 

Bei der Abstimmung wurde der Initiativantrag 
mit Stimmeneinhelligkeit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Fi­
nanzausschuß somit den An t rag, der Natio­
nalrat wolle dem dem schriftlichen Ausschußbe­
richt angeschlossenen Gesetzentwurf die verfas­
sungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
bitte ich, Herr Präsident, in die Verhandlungen 
einzugehen. - Danke. 

Präsident Dr. Lichal: Ich danke dem Herrn Be­
richterstatter für seine Ausführungen. 

General- und Spezialdebatte werden unter ei­
nem durchgeführt. 

Redezeitbeschränkung 

Präsident Dr. Lichal: Bevor ich dem ersten ge­
meldeten Redner das Wort erteile, gebe ich be­
kannt, daß mir ein Antrag der Abgeordneten Dr. 
Fuhrmann und Dr. Neisser vorliegt, die Redezeit 
jedes zum Wort gemeldeten Abgeordneten für 
diese Debatte auf 15 Minuten zu beschränken. 

Ich tasse sogleich darüber abstimmen und bitte 
jene Damen und Herren, die diesem Antrag zu­
stimmen, um ein diesbezügliches Zeichen. - Das 
ist mit M ehr h e i t a n gen 0 m m e n. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß gemäß § 57 
Abs. 4 der Geschäftsordnung dem jeweils ersten 
gemeldeten Redner jedes Klubs dennoch eine Re­
dezeit von 20 Minuten zusteht. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordne­
ter Mag. Guggenberger. Ich erteile es ihm. 

13.11 
Abgeordneter Mag. Guggenberger (SPÖ): Sehr 

geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bun­
desminister! Geschätzte Damen und Herren! Das 
erste Gesetz, das wir in der neuen Legislaturpe­
riode beschlossen haben, war das Sozialrechts­
Änderungsgesetz. Mit diesem Gesetz haben wir 
die Pensionen allgemein kräftig ang~hoben, ha­
ben weiters die Mindestpensionen spürbar erhöht 
und darüber hinaus den Ausgleichszulagenemp­
fängern einen einmaligen Heizkostenzuschuß ge­
währt. 

Heute - nur wenige Wochen später - be­
schließen wir hier den Wegfall der Besteuerung 
eier Unfallrenten. Diese beiden Maßnahmen si­
gnalisieren, auch für dieses nellgewählte Parla­
ment haben soziale Fragen allerhöchste Priorität. 
Und auch das soeben vorgetragene Programm der 
neuen Bundesregierung hat deutlich gemacht, 
daß Sozialpolitik auch weiterhin mit im Zentrum 
ihrer politischen Bemühungen stehen wird. 

Noch etwas Erfreuliches, meine sehr geehrten 
Damen und Herren: Es war Bundeskanzler Dr. 
Franz Vranitzky, der vor der Wahl in der Diskus­
sion der Spitzenkandidaten im Fernsehen ver­
sprochen hat, daß die Unfallrentenbesteuerung 
endgültig fallen wird. Ich habe damals in einer 
Presseaussendung diese Erklärung des Herrn 
Bundeskanzlers begrüßt und gemeint: Ich werde 
ein lästiger Mahner sein und ihn immer daran er­
innern, daß diese Zusage so rasch wie möglich 
einzulösen ist. - Nicht einmal drei Monate später 
wird aus dieser Zusage bereits ein Gesetz. Das ist 
wahrlich ein Zeichen von beeindruckender Ge­
schwindigkeit, mit der wir dieses Wahlverspre­
chen eingelöst haben, und das stellt, so meine ich, 
dieser Bundesregierung insgesamt und ihrer 
Glaubwürdigkeit im speziellen ein sehr gutes 
Zeugnis aus und ist auch ein gutes Omen für un­
sere gemeinsame politische Arbeit. 
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Darf ich eine kurze Rückblende machen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren: Der Steuerre­
form des Jahres 1988 ist die Philosophie zugrun­
de gelegt worden, möglichst viele Ausnahmen im 
Steuergesetz zu streichen, um dafür gleichzeitig 
die Tarife kräftig senken zu können. Diesem 
Prinzip ist auch die ursprüngliche Steuerfreiheit 
der Unfallrenten zum Opfer gefallen. Über 
90 Prozent der Bevölkerung haben von dieser 
Steuerreform ganz erheblich profitiert. Nur die 
Opfer von Arbeitsunfällen haben Einkommens­
einbußen hinnehmen müssen, und so haben sie 
sich als eine der ganz wenigen Gruppen nicht als 
Gewinner, sondern als Verlierer dieser Steuerre­
form gefühlt. Aufgrund dessen haben wir dann 
1989 die Besteuerung der Unfallrenten wieder 
teilweise zurückgenommen, und das sogar rück­
wirkend. Darauf soll auch heute wieder hingewie­
sen werden. 

Mit unserem heutigen Gesetzesbeschluß stellen 
wir den ursprünglichen Zustand wieder her. 
Rund 120 000 Menschen, die durch einen Ar­
beitsunfall einen dauernden gesundheitlichen 
Schaden davongetragen haben, werden wieder, 
und zwar ab dem 1. Jänner kommenden Jahres. 
ihre Unfallrenten ungeschmälert beziehen kön­
nen. 

Als ein Mandatar, der sich in besonderer Weise 
der Probleme behinderter Menschen annimmt, 
weiß ich. wie wenig die Betroffenen den seiner­
zeitigen Wegfall der Steuerbefreiung akzeptiert 
haben. und ich weiß deshalb auch, wie sehr sie 
sich über die Maßnahme freuen, die wir heute 
beschließen werden. 

Der Herr Bundeskanzler. der Herr Finanzmini­
ster und wir als Abgeordnete dieses Hauses ma­
chen mit unserer Initiative den Unfallrentnern 
ein echtes Weihnachtsgeschenk. (Abg. Edith 
HaLL er: Das ist unglaublich zynisch.' Vorerst 
zwei Jahre Verschlechterungen ... ) Meiner Frak­
tion und mir persönlich ist es eine große Freude, 
diesen Beschluß hier und heute herbeizuführen. 
(Beifall bei SPÖ Ilnd ÖVP.) /3./6 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zu Wort ge­
meldet ist Herr Abgeordneter Dr. Feurstein. Ich 
erteile es ihm. 

13.16 
Abgeordneter Dr. Feurstein (ÖVP): Herr Prä­

sident! Meine Damen und Herren! Die Erläute­
rungen, die Kollege Guggenberger im Hinblick 
auf die geschichtliche Entwicklung der Besteue­
rung der Unfallrenten gemacht hat, sind richtig. 
Sie ist im Jahre 1988 zunächst eingeführt worden, 
nicht aber, wie wir wissen, in vollem Umfang 
wirksam geworden. Ebenso richtig ist, daß eine 
Korrektur zu Beginn des Jahres eine teilweise 
Freistellung der Besteuerung von Unfallrenten 
bewirkt hat. Heute nun - nachdem wesentliche 

Zusagen, die damals gemacht worden sind, nicht 
eingehalten werden konnten - wird die Besteue­
rung von Unfallrenten wieder zur Gänze gestri­
chen. 

Ich würde hier aber nicht von Geschenken 
sprechen, denn es handelt sich hierbei wirklich 
nicht um ein Geschenk, das wir den Unfallrent­
nern machen, Herr Kollege Guggenberger. Ich 
meine: Wenn man eine Zusage macht - diese 
Zusage kann nicht gehalten werden - , so ist es, 
glaube ich, auch notwendig und richtig, daß man 
die ganze Angelegenheit wieder in den alten Zu­
stand zurückführt. Und da kann von keinem Ge­
schenk die Rede sein. (Beifall bei der ÖVP und 
Beifall der Abg. Edith Haller.) 

Meine Damen und Herren! Ich meine, daß die 
Unfallrentner ein Recht haben, ihre Versehrten­
renten steuerfrei zu beziehen, und ich möchte 
auch begründen, warum. Ich habe eigentlich fol­
genden Standpunkt immer vertreten: Eine Un­
fallrente ist nicht ein Einkommensersatz oder ist 
im eigentlichen Sinne ja nicht ein Einkommen, 
das jemand erhält, sondern es handelt sich dabei 
um eine Abgeltung der Minderung der Erwerbs­
fähigkeit. Der Versehrte kann im wirtschaftlichen 
Leben, kann am Arbeitsplatz nicht mehr im vol­
len Ausmaß tätig sein. Er kann wirtschaftlich 
nicht mehr so auftreten, wie er vielleicht gerne 
möchte, und er kann daher auch nicht jenes Ein­
kommen erzielen, das er, wenn er die Behinde­
rung nicht hätte, vielleicht erzielen würde. Aus 
diesem Grunde hat die Unfall rente sehr viel mit 
Schadenswiedergutmachung zu tun, und Sc ha­
denswiedergutmachungen sollen, wie wir alle wis­
sen, steuerfrei sein, und sie sind es auch. 

Ich habe daher immer die Meinung vertreten, 
daß die Unfallrente nicht besteuert werden sollte. 
Und eigentlich haben wir seinerzeit dieser Ände­
rung im Einkommensteuerrecht nur unter der 
Vorgabe, daß man sich bemühen wird, eine Ver­
besserung im Leistungsrecht herbeizuführen, zu­
gestimmt. Das einmal zum Grundsätzlichen. 

Unfallrenten haben, wie gesagt, sehr viel mit 
Schadenswiedergutmachung zu tun und sind da­
her, und ich glaube, zu Recht steuerfrei, und diese 
Maßnahme, die wir jetzt durchführen, entspricht 
einfach einer ganz normalen legistischen Ande­
rung. 

Zweitens, meine ich, sollten wir nun - das er­
gibt sich schon aus dem von mir Gesagten -
nicht danach fragen: Ja, wer hat denn das er­
reicht? Wenn wir gemeinsam zur Einsicht gelangt 
sind, daß die Besteuerung von Unfallrenten nicht 
richtig ist, so kann man doch hier nicht davon 
reden, daß Versprechungen eingelöst werden. Ich 
meine, daß es ein gemeinsames Anliegen war, und 
ich gebe auch zu, daß sich alle Parteien hier im 
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Hohen Haus sehr um dessen Durchsetzung be­
müht haben. 

Aus allen Kreisen und aus allen Richtungen ist 
dieses Anliegen immer wieder an uns herangetra­
gen worden, und, wie es in einem Sprichwort 
heißt, dieser ständige Tropfen hat nun wieder ein­
mal den Stein etwas ausgehöhlt. 

Insoweit betrachte ich das als eine ganz norma­
le Entwicklung, als eine ganz normale Maßnah­
me, die wir jetzt setzen werden, um eben einen 
Rechtszustand herzustellen, der unserem Rechts­
empfinden im Steuerrecht entspricht. 

Ich möchte aber noch etwas zu dieser ganzen 
Problematik sagen, einen kurzen Gedanken, der 
mir wichtig erscheint, wenn wir die ganze Unfall­
rentenproblematik betrachten. Sie wissen, daß 
eine Unfallrente nur bestimmte Personen bekom­
men, nämlich jene Personen, die durch einen Ar­
beitsunfall, durch einen Dienstunfall behindert 
werden, und dann gibt es noch eine zweite Grup­
pe von Menschen, die sich besonders einsetzen, 
um das Leben anderer zu schützen, Feuerwehr­
leute, Bergrettungsmänner LInd so weiter; sie ge­
nießen auch diesen Schutz. Weiters gibt es einen 
eingeschränkten Schutz für Schüler und Studen­
ten, aber es gibt natürlich weitere Gruppen von 
Personen, die auch behindert werden durch einen 
Unfall oder durch andere Ereignisse, die diesen 
besonderen Schutz, den die gesetzliche Unfallver­
sicherung bietet, nicht beanspruchen können. 

Unser Anliegen war es eigentlich immer, daß 
man diesen Schutz ausweitet, und ich freue mich, 
daß aufgrund des nun abgeschlossenen neuen Ar­
beitsübereinkommens eine weitere wichtige 
Gruppe in die gesetzliche Unfallversicherung ein­
bezogen werden soll, nämlich die Hausfrauen; die 
Frauen, die zu Hause ihre Arbeit leisten, sollen 
zum ehestmöglichen Zeitpunkt in diesen Schutz 
der gesetzlichen Unfallversicherung einbezogen 
werden. 

Ich weiß, daß es dann immer noch bestimmte 
Gruppen gibt, die diesen Unfallversicherungs­
schutz noch nicht genießen. Aber es muß unser 
grundsätzliches Bemühen sein, in a1l den Berei­
chen, überall, wo wir pflegebedürftige und hilfs­
bedürftige Personen haben, diesen Menschen den 
gleichen Schutz, die gleichen Rechte, die gleichen 
Ansprüche zu bieten. 

Ich darf sagen, daß wir nun in einem weiteren 
Punkt dieses Arbeitsübereinkommens - das ist 
auch in der Regierungserklärung des Herrn Bun­
deskanzlers heute deutlich gesagt worden - ei­
nen solchen Schritt setzen werden, und zwar 
schon sehr rasch setzen werden, nämlich im Jahre 
1991, durch die Einführung des Pflegegeldes. 

Durch das Pflegegeld werden a11 die vielen - es 
sind ja sehr viele - Zuwendungen, Leistungen, 
die behinderte, pflegebedürftige Menschen be­
kommen - und Verunfallte sind ja unter Um­
ständen auch hilfsbedürftige und pflegebedürftige 
Menschen -, abgegolten. diese Menschen werden 
nun eine grundsätzliche Abdeckung ihrer An­
sprüche durch die Neueinführung des Pflegegel­
des bekommen. 

Wichtig ist, daß diese Leistung, die nun in Zu­
kunft die hilfsbedürftigen und pflegebedürftigen 
Menschen bekommen werden, als österreichweite 
Leistung, als einheitliche Leistung - das ist das 
Pflegegeld -, die viele andere Leistungen auf 
Landesebene, auf Bundesebene ersetzen soll, ge­
währt wird. Diese Leistungen sollen eben insge­
samt in das gemeinsame Pflegegeld einfließen, 
das, so hoffe ich, auch bald beschlossen werden 
kann. 

Ich glaube, daß wir, so wie das auch eingangs 
heute vom Herrn Bundeskanzler gesagt worden 
ist, wirklich vor einem Trendbruch stehen, was 
den ganzen Bereich der behinderten, der pflege­
bedürftigen Menschen betrifft. Einen Trend­
bruch in der Weise, daß - was wir immer wieder 
gewünscht haben, was wir auch zuweilen gefor­
dert haben - jeder Bürger, der hilfsbedürftig und 
pflegebedürftig ist, gleich behandelt wird, gleiche 
Rechte hat, gleiche Ansprüche, gleiche Leistun­
gen erhält, daß dieses Ziel nun doch verwirklicht 
werden kann. 

Die heutige Beschlußfassung über die Steuer­
befreiung der Unfallrenten ist ein kleiner Schritt 
in diese Richtung, mit dem man einen Rechtszu­
stand herstellt, den wir für richtig erachten. Die 
anderen Maßnahmen, die Erweiterung des 
Schutzes durch die Unfallversicherung und die 
grundsätzliche Gleichstellung aller behinderten 
und aller pflegebedürftigen Menschen in der Wei­
se, daß sie aufgrund ihrer Hilfsbedürftigkeit und 
unter Berücksichtigung ihrer Pflegebedürftigkeit 
einheitliche Leistungen bekommen sollen, und 
das vielleicht schon ab dem Jahre 1992, sind ein 
weiterer Schritt zu einer grundsätzlichen Ände­
rung. Zu Beginn dieser Legislaturperiode können 
wir sehr zuversichtlich in die Zukunft blicken, 
was die Politik für jene Menschen betrifft, die 
eben unserer besonderen Hilfe und U nterstüt­
zung bedürfen. (Beifall bei der ÖVP und bei Ab­
geordneten der SPÖ.) 13.25 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Abgeordneter Mag. Schreiner. Ich ertei­
le es ihm. 

/3.::'6 
Abgeordneter Mag. Schreiner (FPÖ): Sehr ge­

ehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bun­
desminister! Hohes Haus! Sehr geehrte Damen 
und Herrenl Machen wir uns doch nichts vor: Wir 
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Mag. Schreiner 

reparieren heute ein Einkommensteuerge­
setz 1988, ein Einkommensteuergesetz 1988, das 
die große Ankündigung der vergangenen Koali­
tion war. Die Unfallrenten, das ist schon erwähnt 
worden, wurden aufgrund einer Systemkorrektur 
- weg von Befreiungsbestimmungen hin zu einer 
einheitlichen Besteuerung - der Besteuerung 
unterzogen. Zwei freiheitliche Anträge in der 
letzten Legislaturperiode haben bereits dargelegt, 
daß das Leistungsrecht nicht angepaßt worden ist 
und es daher bereits in der vergangenen Legisla­
turperiode hoch an der Zeit gewesen wäre. diese 
Unfallrenten wieder so zu besteuern, wie es im 
Einkommensteuergesetz 1972 der Fall war, näm­
lich gar nicht zu besteuern. (Abg. Mag. G Cl g -
g e f1 b erg e r: Ja das machen wir ja jetzt.') 

Ja, Herr Kollege! Wir machen es jetzt, aber ich 
meine auch, daß wir zwei Jahre zugewartet ha­
ben, zwei Jahre umsonst zugewartet haben, weil 
nach wenigen Monaten bereits ersichtlich war, 
daß die Anpassung dies'es Leistungsrechtes nicht 
verwirklicht worden ist. (Abg. Mag. G u g gen -
be r ger: Dafür haben wir aber die Steuerfreibe­
lräge kräflig angehoben. das heißt. jetzt profitieren 
die Behinderten gegenüber dem Zustand vor 
1988.') 

Herr Kollege, ich kann Ihnen nur eines sagen: 
Ich habe in meiner Praxis. in meiner Wirtschafts­
treuhandkanzlei. sehr viele solche Fälle erlebt, wo 
es also durch einen amtswegigen Jahresausgleich 
bereits bei einem Einkommen von über 56 000 S 
- hier beginnt nämlich die Einkommensteuer zu 
wirken in der Progression durch die Steuer re­
form 1988 - zu Nachzahlungen gekommen ist. 
Hinsichtlich dieser Nachzahlungen haben es un­
sere Mitbürger nicht verstehen können, daß nach 
der Steuerreform auf einmal sie, nämlich 
120 000 Personen, die Betroffenen waren. Das 
war also sicher nicht Sinn der Steuerreform 1988. 

Wir stehen nun vor der Situation, daß diese 
Unfallrenten ab dem Zeitpunkt 1. 1. 1991 steuer­
frei gestellt werden sollen. Die freiheitliche Frak­
tion bringt hiezu einen Abänderungsantrag ein: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Mag. Schreiner. Böhacker 
lmd Genossen zum Antrag 43/A der Abgeordneten 
Dr. Schranz, Dr. Felirstein und Genossen in der 
Fassung des Allsschußberichtes (34 der Beilagen) 

Der Nationalrat \A.'olle beschließen: 

Der Antrag ./3/A der Abg. Dr. Schranz, Dr. 
Feurstein und Genossen in der Fassung des Aus­
schußberichtes (34 der Beilagen) wird wie folgt ge­
ändere: 

Artikel II lautet: 

"Artikel II 

Art. I ist anzuwenden, 

I. wenn die Einkommensteuer veranlagt wird. 
erstmalig bei der Veranlagllng für das Kalender­
jahr 1989. 

ll. wenn die Einkommensteuer (Lohnsteuer) 
durch Abzug eingehoben oder durch Jahresaus­
gleich festgesetzt wird, für Lohnzahlungszeiträu­
me, die nach dem 31. Dezember 1988 enden." 

Wir haben auch einen Bedeckungsvorschlag für 
diesen Abänderungsantrag: Die laufenden Mehr­
einnahmen der Lohnsteuer sollen dafür verwen­
det werden. Damit wäre nämlich eine Gerechtig­
keit dahin gehend geschaffen, daß der amtswegige 
Lohnsteuerjahresausgleich des Jahres 1989 korri­
giert werden könnte. Es ist also hier eine Geset­
zesänderung, und damit könnte amtswegig dieser 
Erstbescheid aufgehoben werden, und für das 
Jahr 1990 könnte aufgrund der nunmehr vorge­
gebenen gesetzlichen Regelung ein Lohnsteuer­
bescheid erlassen werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich ersuche das Hohe Haus, diesen Antrag zu 
unterstützen und in die Beratungen mit einzube­
ziehen. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.) /3.2.9 

Präsident Dr. Lichal: Der soeben eingebrachte 
Abänderungsantrag der Abgeordneten Mag. 
Schreiner und Genossen ist genügend unterstützt 
und daher mit in Verhandlung. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Srb. Ich erteile es ihm. 

/3.3/ 

Abgeordneter Srb (Grüne): Hohes Haus! "So­
ziales hat Vorrang", wurde schon gesagt. "Es geht 
in Richtung zusätzlicher. verbesserter sozialer 
Maßnahmen", das wurde auch gesagt. Kollege 
Feurstein hat die Zurücknahme der ungerechtfer­
tigten Besteuerung der Unfall renten als großen 
sozialpolitischen Erfolg bezeichnet. 

Meine Damen und Herren! Für mich als be­
troffenen, weil behinderten Menschen sind diese 
Aussagen purer Zynismus. Sie haben die Besteue­
rung der Unfallrenten vor zweieinhalb Jahren be­
schlossen, Sie haben diese Besteuerung vor zwei­
einhalb Jahren beschlossen, ohne auf die massi­
ven Proteste, ohne auf die berechtigten Einwen­
dungen der Betroffenen Rücksicht zu nehmen. 
Sie sind ohne Rücksicht auf Verluste mit einer 
Brutalität sondergleichen vorgegangen, weil Sie 
die Mehrheit in diesem Lande haben. Sie haben 
sich über a1l das hinweggesetzt. Zweieinhalb Jah­
re hätten Sie Zeit gehabt, diesen Fehler, diese un­
mögliche, diese unglaubliche Vorgangsweise zu 
reparieren, Sie aber haben zweieinhalb Jahre ge­
schlafen und nichts gemacht. 

7. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 33 von 83

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 7. Sitzung - 18. Dezember 1990 349 

Srb 

Jetzt kündigen Sie das als einen großen sozial­
politischen Erfolg, als ~ine neue Ära der Sozial­
politik an. Meine Damen und Herren! Sagen Sie 
das den Betroffenen, die das anders sehen, einmal 
ins Gesicht. Die Betroffenen haben sich zweiein­
halb Jahre geärgert, haben darunter gelitten, 
120 000 behinderte Menschen in diesem Land ha­
ben aufgrund dieser Ungerechtigkeit gelitten, ha­
ben aufgrund dieses Sozialabbaues gelitten, den 
Sie auf dem Rücken der sozial schwachen und 
wehrlosen Menschen betrieben haben. All das hat 
für Sie keinen Stellenwert gehabt. 

Wenn der Herr Bundeskanzler so beiläufig er­
wähnt, daß das herabgesetzt wird, bekommt er 
schon den großen Applaus von der Sozialisti­
schen Partei und natürlich auch von der Österrei­
chischen Volkspartei, die behauptet. sie wäre 
schon immer dagegen gewesen, sie hätte das 
schon die ganzen Jahre machen wollen. In Wirk­
lichkeit hat sie das mitbeschlossen. Sie haben aber 
auch noch die Stirn und feiern das als einen Fort­
schritt, als einen Erfolg. 

Meine Damen und Herren! Ich an Ihrer Stelle 
würde dazu nichts sagen. ich würde sagen, wir 
beheben jetzt endlich diesen Mangel. Warum ha­
ben Sie nicht den Mut zuzugeben, daß das ein 
Fehler war, daß das eine soziale Ungerechtigkeit 
dargestellt hat? Warum haben Sie nicht diesen 
Mut, warum stellen Sie das als eine große soziale 
Tat hin? Meine Damen und Herren! Ihre Vor­
gangsweise ist sehr bedauerlich und sehr betrüb­
lich. 

Ein weiteres Wort: Diese Maßnahme war ja 
nicht die einzige Maßnahme eines Sozialabbaus 
der letzten Koalitionsregierung, es gibt eine Reihe 
von weiteren Maßnahmen des Sozialabbaus, die 
Sie auf dem Rücken von behinderten Menschen, 
von sozial wehrlosen Menschen durchgeführt ha­
ben. Die sogenannte Budgetkonsolidierung er­
folgte auf dem Rücken dieser Personengruppe. 
Ich darf nur an die Einführung des unsozialen 
Spitalskostenbeitrages erinnern, der seit Jahren 
gerade sozial schwächere Menschen, ältere Men­
schen, Menschen, die öfter in das Krankenhaus 
müssen, belastet. 

Sie haben weiters verschiedene Pensionsrefor­
men eingeführt, die de facto - das wissen Sie 
sehr genau - zu finanziellen Verschlechterungen 
unter anderem auch für behinderte Menschen ge­
führt haben. 

Sie haben die Rezeptgebühren und den Selbst­
behalt für Leistungen der Krankenkassen immer 
wieder so erhöht, daß es gerade die sozial Schwa­
chen, gerade die Menschen, die nicht mehr unter 
die Befreiung fallen, die knapp darüber sind, spü­
ren. Es gäbe noch eine Reihe von weiteren Ver­
schlechterungen, die man anführen könnte. 

Ich fordere Sie auf, daß Sie endlich alle diese 
unsozialen Maßnahmen. die Sie in den letzten 
Jahren beschlossen haben, daß Sie diese Belastun­
gen, die durch nichts gerechtfertigt sind, unver­
züglich zurücknehmen. 

Sie haben nicht das Recht, gerade jene Men­
schen, die sozial am schwächsten sind, die sich am 
wenigsten wehren können, finanziell "abzuräu­
men". Das ist der richtige Ausdruck für die zu­
sätzliche Belastung dieser Menschen, denen Sie 
jegliche Förderung und jegliche Hilfe angedeihen 
lassen müßten. 

Noch ein kurzes Wort zu meinen beiden Vor­
rednern. Kollege Feurstein hat gemeint, es wür­
den uns jetzt ganz große sozialpolitische Ände­
rungen ins Haus stehen. das wäre jetzt ein völlig 
neuer Schritt in eine neue Epoche. Er hat unter 
anderem auch den Bereich der Pflegeabsicherung 
angesprochen und gemeint, daß für alle Betroffe­
nen gleiche beziehungsweise einheitliche Leistun­
gen vorgesehen sind. 

Meine Damen und Herren! Das stimmt schon. 
Wenn man sich das Papier der Koalitionsregie­
rung anschaut, stellt man fest, für diesen ange­
sprochenen Personenkreis sind gleiche und ein­
heitliche Leistungen vorgesehen. Das stimmt aber 
nicht mehr - und genau das ist es, was Sie immer 
vermeiden zu sagen, was Sie immer bestreiten 
und totschweigen - im Vergleich zu den Leistun­
gen. die es für Kriegsopfer gibt. was Sie ja ganz 
genau wissen. Es gibt klare Aussagen seitens Ihrer 
Partei als auch seitens Ihres Koalitionspartners, 
daß Sie nach wie vor nicht gewillt sind, diesen 
Zustand der groben Ungleichbehandlung von so­
genannten Kriegsopfern und anderen Behinder­
tengruppen, die nicht als Kriegsopfer gelten, zu 
beseitigen. Sie wollen weiterhin politisch decken, 
daß mit zweierlei Maß gemessen wird, Sie wollen 
weiterhin politisch decken, daß es verschiedene 
Kategorien, verschiedene Kasten von behinderten 
Menschen gibt. 

Meine Damen und Herren! Warum geben Sie 
nicht zu. daß Sie eingesehen haben, daß das ein 
weiterer Vorstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz 
ist. warum sagen Sie nicht, Sie werden alles daran­
setzen - und zwar so rasch wie möglich -, daß 
das aufgehoben wird? Nein, das tun Sie nicht. 

Der bisherige Sozialminister hat wiederholt ge­
sagt, immer wieder gesagt, in persönlichen Ge­
sprächen, in öffentlichen Aussendungen, bei an­
deren Gelegenheiten, dieser Schritt ist nur lang­
fristig und etappenweise zu setzen. Das heißt für 
uns Betroffene im Klartext, Sie haben überhaupt 
nicht den Willen, Sie haben überhaupt nicht die 
Absicht, diese Ungleichbehandlung vor dem Ge­
setz so rasch als möglich zu beheben. Jahrelang 
hätten Sie dazu Zeit gehabt, seit Jahren fordern 
das die Betroffenen von Ihnen in dezidierter 
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Srb 

Form. Seit Jahren gibt es Gespräche und Bespre­
chungen, Sie haben das immer schubladisiert. 

Jetzt treffen Sie eine Vereinbarung, die diesen 
Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz wieder 
nicht repariert, die zweitens den Zeithorizont 
wieder völlig offenläßt und drittens - das wiegt 
für mich am schwersten und ist das Schlimmste -
die Finanzierung alt dieser Maßnahmen in keiner 
Weise absichert, denn es wird erst Verhandlungen 
und Gespräche geben, Gespräche zwischen dem 
Bund und den Ländern, Gespräche zwischen dem 
Bund und den Sozialversicherungsträgern, Ge­
spräche zwischen Ländern uns Sozialversiche­
rungsträgern, Gespräche, in denen der Finanz­
ausgleich behandelt werden wird. 

Meine Damen und Herren! Sie haben jahrelang 
nichts getan, Sie waren jahrelang untätig in dieser 
Causa. Das werfe ich Ihnen vor! Sie haben dafür 
die politische Verantwortung, und die nimmt Ih­
nen niemand ab. (Beifall bei den Grünen.) 

Weil das so schön klingt, setzt man jetzt 
Weihnachten steht auch vor der Tür - diese 
Maßnahmen, nimmt die Besteuerung der Unfall­
renten zurück, und die Betroffenen sollen sich 
nun freuen. Das geht möglicherweise auch in 
Richtung Weihnachtsgeschenk. Auch der Herr 
Bundeskanzler hat so schöne Worte gefunden, 
ebenso der Abgeordnete Feurstein, der jetzt das 
Plenum verläßt. 

Meine Damen und Herren! Ich sage noch ein­
mal und abschließend, daß es bestimmte Tatbe­
stände und bestimmte Wahrheiten gibt, die man 
nicht oft genug sagen kann, da sie ein so großes 
Unrecht darstellen. Tatsache ist, daß Sie nach wie 
vor nicht gewillt sind, die eklatante Verletzung 
des Gleichheitsgrundsatzes im Bereich der Pfle­
geleistungen so rasch wie möglich zu beseitigen. 
Ich sage es Ihnen noch einmal: Sie haben dafür 
die politische Verantwortung zu tragen, und die 
wird Ihnen niemand abnehmen. - Danke schön. 
(Beifall bei den Grünen.) /3.4/ 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesminister Dkfm. Lacina. Ich er­
teile es ihm. 

13AI 
Bundesminister für Finanzen Dkfm. Lacina: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehr­
ten Damen und Herren Abgeordneten! In bezug 
auf die Ausführungen des Herrn Abgeordneten 
Srb möchte ich zunächst klarstellen, daß es sich 
bei dieser Regelung sicherlich nicht um ein Weih­
nachtsgeschenk handelt. Das Zusammentreffen 
mit dieser Jahreszeit hängt eher damit zusammen, 
daß man versucht, diese Regelung noch vor dem 
1. Jänner wirksam werden zu lassen, denn das ist 
die Periode für einen neuen Jahresausgleich. Da­
her, Herr Abgeordneter Srb, glaube ich, daß es 

keinen anderen Gedanken gibt, der zu diesem 
Termin geführt hat. 

Herr Abgeordneter Srb! Sie haben zu Recht 
darauf hingewiesen, daß es eine differenzierte 
Vorgangsweise je nach Art der Behinderung des 
Menschen gibt. Das ist historisch entstanden bei 
den Leistungen. Aber, Herr Abgeordneter, ich 
muß auch darauf hinweisen. daß das Bestreben, 
mit der Steuerreform zu einer Besteuerung der 
Unfallrenten, aber auch zu einer Veränderung 
der Leistung zu kommen, nicht zuletzt auch da­
von mitgetragen war, daß wir ja mit diesem Be­
schluß heute vor allem auf dem Gebiet der Be­
steuerung nicht zu einer geringeren Differenzie­
rung, sondern zu einer neuen Differenzierung 
kommen. Sie wissen, was ich meine. Das heißt -
ich bekenne mich gerne dazu, denn ich habe das 
auch vorgeschlagen -, daß heute dieses Hohe 
Haus tatsächlich wieder zu dem Zustand vor der 
Steuerreform zurückkehrt. Aber ich mache dar­
auf aufmerksam, daß wir ein Mehr an Steuerge­
rechtigkeit damit sicherlich nicht erreichen. Hier 
wäre - darauf ist nochmals zu verweisen - der 
Unterschied im Leistungsrecht zu machen gewe­
sen. Das gilt - da gebe ich Ihnen recht, sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter Srb - für die gesamte 
Palette, das ist mir klar. 

Ich möchte vor allem auf eines eingehen: Es ist 
auch vom Herrn Abgeordneten Feurstein begrün­
det worden, warum es sich hiebei eigentlich um 
eine Schadenersatzzahlung handelt. Herr Abge­
ordneter! Ich möchte nicht eine Diskussion wei­
terführen, die lange und immer wieder zwischen 
Steuerrechtlern und Sozialexperten geführt wor­
den ist. Wenn es tatsächlich nur eine Schadener­
satzzahlung wäre, dann wäre sie ja nicht an Kin­
der, an Waisen, an Witwen weiterzugeben. Und 
das geschieht, Herr Abgeordneter! 

Letzten Endes ist es ein Entgelt, das den Men­
schen zugute kommt. Und in Österreich ist ein 
Teil dieses Entgeltes steuerfrei. ein anderer Teil 
ist besteuert. Selbst wenn es jemand zu erklären 
vermag, wieso diese Differenzierung gerade so 
durchgeführt wird, die Betroffenen würden es 
glaube ich, nicht verstehen. 

Nochmals: Ich bekenne mich zu der heutigen 
neuen Regelung - im Gegensatz zur vorherge­
henden, die unbefriedigend war -, obgleich auch 
diese sicherlich nicht total zufriedenstellend ist, 
weder vom Standpunkt der Gerechtigkeit aus 
noch für die Gesamtheit der Behinderten in die­
sem Lande. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 13.44 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Abgeordneter Resch. Ich erteile es ihm. 

13.44 
Abgeordneter Resch (SPÖ): Herr Präsident! 

Herr Bundesministerl Meine Damen und Herren! 
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Resch 

Ich bin mir zwar meiner Unzulänglichkeiten be­
wußt, aber, Herr Kollege Schreiner, es ist mir 
nicht möglich, die detaillierten Auswirkungen Ih­
res Abänderungsantrages - es dürfte Ihnen ja gar 
nicht so ernst damit sein, wenn Sie ihn erst jetzt 
einbringen - vom Zuhören allein abzuschätzen. 
Wir werden daher diesem Abänderungsantrag 
nicht unsere Zustimmung geben. 

Auch der Herr Bundesminister hat auf die Än­
derung hingewiesen, und es geht mir ähnlich wie 
ihm: Es sind zwei Seelen in meiner Brust betref­
fend die Änderung dieses Einkommensteuerge­
setzes. Ich gebe zu, daß die Freude überwiegt. Er­
stens kann dadurch rund 114 000 Unfallrentnern 
geholfen werden, unter den Betroffenen sind fast 
17 000 Witwen und über 6 000 Waisen. Daß da­
mit auch der frühere Landeshauptmann-Stellver­
treter Possart und der Abgeordnete a. D. Karas 
eine Besserstellung erfahren werden, mag für 
mich zwar eine negative, aber vernachlässigbare 
Randerscheinung sein. Zweitens wird damit der 
Zustand der Steuerfreiheit für Unfall renten, wie 
er vor dem 1. Jänner 1989 bestanden hat, wieder­
hergestellt. und drittens wird damit die behelfs­
mäßige Korrektur, nämlich die Besteuerung ent­
sprechend dem Grad der Behinderung, die rück­
wirkend ab dem 1. Jänner 1989 vorgesehen war, 
zurückgenommen. 

Weniger erfreut mich bei dieser Änderung der 
Umstand - das verhehle ich nicht -, daß es 
nicht wie vorgesehen möglich war, im Leistungs­
recht Verbesserungen zu erreichen. Auch der 
Herr Bundesminister hat zu Recht darauf hinge­
wiesen, daß damit ein Mehr an Steuergerechtig­
keit nicht gegeben ist. Diese Lösung wäre optimal 
gewesen, wenn wir damit im Leistungsrecht Ver­
besserungen erreicht hätten, anstatt neue Aus­
nahmeregelungen schaffen zu müssen, denn da­
durch kann der Anschein erweckt werden, mit 
zweierlei Maß zu messen: Invalidenrenten werden 
besteuert, Unfallrenten werden in Zukunft nicht 
besteuert. 

Vor einigen Stunden hat der Herr Bundeskanz­
ler in seiner Regierungserklärung den Verzicht 
auf die Besteuerung der Unfallrenten anklingen 
lassen. Es freut mich, daß der Finanzausschuß in 
seiner Sitzung am 13. Dezember bereits einstim­
mig beschlossen hat, auf die Besteuerung zu ver­
zichten. Die Belastung für das Budget - das 
braucht man nicht zu verschweigen - beträgt 
rund 400 Millionen per annum. 

Wenn sich die neue alte Koalition in einem der 
ersten Gesetzentwürfe dieser Legislaturperiode 
mit der Verbesserung der gesetzlichen Unfallver­
sorgung befaßt, bewerte ich dies als gutes Omen. 
Die Besteuerung der Unfallrenten wurde bei den 
Beratungen der Steuerreform 1990 - ich kann 
mich noch sehr gut daran erinnern - von den 
Sozialpolitikern in unseren Abgeordnetenreihen 

schon damals als nicht richtig eingestuft. Der Är­
ger bei den Betroffenen war daher umso größer. 
Und ich gebe Ihnen vollkommen recht, Herr Kol­
lege Schreiner, wenn Sie meinen, daß das Aus­
maß dieser Änderung erst durch die Zustellung 
von Jahresausgleichsbescheiden im Wege der Fi­
nanzämter ersichtlich wurde. Viele Unfallrenten­
bezieher konnten beim besten Willen kein Ver­
ständnis dafür aufbringen: Daher war gerade bei 
Veranstaltungen mit Pensionisten diese Frage ein 
Schwerpunktthema der letzten Zeit. 

Wir geben daher diesem Antrag aus Überzeu­
gung einer selbstverständlichen sozialen Einstel­
lung gegenüber Unfallopfern unsere Zustim­
mung und werden Verbesserungen - das ist das 
Wesentliche in diesem Zusammenhang - im Lei­
stungsrecht nicht aus den Augen verlieren. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 1.3 . .f9 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort ist niemand 
mehr gemeldet. 

Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Schluß­
wort? - Das ist nicht der Fall. 

Ich lasse jetzt über elen Gesetzentwurf samt Ti­
tel und Eingang in 34 der Beilagen a b s tim -
me n. 

Hiezu liegt ein Abänderungsantrag der Abge­
ordneten Mag. Schreiner unel Genossen vor, der 
sich auf Artikel II bezieht. 

Ich bringe daher zuerst Artikel II in eier Fas­
sung des Abänelerungsantrages der Abgeordneten 
Mag. Schreiner und Genossen, hierauf den Arti­
kel II in der Fassung eies Ausschußberichtes und 
schließlich die restlichen, noch nicht abgestimm­
ten Teile des Gesetzentwurfes samt Titel und Ein­
gang in der Fassung des Ausschußberichtes zur 
Abstimmung. 

Ich lasse daher über Artikel 11 in der Fassung 
d~s Abänderungsantrages der Abgeordneten Mag. 
Schreiner und Genossen abstimmen und bitte 
jene Damen und Herren, die dafür eintreten, um 
ein Zeichen. - Das ist die Minderheit. Abge­
lehnt. 

Ich komme sogleich zur Abstimmung über Ar­
tikel II und ersuche jene Damen und Herren, die 
für diesen Teil des Gesetzentwurfes in eier Fas­
sung des Ausschußberichtes eintreten, um ein be­
jahendes Zeichen. - Das ist mit Mehrheit ange­
nommen. (Z\1.'ischenrufe: Einstimmig.') Das Zei­
chen der Zustimmung war zu spät, daher ist es 
mehrstimmig angenommen. 

Schließlich komme ich zur Abstimmung über 
die restlichen noch nicht abgestimmten Teile des 
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Gesetzentwurfes samt Titel und Eingang in der 
Fassung des Ausschußberichtes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen 
Teilen des Gesetzentwurfes samt Titel und Ein­
gang in der Fassung des Ausschußberichtes ihre 
Zustimmung geben, um ein bejahendes Zeichen. 
- Das ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die auch in 
dritter Lesung für den vorliegenden Gesetzent­
wurf sind, um ein Zeichen der Zustimmung. -
Das ist ein s tim m i g. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter Le­
sung a n gen 0 m m e n. 

3. Punkt: Bericht des Finanzausschusses über die 
Regierungsvorlage (14 der Beilagen): Überein­
kommen zur Errichtung der Europäischen Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung samt Anla­
gen (33 der Beilagen) 

Präsident Dr. Lichal: Wir gelangen nunmehr 
zum 3. Punkt der Tagesordnung: Übereinkom­
men zur Errichtung der Europäischen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter 
Schwarzböck. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröff­
nen. 

Berichterstatter Schwarzböck: Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Hohes Haus! Ich bringe 
den Bericht des Finanzausschusses über das 
Übereinkommen zur Errichtung der Europäi­
schen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
samt Anlagen. Leider ist ein Hinweis auf die An­
lagen des Ubereinkommens im Bericht in 33 der 
Beilagen unterblieben, was ich hiemit richtigstel­
le. 

Die Europäische Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung (EBRD) ist das Ergebnis einer In­
itiative des französischen Staatspräsidenten Mit­
terand, die am 9. Dezember 1989 vom Europäi­
schen Rat in Straßburg als positive Reaktion der 
Europäischen Gemeinschaft auf die dramatischen 
politischen und wirtschaftlichen Veränderungen 
in Mittel- und Osteuropa nachdrücklich unter­
stützt wurde. 

Die Verhandlungen zur Errichtung der EBRD 
wurden im Jänner 1990 in Paris aufgenommen 
und bereits am 29. Mai desselben Jahres mit der 
Unterzeichnung des gegenständlichen Überein­
kommens beendet. Mit der EBRD soll eine mulit­
laterale Finanzsituation geschaffen werden, die 
im wesentlichen europäisch, hinsichtlich ihrer 
Mitglieder jedoch weitgehend international sein 
soll. Insgesamt haben Vertreter von 40 Staaten 
sowie der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

und der Europäischen Investitionsbank das Über­
einkommen unterzeichnet. 

Eine Mitgliedschaft bei der Europäischen Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung ist für Öster­
reich wegen der historischen, kulturellen und 
wirtschaftlichen Verbundenheit mit den mittel­
und osteuropäischen Ländern von besonderer Be­
deutung. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 13. De­
zember 1990 in Verhandlung genommen. 

Bei der Abstimmung hat der Finanzausschuß 
mit Stimmenmehrheit beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen. den Abschluß des gegen­
ständlichen Übereinkommens zu genehmigen. 

Der Finanzausschuß vertritt weiters die Auffas­
sung, daß die Bestimmungen des Abkommens zur 
unmittelbaren Anwendung im innerstaatlichen 
Bereich ausreichend determiniert sind, sodaß sich 
eine Beschlußfassung des Nationalrates gemäß 
Artikel 50 Abs. 2 B-VG erübrigt. 

Darüber hinaus stellt der Finanzausschuß fest: 

Das Übereinkommen über die Errichtung der 
EBRD hat zur Gänze gesetzesändernden Charak­
ter und bedarf daher gemäß Artikel 50 Abs. 1 B­
VG der Genehmigung des Nationalrates. Entge­
gen der Darstellung in der Regierungsvorlage ha­
ben auch Artikel 56 Abs. 1 und 2 nur gesetzän­
dernden und nicht verfassungsändernden Cha­
rakter. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Fi-
nanzausschuß somit den An t rag, der 
Nationalrat wolle beschließen: 

Der Abschluß des Staatsvertrages: Überein­
kommen zur Errichtung der Europäischen Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung samt Anla­
gen (14 der Beilagen) wird genehmigt. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß Wortmel­
dungen vorliegen, ersuche ich, die Debatte fort­
zusetzen. 

Präsident Dr. Lichal: Ich danke dem Herrn Be­
richterstatter für seine Ausführungen. 

Zu Wort gemeldet hat sich Frau Abgeordnete 
Monika Langthaler. Ich erteile es ihr. 

/3.54 
Abgeordnete Monika Langthaler (Grüne): 

Sehr geehrte Damen und Herren! Einiges von 
dem, was uns der Herr Bundeskanzler in seiner 
geschichtsträchtigen Regierungserklärung mitge­
teilt hat, hat einen ziemlich starken Bezug zu 
dem, was wir heute beschließen wollen. (Abg. 
Hai ger mo s e r: Meinen Sie das ernst mit "ge­
schichlslrächlig"?) Geschichtsträchtig insofern, 
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als Grimm-Märchen dagegen eine Ausgeburt ex­
tremen Realismus sind, würde ich sagen. (Abg. 
Dr. Fr i sc h e fl s chi ag er: Was haben Sie ge­
gen die Gebrüder Grimm?) 

Aber einiges, was gesagt wurde, gerade im Hin­
blick auf die Situation in Osteuropa, auf die 
tschechoslowakischen Atomkraftwerke, hat enor­
men Bezug auf die Europäische Bank für Wieder­
aufbau und Entwicklung und die österreichische 
Beteiligung, die heute hier beschlossen werden 
soll. 

Ganz kurz noch eine wichtige Zusatzinforma­
tion, die der Berichterstatter dem Hohen Haus 
nicht mitgeteilt hat. Es geht hier um eine Summe 
von 1 Milliarde Schilling, die Österreich in den 
nächsten fünf Jahren einzahlen soll. Also eine 
Milliarde Schilling! - Das ist das eine. 

Das zweite ist - und das ist das viel Wesentli­
chere. das viel Kritischere -, daß all dieses Geld, 
das hier eingezahlt werden soll, nicht für den 
Aufbau einer Infrastruktur in diesen Staaten, son­
dern zur Finanzierung rein privatwirtschaftlicher 
Maßnahmen verwenden werden soll. Und das ist 
auch unser wesentlicher Kritikpunkt, denn darum 
geht es nicht in erster Linie in den osteuropäi­
schen Staaten. (Z\;vischellruf des Abg. Dr. D i [ z.) 

Sie können das nach mir dann richtigstelIen, 
Herr Ditz. (Abg. Dr. Sc h w i m nz er: Das wird er 
tun.' Das wird ihm nicht selHt'erfallen.') 

Sie alle wissen, wo die Probleme in den osteu­
ropäischen Staaten liegen. Wenn vor allem von 
der Frau Umweltministerin, aber auch vom 
Herrn Bundeskanzler, auf hysterische und. wie 
ich meine, unverantwortliche Art und Weise auf 
die Gefahren und Risken beim Atomkraftwerk 
Bohunice hingewiesen wird, dann zeigt sich ge­
nau bei diesem Beschluß die Scheinheiligkeit und 
die Doppelzüngigkeit Ihrer Umweltpolitik, denn 
wenn es die österreichische Bundesregierung mit 
einem Abschalten von Bohunice ernst gemeint 
hätte, dann hätte sie schon längst, und zwar schon 
im Sommer, entsprechende finanzielle Hilfelei­
stungen anbieten können. (Beifall bei den Grü­
nen. ) 

Es ist völlig vermessen und auch fachlich unsin­
nig, sich hinzustellen und zu sagen: Bohunice ist 
so gefährlich, daß wir es morgen unbedingt ab­
stellen müssen! Das kann die Tschechoslowakei 
nicht - es ist auch in der Realität unmöglich, ein 
Kraftwerk von einem Tag auf den anderen abzu­
stellen -, sondern sie braucht vor allem enorme 
wirtschaftliche Hilfe. um diese U mstrukturierung 
in der E-Wirtschaft leisten zu können. Genau das 
passiert nicht! 

Wenn man sich anschaut, wie schlecht die 
Energiesituation in der Tschechoslowakei über-

haupt ist, und vage Berechnungen anstellt, dann 
sieht man, welche enormen Summen dafür be­
reitgestellt werden müssen. Es geht hier um einen 
Betrag von rund 400 Milliarden Schilling - bitte, 
400 Milliarden! -, die notwendig wären, damit 
die Tschechoslowakei zu einem Energiesystem 
kommt, das ökologisch und sozial verträglich ist. 
Und das ist dringend notwendig! Die Tschecho­
slowakei wird es aber ohne Hilfe aus Weste uropa 
nicht schaffen. Sie wird es aus eigener Kraft nicht 
schaffen, sondern sie kann es nur mit enormer 
finanzieller Unterstützung von seiten der westeu­
ropäischen Staaten tun. Das wäre eigentlich von 
vorrangiger Bedeutung, vor allem dann, wenn 
man täglich betont, wie gefährlich das AKW Boh­
unice ist - das ist schon richtig - und wie 
schnell es abgestellt werden muß. 

Berechtigterweise verwehren sich mittlerweile 
fast alle tschechoslowakischen Regierungsmitglie­
der gegen diese Form der Einmischung, die nur 
moralische Appelle an die Regierung dort richtet, 
aber überhaupt nichts an finanzieller und konkre­
ter Hilfe leistet. (Beifall bei den Grünen.) 

Mit dieser Bank kurbeln Sie zwar möglicher­
weise die Marktwirtschaft in Osteuropa an, Sie 
gehen aber an den wirklichen Problemen und an 
den wirklichen Notwendigkeiten in diesen Län­
dern völlig vorbei. Das alles hat nichts mit einer 
Hilfestellung für eine Mehrheit der Bevölkerung 
in den Staaten Osteuropas, aber auch in Öster­
reich zu tun. Würden Sie Umweltschutz in Osteu­
ropa, aber auch in Österreich ehrlich meinen und 
ernst nehmen, dann müßte es eigentlich von 
enormem Eigeninteresse sein. so schnell wie mög­
lich große Finanzspritzen in Richtung Oste uropa 
zu geben und nicht irgendwelche Almosen. 

Das Geld dafür ist offensichtlich vorhanden. 
Vorhin wurde uns immer wieder als Gegenargu­
ment entgegengeschleudert: 400 Milliarden Schil­
ling - woher sollen wir das Geld nehmen? Aber 
in der Aufstellung der einzelnen Länder, die in 
diese Bank einzahlen werden, sieht man ganz ge­
nau, daß das Geld vorhanden ist, aber offensicht­
lich nur fll!' die Ankurbelung der Marktwirtschaft 
und nicht für einen vernünftigen Aufbau der In­
frastruktur. Aber das wäre die zentrale Bedeu­
tung gewesen! (Beifall bei den Grünen.) 

Ein zweites problematisches Faktum dieser 
Bank ist die Kontrolle. Wenn Sie sich das an­
schauen, dann werden Sie sehen, daß es ziemliche 
Ähnlichkeiten gibt in der Struktur der Weltbank 
mit der politischen Einflußnahme ihrer Bankiers 
und in der Struktur dieser Ost-West-Bank und 
der politischen Einflußnahme der Bankiers in 
den osteuropäischen Staaten. Da muß man sich 
schon fragen, ob es legitim ist, daß in erster Linie 
Bankiers die politische Kontrolle für die in Ost­
europa verwendeten Gelder übernehmen sollen, 
oder ob das nicht doch eher eine Aufgabenstel-
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lung für die betreffenden Regierungen anstatt für 
Bankmenschen wäre. 

Ich möchte zum Schluß einen Entschließungs­
antrag einbringen, mit dem ich an Sie appelliere, 
wirklich eine sinnvolle Hilfe in Richtung infra­
strukturelle Maßnahmen vorzunehmen und nicht 
alleine in privatwirtschaftliche Finanzierungs­
quellen zu investieren. Dieser Entschließungsan­
trag hätte die alleinige Aufgabe, infrastrukturelle 
Maßnahmen in der Tschechoslowakei zu setzen, 
das heißt, der Tschechoslowakei bei ihrer not­
wendigen Umrüstung von Atomkraft auf ökolo­
gisch verträgliche Energiesysteme zu helfen. 

Denn eines muß schon auch noch gesagt wer­
den: Während Sie alle hier untätig herumsitzen 
und nichts in Richtung Finanzierungshilfe für 
Oste uropa unternehmen, gibt es sehr, sehr akqui­
sitionsfreudige Menschen von Siemens, von 
Westinghouse und von französischen Atomener­
giekonzernen, die sehr wohl täglich der Regie­
rung in der Tschechoslowakei Hilfsmaßnahmen 
anbieten, und zwar auch ökonomischer Natur, 
und die sehr wohl bereit sind, sehr, sehr billige 
neue Atomkraftwerke zu bauen. Und wir werden 
in Zukunft mit Sicherheit nicht nur Temelin, son­
dern noch einige andere Atomkraftwerke an der 
österreichisch-tschechischen Grenze beziehungs­
weise in der Tschechoslowakei haben. wenn nicht 
wirklich ernsthaft finanzielle Hilfeleistungen zum 
Tragen kommen. Deshalb unser Entschließungs­
antrag: 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten MOllika Langthaler. Anscho­
ber, Dr. Pilz und Genossen betreffend Soforthilfe 
für die CSFR zum Ausstieg aus Bohllflice 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung '?löge umgehend mit den 
offiziellen Organen der CSFR KOf1lakt aufnelzmen 
und ihnen als erste finanzielle Hilfe für den Ver­
zicht auf das Atomkraftwerk Bolzlmice I Milliarde 
österreichische Schilling als .. verlorenen Zuschuß" 
anbieten. 

Danke sehr. (Beifall bei den Grünen.) J.J.02 

Präsident Dr. Lichal: Der soeben eingebrachte 
Entschließungsantrag der Abgeordneten Monika 
Langthaler und Genossen ist genügend unter­
stützt und steht daher mit in Verhandlung. 

Zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. 
Ditz. Ich erteile es ihm. 

14.02 .. 
Abgeordneter Dr. Ditz (OVP): Sehr geehrter 

Herr Präsident! Herr Finanzminister! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Es ist keine Frage, 
daß sich unsere östlichen Nachbarländer derzeit 

in einer extrem schwierigen Umbruch- und Re­
formphase befinden. Die Hinterlassenschaft der 
Kommandowirtschaft ist wesentlich schlimmer 
als ursprünglich prognostiziert. Es zeigt sich, daß 
es fast leichter ist, auf der einen Seite demokrati­
sche Einrichtungen zu schaffen, ein Wirtschafts­
recht zu schaffen, als auf der anderen Seite wirt­
schaftliches Verhalten zu ändern und vor allem 
die wirtschaftliche Situation zu verbessern. 

Wirtschaftliches Verhalten kann nicht über 
Nacht verändert werden. Und die wirtschaftliche 
Situation in Osteuropa hat dazu geführt, daß sich 
diese Länder, unterschiedlich im Ausmaß, aber 
doch derzeit in einer echten Anpassungsrezession 
befinden. Es gibt gigantische Produktionsausfälle. 
Es gibt große Arbeitslosigkeit. Es gibt U nterver­
sorgung. Und mit diesen Problemen Hand in 
Hand gehen natürlich auch sehr große Umwelt­
probleme, die nicht geleugnet werden dürfen. 

Die weitere Entwicklung wird vor allem davon 
abhängen, inwieweit es gelingt, komplexe Re­
formprogramme stufenweise zu realisieren und 
die institutionellen Rahmenbedingungen für das 
Wirtschaften generell, aber auch für ein neues 
ökologisches Wirtschaften zu verändern. Die 
Schaffung dieser Rahmenbedingungen muß si­
cherlich von den betroffenen Ländern erfolgen. 
Aber ebenso klar ist, daß es unbedingt einer Initi­
alzündung bedarf, daß es unbedingt notwendig 
ist. daß von westeuropäischer Seite, ja von der 
gesamten westlichen Welt sowohl technologische 
als auch finanzielle Hilfestellung geleistet wird. 

Für Österreich ist natürlich von besonderer Be­
deutung. daß es gelingt, eine positive Wirtschafts­
entwicklung einzuleiten, nicht nur weil uns das 
natürlich neue Chancen eröffnet. sondern vor al­
lem deswegen, weil, wenn sich die Krise in diesen 
Ländern verschärft, auch Österreich immer stär­
ker in diese Entwicklung mit hineingezogen wird. 
Das betrifft den dann möglicherweise wirklich 
kommenden Zustrom von sehr vielen Wirt­
schaftsflüchtlingen. das betrifft aber auch wieder 
sehr wohl die ökologischen Problemstellungen. 
Und Österreich ist - das sei nur am Rande er­
wähnt - auch ein ganz bedeutender Gläubiger 
der früheren RGW-Länder. Auch deshalb ist es 
notwendig, daß wir bei allen internationalen 
Hilfsmaßnahmen, die hier gesetzt werden, mit­
wirken. 

Für Österreich ist es daher aus wirtschaftspoli­
tischen, aus sozialpolitischen und vor allem aus 
humanitären Gründen absolut notwendig, an all 
diesen internationalen Aktionen teilzunehmen. 
Und die Gründung der Ost-West-Bank ist ein er­
ster, ganz wesentlicher Schritt zum Aufbau eines 
neuen Wirtschaftssystems. Österreich hat selbst 
erfahren, daß man natürlich den Mut zur Selbst­
behauptung haben muß. daß man natürlich wirt­
schaftliche Selbsthilfe betreiben muß, aber daß es 
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auch wichtig ist, die notwendige Initialzündung, 
die notwendige finanzielle Hilfe zu bekommen. 
(Abg. Monika La n g t ha l er: Ihre Kollegin 
Flemming rennt hysterisch herum . ... ') 

In diesem Sinne begrüßt die Österreichische 
Volkspartei die Teilnahme Österreichs an der 
Ost-West-Bank. Und wir begrüßen insbesondere 
die Tatsache, daß wir mit 2,28 Prozent einen 
überproportionalen Beitrag geleistet haben. weil 
wir glauben, daß das doch Ausdruck unserer hi­
storischen, unserer kulturellen und unserer wirt­
schaftlichen Verbundenheit mit unseren Nach­
barländern ist. Damit ist unsere Quote gleich 
hoch wie jene der Schweiz, sie ist gleich hoch wie 
jene von Schweden, und sie wird uns helfen, dort 
auch in die Diskussion, in die Geschäftsführung 
einen Direktor mit einzubringen. 

Ob die Förderungsrichtlinien - und damit 
komme ich zu dem Vorwurf der Grünen - effi­
zient und ausreichend sind, wird die Zukunft zei­
gen. (Abg. Mag. Marijana G r a f1 d i [ s: Ja, wenn 
wir eine kaputte UnHi:elt und kaplute Betriebe irn 
Osten haben.' Nach 30 Jahren werden wir merken, 
wie schlecht das war.') Für uns entscheidend ist 
aber, daß 40 Signatarstaaten hiebei mitmachen. 
Es wäre absurd. wenn Österreich diese Möglich­
keit nicht nutzen würde. Und für uns entschei­
dend und wichtig ist. daß bis 31. März das Ab­
kommen unterzeichnet werden soll, daß die Bank 
am 15. April 1991 die Eröffnungssitzung vor­
nimmt und daß noch vor dem Sommer mit der 
operativen Tätigkeit begonnen wird. 

Die Aufgaben des Fonds sind klar umrissen. Es 
geht zunächst primär um die Unterstützung 
struktureller und sektoraler Wirtschaftsreformen. 
Es geht um den Aufbau privater Wirtschaftsein­
heiten. Es geht auch um die Schaffung von Klein­
und Mittelbetrieben. Und es geht vor allem um 
die technische und finanzielle Hilfestellung bei 
Privatisierungen, bei der Beseitigung von Mono­
polen und bei infrastrukturellen Modernisierun­
gen. 

Wenn das gelingt, wenn es uns gelingt, eine 
Modernisierung einzuleiten, dann bedeutet das 
automatisch auch eine ganz wesentliche und es­
sentielle ökologische Verbesserung. Das müssen 
doch auch Sie endlich begreifen! Ökonomische 
Veränderungen, ökonomische Modernisierungen 
bringen auch ökologische Verbesserungen. (Zwi­
schenruf der Abg. Monika L an g t ha l er.) 

Weiters sollen private Investitionsinitiativen 
gefördert werden. Sie müssen einmal in diese 
Länder fahren, Sie müssen mit den Verantwortli­
chen dort reden (Zl-vischenrufe bei den Grünen), 
dann werden Sie sehen, was wirklich notwendig 
ist, um umfangreiche Hilfe geben zu können. Was 
notwendig ist, ist eine umfassende Management­
hilfe, ein Brain-Drain von West nach Ost. Das ist 

notwendig! Und was notwendig ist, sind Finanz­
märkte, die langsam, aber sicher aufgebaut wer­
den. Banken, Versicherungen - all das ist not­
wendig, um dort wirklich marktwirtschaftliche 
Strukturen aufbauen zu können. 

Und es ist schon entscheidend, und hier irren 
die Grünen wieder einmal, daß in der General­
klausei des Artikels 2 Abs. 7 gerade die besondere 
Bedeutung der ökologischen Anliegen Ausdruck 
erhält und daß festgelegt wird, daß die Bank bei 
all ihren Maßnahmen die langfristig unbedenkli­
che Umweltentwicklung in Osteuropa zu beach­
ten hat. (Zwischenrufe bei den Grünen.) Das ist 
der Ansatzpunkt, um hier internationale Hilfe 
wirklich sozusagen einzufordern. Aber was Sie 
wollen. ist ein Nichtbeitritt. Sie wollen uns auf 
dieselbe Stufe wie Albanien stellen. Und bei die­
ser Politik werden wir sicherlich nicht mitgehen! 
(Beifall bei der Ö VP. - Abg. Mag. Marijana 
G r a nd i [s: Wir haben ja nichts zu reden da her­
innen!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist 
mir wirklich unverständlich, daß die Grünen im 
Finanzausschuß die Beteiligung Österreichs an 
dieser Entwicklungsbank abgelehnt haben. Diese 
Ablehnung zeigt deutlich, daß die Grünen in 
Österreich einfach nicht in der Lage sind, zu be­
greifen, daß ökonomische Veränderungen die 
Grundvoraussetzung dafür sind, daß sich auch die 
ökologischen Zustände ändern. 

Wenn es gelingt - ich sage es Ihnen nochmals 
-, moderne Strukturen aufzubauen, dann ist da­
mit Hand in Hand eine Verbesserung der Um­
weltsituation verbunden. Gelingt das nicht. wird 
sich die Umweltsituation in diesen Ländern wei­
ter verschlechtern. 

Wenn Sie Umweltprogramme einfordern, dann 
muß ich Ihnen sagen: Es gibt nicht nur diese 
Bank, es gibt andere Initiativen, es gibt die Eu­
ropäische Investitionsbank. Diese geht genau in 
jene Richtung und will genau jene Vorstellungen 
verwirklichen. Wieder ist es absurd. wenn Sie hier 
versuchen, kleinkariert dagegenzustimmen, an­
statt internationale Initiativen wirklich aufzuneh­
men. 

Vielleicht geht es den Grünen auch um eine 
Ablehnung, weil 51 Prozent der Beteiligung vom 
EG-Block gehalten werden, weil ein Viertel von 
den außereuropäischen Ländern gehalten wird 
und weil 11 Prozent von den sonstigen europäi­
schen Ländern gehalten werden. Ich frage Sie: 
Wer soll die Hilfe geben? Sie haben ja selber ge­
sagt, daß gigantische Finanzierungsmittel not­
wendig sind. Daher ist es notwendig, diesen An­
satzpunkt zu nützen. Es geht um die Umwelt und 
es geht auch um Produktionsstätten. Wenn es kei­
ne Produktion gibt, dann gibt es nichts zu essen, 
und dann wird die Umwelt ein Luxusgut. Das 
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sollten Sie endlich begreifen! (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Natürlich ist es keine Frage, daß die Bank nicht 
alles erledigen kann. Natürlich ist es notwendig, 
daß die gesamten Initiativen noch wesentlich stär­
ker als bisher gebündelt werden. Entscheidend 
aber ist. daß die Hilfe endlich einsetzt und nicht 
nur versprochen wird. Ich wiederhole noch ein­
mal: Wer sich da ausschließt, stellt sich auf eine 
Stufe mit Albanien. Alle anderen Länder haben 
daran teilgenommen. Ich halte es von österreichi­
scher Seite schon für ein bißehen egoistisch - ich 
sage es ausdrücklich vorsichtig: für ein bißehen 
egoistisch -, wenn wir nur an unsere Situation 
denken. wenn wir nur glauben. daß entscheidend 
ist, was jetzt in der Tschechoslowakei passiert. 
und daß wir möglicherweise betroffen wären. 

Es geht um viel mehr: Es geht um U mweltver­
besserungen, es geht um wirtschaftliche Verbesse­
rungen in all e n Ostblockländern. Ich hoffe. 
daß Sie auch hier solidarisch mitwirken wollen, 
auch wenn Sie heute gegen dieses Gesetz stimmen 
werden. 

Es geht darum. Schritt für Schritt Produktions­
stätten aufzubauen, die Einkommen zu erhöhen 
und gleichzeitig die Umwelt zu verbessern. Das 
sollte besonders Österreich nicht vergessen, denn 
gerade bei uns ist es ja so, daß wir nur mehr 
punktuell unsere Probleme sehen und vielleicht 
nicht mit ausreichender Sorgfalt die Notwendig­
keit der umfassenden Hilfe betonen. 

Ich halte es auch für frivol, daß man sagt, es 
muß sich sofort alles ändern, und nicht begreift, 
daß diese Länder in der Energiefalle sitzen, daß 
es notwendig ist, ein großflächiges Umstrukturie­
rungsprogramm zu erstellen, das natürlich nur in­
ternational initiiert werden kann. Ich halte es per­
sönlich auch für absurd, wenn man meint, arme 
Volkswirtschaften könnten über Nacht den 
Sprung in die Weltmärkte schaffen. Das ist nicht 
machbar. Wer über Nacht in den Weltmarkt will, 
der würde, weil er als Bewerber noch zu schwach 
ist, eindeutig scheitern. 

Die Länder des Ostblocks brauchen Gelegen­
heit, zu lernen, sie brauchen einen funktionieren­
den Entwicklungsschutz für mehrere Jahre, und 
der Westen muß ihnen großzügig entgegenkom­
men; keine Frage. Sie brauchen einseitige Zuge­
ständnisse zur Erleichterung des Exports ihrer 
Produkte, und sie brauchen natürlich - und da 
gebe ich Ihnen recht - Finanzhilfe für die Her­
stellung der Infrastruktur, für die Umweltrepara­
tur und für die privaten Investitionen. Es muß 
alles erfolgen. Die Umwelt ist nicht losgelöst von 
der gesamten Entwicklung zu sehen. 

Mit der Ost-West-Bank wird ein erster. wir­
kungsvoller Ansatz geschaffen. Eine Beteiligung 

Österreichs an dieser multilateralen Hilfsaktion 
ist schon aus Gründen der gutnachbarschaftli­
chen Beziehungen, wie ich bereits gesagt habe, 
sinnvoll und notwendig. 

Ich halte es auch für sinnvoll und notwendig -
und die Beteiligung bietet uns diese Chance -, 
daß wir dort unsere Erfahrungen, unsere Experti­
sen einbringen und versuchen, die richtige Ent­
wicklung, die Sie möglicherweise auch wollen, 
wirklich einzuleiten. 

Die Beteiligung an der Ost-West-Bank darf uns 
aber nicht übersehen lassen. daß es notwendig ist, 
auch unsere eigenen Aktivitäten weiter voranzu­
treiben. zu systematisieren und zu verstärken. 
Das betrifft die Infrastrukturvorhaben, das be­
trifft sicherlich die Garantiepolitik im Exportsy­
stem. und das betrifft sicherlich auch den Ost­
West-Fonds. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bei 
den Grünen fällt mir immer mehr auf, daß sie 
versuchen - das letzte Mal war das beim Budget­
überschreitungsgesetz durch Pilz der Fall -, sehr 
unqualifiziert im Zusammenhang mit der Oste nt­
wicklung die österreichische Wirtschaft abzuwer­
ten. Konkret wird da gesagt - ich zitiere sinnge­
mäß -. die Österreicher ergreifen die Chance, 
ihr "Glumpert" - so wurde das genannt - ir­
gendwo im Osten zu verkaufen. Ich halte - mit 
Verlaub - diese Aussage für eine Ungeheuerlich­
keit. Die Qualität der österreichischen Produkte 
ist ebenso unbestritten wie die Tatsache. daß dort 
die Leute selbst entscheiden können, welche Pro­
duktionen und welche Güter sie wollen. 

Das ist das Entscheidende, auch bei dieser jetzt 
in Gründung befindlichen Bank: Die Entschei­
dung wird nicht von den EG den Ländern überge­
stülpt, sondern im Gegenteil - und die UNO lobt 
diee Vorgangsweise -, es wird ein dezentraler 
Ansatz gemacht. Was heißt das? - Es wird von 
den Ländern entschieden, welche Projekte finan­
ziert werden sollen und welche Projekte am wich­
tigsten sind. Und die Leute vor Ort werden das 
sicherlich besser wissen als die Grünen hier im 
österreichischen Parlament. 

Ich möchte mich nicht über Gebühr hier mit 
Ihnen in eine Diskussion einlassen. Ich glaube al­
lerdings, daß es sinnvoll und notwendig ist, daß 
diese Hilfe - und auch das steht im Gesetz - mit 
einem Mehrparteiensystem und mit der Einfüh­
rung der Marktwirtschaft gekoppelt ist. Das be­
deutet für diese Länder aber kein Problem, denn 
sie haben wirklich von der Befehlswirtschaft, von 
der Kommandowirtschaft der Vergangenheit ge­
nug. 

Wenn ich so herumschaue - und die Diskus­
sion hat ja erst begonnen, sie wird dann fortge­
setzt - und mir die Argumente der Grünen wirk-
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lieh zu Gemüte führe, dann, muß ich sagen, habe 
ich den Eindruck, daß die letzten Anhänger die­
ser Kommando- und Befehlswirtschaft mittler­
weile in Österreich sitzen. Pilz weiß, welche Pro­
dukte für den Osten gut und welche schlecht sind. 
Pilz und Langthaler wissen, daß die EG-Initiati­
ven nichts für die osteuropäischen Länder brin­
gen. Pilz & Co. wissen, daß die EG-Initiative, be­
vor noch etwas gemacht wird, zum Scheitern ver­
urteilt ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Un­
sere Alternative zu diesem übergroßen Wissen ist 
die soziale Martkwirtschaft. Wir freuen uns. daß 
auch die osteuropäischen Länder diese Wirt­
schaftsform annehmen. Es gibt natürlich im Ver­
gleich zur sozialen Marktwirtschaft auch eine al­
ternative Wirtschaftspolitik. Nur, was die Grünen 
hier geboten haben, das ist weder alternativ, noch 
hat es etwas mit Wirtschaftspolitik zu tun. -
Danke. (Beifall bei der ÖVP.) N./9 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Abgeordneter Anschober. Ich erteile es 
ihm. 

N.;},O 

Abgeordneter Anschober (Grüne): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Eigentlich ist 
mir ja um die Zeit schade, aber zwei Sätze zur 
Österreichischen Volkspartei müssen in diesem 
Sinn doch noch gesagt werden. 

Da hat diese Österreichische Volkspartei eine 
sogenannte Umweltministerin, die seit vier Jah­
ren von Pontius zu Pilatus, von Pressekonferenz 
zu Pressekonferenz fährt. Sie lobhudelt und ver­
spricht die ganze Zeit: Wir werden eingreifen, wir 
werden Österreich vor der Bedrohung durch die 
tschechoslowakische Atomtechnologie schützen, 
wir werden effektive Maßnahmen setzen. fAbg. 
Dr. D i ( z: Die Bedrohungen sind viel ti'eiler, als 
Sie begreifen.') Und dann weiß sie genau, daß heu­
te diese Debatte hier stattfindet. daß es hier unter 
anderem einerseits um die Atomtechnologie in 
der Tschechoslowakei geht, andererseits um das 
gigantische europaweite Waldsterben, von dem 
wir wissen, daß es zu einem gut Teil. zum über­
wiegenden Teil, von jenen kalorischen Großkraft­
werken in Nordböhmen herrührt. Und was ist mit 
der Frau Minister? - Ich schaue auf ihren Platz, 
sie fehlt genauso wie bisher bei allen umweltpoli­
tischen Debatten in diesem Plenum in dieser Le­
gislaturperiode. (Abg. Dr. D i t z: Das ist eine fi­
nanzpolitische Debatte.') Das halte ich für uner­
träglich, für eine unerträgliche Mißachtung dieses 
Parlamentes und auch der Umweltpolitik, wenn 
man sie überhaupt so nennen kann. (Beifall bei 
den Grünen.) 

Vermutlich gibt sie gerade in diesem Augen­
blick wieder eine Pressekonferenz, wo sie die 
nächsten Schritte, die notwendigen Maßnahmen, 

die doch zu setzen wären. in Richtung Ausstieg 
aus Bohunice in der Öffentlichkeit verkündet. 
Aber das ist sie eben, eine Propagandaministerin, 
die dann, wenn es um konkrete Taten geht, leider 
nichts realisiert. 

Nichts übrig habe ich für Herrn Abgeordneten 
Ditz, außer zwei Worte. und die heißen: Das war 
übelste Demagogik aus der untersten Schublade. 
(Beifall bei den Grünen. - Abg. S t ei 11 bau e r: 
Ordllllllgsrllf.') Das ist übelste Demagogik - und 
die ist es, Herr Steinbauer, hüpfen Sie noch ein 
bissei auf, reden Sie ein bissei mit, diskutieren Sie, 
zeigen Sie Engagement hier in diesem Haus -, 
das ist reine, übelste Demagogik, mit der man da­
von abzulenken versucht, daß dieser Ost-West­
Fonds. daß diese Entwicklungsbank nichts ande­
res ist als eine ganz absurde fahrlässige Täu­
schung der österreichischen Öffentlichkeit, wo 
dieser österreichischen Öffentlichkeit vorgegau­
kelt wird: Wir setzen jetzt Maßnahmen, wir sind 
aktiv in dem Sinn, was Österreich fordert. Was 
Sie hier vorlegen - nur ein reines Täuschungs­
manöver! Noch dazu werden hier in die falsche 
Richtung Mittel investiert. (Abg. Dr. D i t z: Ma­
chen Sie ein Wirtscltaftsseminar!) 

Ich denke mir, meine Damen und Herren, Sie 
alle - und vielleicht sehen Sie diese Bilder gerade 
in den Zeitungen, die Sie in den Händen halten -
kennen die Bilder aus Weißrußland. Sie alle ken­
nen die Bilder der glatzköpfigen Kinder. der Kin­
der aus den Krebskliniken. der Kinder. von denen 
Sie wissen. daß sie trotz medizinischer Hilfe nicht 
mehr lange zu leben haben. Wir alle kennen diese 
Bilder, und jeder hier in diesem Haus weiß, daß 
wir selbst uns davon ablenken, daß genau die glei­
che Katastrophe jede Woche, jeden Tag, jede 
Stunde in diesem Land wieder passieren kann! 
(Beifall bei den Grünen.) 

Und da gibt es nicht erst seit fünf Monaten, seit 
die Bundesregierung dieses Thema aufgeklaubt 
hat und in der Öffentlichkeit beackert und es zu 
einem ganz üblen Wahlgag mißbraucht hat, Stu­
dien, die im Detail belegen, was uns aus Bohuni­
ce, aus Dukovany, aus Mochovce und aus Teme­
lin droht. Ich kann Ihnen nachher gerne eine Risi­
kostudie übermitteln. Herr Abgeordneter Ditz 
war so uninformiert in seiner Rede, daß es besser 
wäre, wenn er jetzt ein bißehen zuhören würde. 
Da gibt es Studien über die Risikofaktoren, die 
uns bei einem Unfall in Bohunice und Dukovany 
drohen. Ich möchte hier ganz kurz daraus zitie­
ren. 

Diese Studie wurde von den honorigsten eu­
ropäischen Atomwissenschaftern erstellt, und 
zwar unmittelbar nach dem Unfall von Tscherno­
byl, wurde im Frühjahr 1987 publiziert. Was wür­
de ein Unfall in Bohunice und in Dukovany für 
Österreich, zum Beispiel auch für Wien und für 
dieses halbleere Haus hier bedeuten, eine ganz 
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normale meteorologische Situation vorausge­
setzt? 

Es sind aufgrund der Strahlenbelastung durch 
Inhalation allein in Wien rund 12 000 Menschen 
an Schilddrüsenkrebs erkrankt, überproportional 
viele Kleinkinder darunter. Radioaktive Stoffe 
aus der Wolke lagern sich auf dem Boden ab. Vie­
le Jahre bestrahlen sie dann die Menschen, wobei 
vor allem Cäsium 134 und 137 eine Rolle spielen. 
Diese Bodenbelastung führt in den Jahren nach 
dem Unfall in Österreich zu weiteren insgesamt 
4 500 Krebstodesfällen. 

Schließlich gelangen radioaktive Stoffe auch in 
pflanzliche Produkte und damit in die Nahrungs­
kette. 

In ganz Österreich wären aus dieser Quelle 
über 100 000 Schilddrüsenkrebserkrankungen, 
davon rund 3 Prozent mit tödlichem Ausgang, zu 
erwarten, über 5 000 Knochenkrebserkrankun­
gen. davon rund 50 Prozent mit tödlichem Aus­
gang, sowie weitere Krebserkrankungen anderer 
Art. Die Zahl der tödlichen Krebsfälle liegt insge­
samt bei 12 000. 

Natürlich ist nicht nur das Gebiet der Republik 
Österreich von dem Unfall betroffen, die radioak­
tive Wolke würde in Europa einen langen Weg 
über landwirtschaftlich genutztes und bewohntes 
Gebiet nehmen. Die gesamten Unfallfolgen wer­
den mindestens das Zehnfache der Folgen für 
Österreich bedeuten. Das heißt, in ganz Europa 
wären das Hunderttausende Krebsfälle mit tödli­
chem Ausgang. 

Gleichzeitig liegt uns jetzt der Bohunice-Be­
richt vor. Der Bohunice-Bericht spricht - wie 
nicht anders zu erwarten war - eine sehr deutli­
che Sprache, weil es sich um eine absolut seriöse 
wissenschaftliche Arbeit handelt, die belegt, daß 
der Reaktorkessel in Bohunice brüchig ist, daß 
bei einem Leck in der Kühlanlage der Reaktor 
durchbrennen würde, da es in den Reaktoren 1 
und 2 keine Notkühlanlage, zumindest keine in 
einem entsprechenden Ausmaß, gibt. 

Jetzt tut die österreichische Bundesregierung 
unheimlich überrascht ob dieses katastrophalen 
Urteils über Bohunice. Gleichzeitig liegt dieser 
österreich ischen Bundesregierung seit dem 
Jahr 1987 eben diese Studie vor, die ebenfalls 
Bohunice und Dukovany untersuchte und die bis 
auf den letzten Beistrich die gleichen Sicherheits­
risken bestätigt. Das heißt, dieser österreichischen 
Bundesregierung inklusive der Frau Umweltmi­
nisterin Flemming liegen seit 1987 alle katastro­
phalen Risikodaten zu Bohunice vor. Seit 1987 
bis in den beginnenden Vorwahlkampf im 
Jahr 1990 hat diese Frau Bundesminister trotz ih­
rem Wissen geschwiegen. Dieses Schweigen ist 
unerträglich und war ein katastrophales bewußtes 

Inkaufnehmen eines tödlichen Risikos. (Beifall 
bei den Grünen.) 

Mittlerweile werden in den kommenden Wo­
chen in der Tschechoslowakei die Weichen ge­
stellt. Es gibt ganz gezielte Interessen der interna­
tionalen Atomlobby, die weiß, daß sich beim 
Kampf um die Tschechoslowakei, daß sich in der 
Frage darüber, in welche Richtung die Engergie­
wirtschaft der Tschechoslowakei in den kommen­
den Jahren gehen wird, der internationale Über­
lebenskampf der Atomlobby entscheiden wird. 
Und dieser Überlebenskampf der Atomlobby ist 
ihr natürlich etwas wert. 

Seit ungefähr zwei Monaten gibt es im Wirt­
schaftsministerium der Tschechoslowakei einen 
Posten, der mit einem Experten der französischen 
Elektrizitätswirtschaft besetzt wurde. und dieser 
Posten wird von der französischen Atomwirt­
schaft finanziert. Das ist der Beraterposten für 
energiepolitische Weichenstellungen in der 
Tschechoslowakei in den nächsten Jahren. 

Das heißt, es droht uns eine Weichenstellung in 
Richtung eines weiteren dramatischen Ausbaus 
der Atomtechnologie in der Tschechoslowakei. 
Wir kennen bereits die vier kommenden Kern­
kraftwerke in der Tschechoslowakei, die bereits 
im Stadium der Detailplanung sind, eines in der 
Ostslowakei, eines in Nordmähren, eines in Te­
tov, unmittelbar bei Prag, eines im nordböhmi­
schen Kohlerevier. 

Angesichts dieser Situation sollte sich dieses 
Parlament hier und heute nicht mit einer billigen 
Entwicklungsbank, nicht mit einer Alibimilliarde 
beschäftigen, sondern sollte sich darüber im kla­
ren sein, daß in diesen Wochen die entscheiden­
den Weichen für eine zusätzliche Bedrohung 
oder für die Möglichkeit eines generellen Aus­
stiegs aus der Atomtechnologie in den kommen­
den Jahren in der Tschechoslowakei gestellt wer­
den. 

Was ist in den letzten Monaten bisher passiert? 
Wie hat Österreich bisher versucht, diese Wei­
ehensteIlung zu beeinflussen? - Es gab sechs 
Monate lang leere Versprechungen, es gab An­
kündigungen, es gab Pressekonferenzen, es gab 
viele Verlautbarungen der Frau Minister, und es 
gab bisher keine einzige konkrete Maßnahme, die 
ein Ausstiegsszenario in der Tschechoslowakei, 
zu dem der Großteil der tschechoslowakischen 
Regierung bereit ist, unterstützen würde. 

Es geht sogar so weit, daß zurzeit sogar die fal­
schen Weichen gestellt und unterstützt werden. 
Was wird denn von der öffentlichen Hand und 
von verstaatlichten Firmen zurzeit in der Tsche­
choslowakei unterstützt und mitfinanziert? - Da 
haben wir ein ganz massives Engagement der 
Bauindustrie im Bereich der Autobahnbauten Ju-

7. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 43 von 83

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 7. Sitzung - 18. Dezember 1990 359 

Anschober 

goslawiens und der Tschechoslowakei, auch Po­
lens, zum Beispiel in Zusammenarbeit mit Fiat, 
da stecken die Creditanstalt und die Baufirma 
Universale bis über beide Ohren in einer falschen 
Weichenstellung im Verkehrsbereich. Unter an­
deren gibt es aber auch - das belegt die jüngste 
Studie des österreichischen Ökologieinstitutes -
verstaatlichte österreichische Firmen. die sich als 
Zulieferer für die Atomwirtschaft profilieren. 
Während die österreich ische Bundesregierung 
durch dieses Land läuft und schreit: Wir müssen 
Bohunice schließen!, profitieren gleichzeitig ver­
staatlichte österreichische Firmen von genau die­
sen Atomtechnologiebauten gerade im Osten. 
Dies ist ein Zustand, für den man nur mehr den 
Ausdruck "absolute politische Verlogenheit" 
überhaben kann. (Beifall bei den Grünen.) 

Wir haben heute einen Entschließungsantrag 
vorgelegt - ich glaube, daß dies eigentlich das 
Minimum von einem ersten Schritt in Richtung 
Glaubwürdigkeit sein sollte -, einen Entschlie­
ßungsantrag - ich haben ihn an die meisten an­
wesenden Damen und Herren zuvor ausgeteilt -, 
in dem es darum geht, daß in Zukunft dieser ver­
staatlichten österreichischen Industrie eine Profi­
tierung bei diesem Atomgeschäft gezielt untersagt 
werden soll, daß ihr eine Fortsetzung der Zuliefe­
rung, ein Mitnaschen an diesem Geschäft mit 
dem Tod gezielt untersagt werden soll. 

Ich würde Sie wirklich bitten, bei diesem An­
trag ein Minimum an Liberalität zu zeigen, über 
Ihre Klubgrenzen hinwegzublicken. Ich denke, es 
würde hinsichtlich der Glaubwürdigkeit der Par­
teien hier in diesem Hohen Haus in der Öffent­
lichkeit ein extrem schlechtes Bild bieten, müßten 
wir morgen an die Öffentlichkeit gehen und sa­
gen müssen: Die Parteien, die immer wieder ge­
gen Bohunice wettern, sind nicht einmal dazu be­
reit, den eigenen verstaatlichten Firmen das Ge­
schäft mit dieser Atomtechnologie zu verbieten! 
Ich kann Ihnen garantieren, daß es dann einen 
gravierenden öffentlichen Wirbel geben wird. 
(Abg. Art hol d: Können Sie konkrete Aufträge 
aufzählen? Man kann nicht irgend etwas zlwim­
men! - Weiterer Zwischenruf.) 

Ich komme jetzt zum Entschließungsantrag. 
Der Hintergrund dieses Entschließungsantrages 
ist folgender: Es gibt eine ausgelagerte Firma des 
VOEST-Anlagenbaus, die Firma MCE, dort ha­
ben wir bereits vor einem Dreivieneljahr, glaube 
ich, mit dem Direktorium Gespräche geführt, in­
wieweit diese MCE, die Nachfolgefirma des ehe­
maligen VOEST-Anlagenbaus, im Bereich der 
Atomtechnologie tätig ist. Es wurde uns von der 
Direktion MCE zugesichert, daß bis zum damali­
gen Zeitpunkt Aufträge im Falle Temelin - nur 
im Falle Temelin! - in der Höhe von 50 Mil­
lionen Schilling bereits bestanden. Ich glaube, das 
müßte Ihnen für eine Unterstützung dieses Ent-

schließungsantrages reichen. (Abg. Dkfln. 
Mall t fl e r M a r k hof: Das iSI doch reinster 
Slaalsdirigisnlus.') 

Noch kurz zur bereits genannten Ost-West­
Bank. Unserer Ansicht nach ist diese Ost-West­
Bank das klassische Muster für die Ermöglichung 
der gleichen Fehler, die schon in den letzten Jahr­
zehnten in unserem Land begangen wurden. Da 
gibt es keine Möglichkeit der Kurskorrektur in 
Richtung Ökologie. Da gibt es keine Möglichkeit 
der direkten Beeinflussung. Wir wissen genau, 
welche Interessen in diesem Bereich tätig sind, 
und diese Interessen sind sowohl im Bereich der 
Energiepolitik als auch im Bereich der Verkehrs­
politik völlig kontraproduktiv. 

Wir werden Ihnen im Lauf der heutigen Debat­
te noch zwei weitere Anträge vorlegen, die wir 
aber nicht hier abstimmen lassen wollen, die im 
zuständigen Ausschuß vielleicht mehr Chancen 
haben. Diese beiden Anträge werden sich damit 
beschäftigen, daß es erstens ein Ersuchen der 
tschechoslowakischen Regierung gibt, daß Öster­
reich und die Tschechoslowakei gemeinsam ein 
tschechoslowakisches Gesamtenergiekonzept er­
arbeiten sollten, ein Gesamtenergiekonzept, in 
dem ein Szenario vorgezeichnet wird, wie ein 
schrittweiser Ausstieg alls der Atomtechnologie 
und ein Ausstieg aus dem kalorischen Großkraft­
werksbereich in der Tschechoslowakei möglich 
sind. Wie ist das möglich, Herr Abgeordneter? -
Es ist möglich durch die enormen Energiespar­
möglichkeiten in der Tschechoslowakei, es ist 
möglich durch den Aufbau von siedlungsnahen 
Blockheizkraftwerken, die den letzten Filterstan­
dard besitzen. 

Zweiter Bereich: Neben diesem Gesamtener­
giekonzept, das Vorraussetzung für jede weitere 
Investition in diesem Ostbereich sein müßte, wer­
den wir die Einrichtung eines internationalen 
Ausstiegsfonds beantragen, eines internationalen 
Ausstiegsfonds, der nach einer echten außenpoli­
tischen Offensive des Herrn Außenministers 
Mock auch von anderen nuklearfreien Ländern 
gespeist werden soll und der genau dieses 
Gesamtenergiekonzept der Tschechoslowakei, 
das dann bereits vorliegen sollte, auch mitfinan­
zieren sollte. Über die Kosten einer derartigen 
Energiereform in der Tschechoslowakei haben 
Sie heute schon einiges gehört. 

Abschließend muß ich Ihnen folgendes sagen 
- eine ganz persönliche Bemerkung; vielleicht 
hört der eine oder andere doch noch zu, das wäre 
sehr freundlich -: Bis vor fünf Jahren bin ich 
kein Grüner gewesen. Bis vor fünf Jahren habe 
ich zum Beispiel im Bereich der ÖVP politisch 
einiges gemacht, habe ich im Bereich der Bürger­
initiativen etliches gemacht. Vor fünf Jahren be­
ziehungsweise vor viereinhalb Jahren bin ich 
dann durch Zufall draufgekommen, daß es in der 
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Tschechoslowakei eine Baustelle für ein Atom­
kraftwerk gibt, das das größte europäische Atom­
kraftwerk überhaupt werden sollte - es handelte 
sich um Temelin. Ich habe herumtelefoniert und 
an ein Ministerium nach dem anderen Briefe ge­
schrieben. Es wurde mir überall mitgeteilt: Teme­
lin? Eigentlich wissen wir davon nichts! Noch nie 
etwas davon gehört! Dann bin ich damals dieses 
Atomkraftwerk suchen gefahren, habe es gefun­
den, und diese Baustelle war bereits bis zur Hälfte 
in seinem Rohfundament erstellt, eine Baustelle, 
die ungefähr dreimal so groß wie das Bauareal 
Wackersdorf ist - vielleicht sagt Ihnen der Ver­
gleich etwas. 

Was gekommen ist von allen Bereichen, von 
allen Ministerien, war reine Ignoranz: Ja, hier 
werden wir etwas tun! Ja, hier müssen wir etwas 
tun! Ich werde mich sofort erkundigen! war die 
Antwort der Frau Minister Flemming. Da können 
wir nicht weiter ruhen! (Abg. lng. M Li re r: Die 
ÖVP hätte ja Zwentendorf auch noch . .. !) 

Was ist heute? Was ist heute? (Abg. 
Ar l h 0' d: Da stimml etwas nicht mit dem Zeü­
plan! - Weitere Zwischenrufe.) Von der einen 
Seite die völlige Ignoranz oder Abwesenheit und 
gleichzeitig wunderbare Ankündigungsfloskeln in 
der Öffentlichkeit. Und ich sage Ihnen: Daß diese 
Partie, Entschuldigung, daß diese Partei hier auf 
der rechten Seite bereits so dezimiert wurde, ist 
kein Zufall. Diese Unglaubwürdigkeit, diese Un­
ehrlichkeit, diese fehlende Seriosität, dieses Vor­
gaukeln einer echten Besorgnis, dieses Vorgau­
keln von echten, seriösen Taten, das wird von der 
Bevölkerung durchschaut. (Beifall bei den Grü­
nen.) 

Und es wird Ihnen, wenn Sie diesen Minimal­
antrag, der vorsieht, daß diese österreichischen 
Staatsfirmen nicht mehr am Atomkuchen mitna­
schen dürfen, hier jetzt nicht unterstützen, das 
restliche Minimum, das Ihnen möglicherweise an 
öffentlicher Glaubwürdigkeit noch verblieben ist, 
heute und hier absolut abhanden kommen. 
Danke. (Beifall bei den Grünen.) J4 . .JO 

Präsident Dr. Lichal: Herr Abgeordneter An­
schober! Ich muß Sie darauf aufmerksam ma­
chen, daß der von Ihnen angekündigte Entschlie­
ßungsantrag nicht vorgelesen wurde. Er kann da­
her nicht in Behandlung gezogen werden, außer 
Sie stellen den Antrag und lesen ihn noch vor. 
Wie Sie wollen. Diese Möglichkeit haben Sie. 
(Abg. Hai ger m 0 s er: Sie müßten einmal in die 
Geschäftsordnung schauen.') 

Abgeordneter Anschober (fortsetzend): Das 
werde ich noch schnell erledigen. Wissen Sie, an­
statt über der Geschäftsordnung zu grübeln, ver­
bringe ich meine Tage lieber in der Tschechoslo­
wakei mit der tschechoslowakischen Umweltbe­
wegung, mit dem tschechoslowakischen Umwelt-

ministerium und beratschlage mit diesen Herren 
ganz konkrete Ausstiegsschritte aus der Atom­
technologie. 

Der Entschließungsantrag lautet wie folgt ... 
(Zwischenrufe der Abgeordneten M a r i z z i, 
Art hol d lind Mag. Marijana G r a n d i t s.) Hö­
ren Sie einmal zu schreien auf, Herr Abgeordne­
ter, und hören Sie einmal zu, bitte. (Weitere Zwi­
schenrufe. ) 

Präsident Dr. Lichal: Ich bitte um die Antrag­
steIlung, Herr Abgeordneter! 

Abgeordneter Anschober (fortsetzend): Ich 
bri nge folgenden 

Entschließungsantrag 

Der NationaLrat 'ti'olle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird aufgefordert. im 
Wege der Wahrnehmung der Eigel1liimerrechte des 
Bundes an öseerreichischen lndustriellluernehmllll­
gen den unverzüglichen Ausstieg dieser Uncerneh­
mangen aus allen Bereichen der Mitwirkung an 
der Planung. Errichtung. am Bau - insbesondere 
auch der Zulieferung von Sicherheitskomponenten 
- sowie am Betrieb von Kernenergieanlagen an­
zuordnen lind die Durchführung ihrer Anordnung 
zu kOlllrollieren. 

2. Der Bundesrnillisler für öffentliche Wirtschaft 
lind Verkehr wird aufgeforden. über die Dllrch­
führung dieser Entschließung dem Nationalrat bis 
zum 30. Juni 199/ Bericht zu erstatten. - Danke. 
(Beifall bei den Grünen.) 14.42 

Präsident Dr. Lichal: Der soeben eingebrachte 
und verlesene Entschließungsantrag der Abge­
ordneten Anschober und Genossen ist genügend 
unterstützt und steht daher mit in Verhandlung. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordne­
ter Dkfm. Dr. Hannes Bauer. Ich erteile es ihm. 

NA3 
Abgeordneter Dr. Johann Bauer (SPÖ): Herr 

Präsident! Herr Bundesminister! Meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! Ein paar Sätze zu 
meinem Vorredner, der meinte, daß er den Ent­
schließungsantrag ausgeteilt hat. Ich war zwar an­
wesend im Saal, habe ihn aber nicht erhalten. 
(Abg. Monika L an g t h ale r: Sie bekommen ihn 
gleich.') 

Zum zweiten: Die Frage der Atomkraftwerke: 
Ja selbstverständlich haben wir die gleichen Sor­
gen und haben daher auch viele Initiativen auf 
den verschiedenen Ebenen ergriffen. Aber man 
muß ja auch die Machbarkeit und Beeinflußbar­
keit solcher Entscheidungen von österreichischer 
Seite her mitberücksichtigen. Und ich gebe ihm 
durchaus recht. Ich selbst habe viele Initiativen 
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~uch mitunterstützt gegen die Atomkraft in der 
CSFR, aber auch in anderen Ländern, und man 
scheitert vorerst - und daher immer wieder das 
Bemühen - an der Energiepolitik dieser Länder, 
die sich nicht so rasch unserer Argumentation an­
schließen. 

Und wenn mein Vorredner gemeint hat, daß es 
eine Täuschung sei, wenn man diese Europäische 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung grün­
det, dann bin ich überzeugt, daß mit der Grün­
dung der Europäischen Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung ein entscheidender Schritt in 
Richtung eines neuen Europas gesetzt wird, eines 
Europas ohne politische und wirtschaftliche 
Grenzen. 

Wenn auch der Westen von der Rasanz dieser 
Entwicklung überrascht wurde. muß nun umso 
stärker reagiert werden. Daher ist jegliche Hilfe­
stellung, die den im Umbruch befindlichen mit­
tel- und osteuropäischen Ländern den Schritt zur 
Marktwirtschaft erleichtert. zu begrüßen. 

Und genau dieser Aufgabe entspricht die Ziel­
setzung der Europäischen Bank für Wiederauf­
bau und Entwicklung, die durch Unterstützung 
des wirtschaftlichen Fortschrittes in diesen Län­
dern den Übergang zur offenen Marktwirtschaft 
begünstigen sowie die private und unternehmeri­
sche Initiative fördern soll. 

Und gerade das Beispiel Österreichs. meine 
sehr geehrten Damen und Herren. nach dem 
Zweiten Weltkrieg hat gezeigt oder zeigt, wie 
wichtig internationale Hilfestellungen für den 
Aufbau einer wettbewerbsfähigen Volkswirt­
schaft und zur Schaffung einer wettbewerbsfähi­
gen Struktur in einem Lande sind. In manchen 
Fällen wird dieser Aufbau erst durch Auslandshil­
fe ermöglicht. Insbesondere hat sich auch gezeigt, 
daß eine multilaterale Zusammenarbeit. damals 
im Rahmen der OECD, einen der wichtigsten 
Eckpunkte bei der Bewältigung derartiger Pro­
bleme darstellt. 

Die Errichtung der Europäischen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung stellt einen sol­
chen Schritt zur multilateralen Zusammenarbeit 
dar und erscheint mir daher aufgrund zweier Fak­
ten besonders wichtig: 

Erstens geht es darum, daß sich die Vergabe 
der Mittel auf jene Länder beschränkt, die sich zu 
den Grundsätzen der Mehr-Parteien-Demokratie, 
des gesellschaftlichen Pluralismus und der Markt­
wirtschaft bekennen und diese anwenden. 

Zweitens geht es darum, daß es sich trotz einer 
weltweiten Beteiligung primär um eine europäi­
sche Initiative handelt. 

Und das hohe Engagement der westeuropäi­
schen Staaten ist angesichts des Fortschrittes der 

europäischen Integration und der politischen Vi­
sion einer Europäischen Gemeinschaft der 24 
mehr als verständlich. 

Die westeuropäischen Staaten sind auch auf­
grund ihrer ökonomischen Lage in besonderem 
Maße aufgerufen, ihren ost- und mitteleuropäi­
schen Nachbarn zu helfen. Es darf nämlich nicht 
übersehen werden, daß zwischen dem ökonomi­
schen Wiederaufbau und einer demokratischen 
Stabilisierung ein enger Zusammenhang besteht. 
Das eine wird ohne das andere nicht machbar 
sein. Ich halte daher eine Strategie, die dezidiert 
darauf abzielt, ökonomische Hilfeleistungen erst 
dann zu geben, wenn die politische Stabilität in 
jedem Fall gegeben und nicht mehr erschütterbar 
ist. für nicht richtig. Ein wirtschaftlich und poli­
tisch stabiles Europa ist nämlich für eine friedli­
che und erfolgreiche Entwicklung der Welt, ins­
besondere für die dauerhafte Überwindung des 
Ost-West-Konfliktes, unerläßlich. 

Der Wiederaufbau von Mittel- und Osteuropa 
ist daher nicht nur ein europäisches Anliegen. 
sondern hat globale Bedeutung. Dies drückt auch 
die rege internationale Beteiligung aus. 

Man hat 40 Staaten gefunden, die sich im Rah­
men dieser Bank zu einer Hilfeleistung bereit er­
klären, einer Bank, die immerhin 10 Milliarden 
Ecu, das sind mehr als 140 Milliarden Schilling, 
an Stammkapital aufbringen wird, wovon - das 
wurde schon gesagt - mehr als 50 Prozent eu­
ropäische Staaten innehaben, die USA 10 Prozent 
und Japan etwa 9 Prozent. 

Einen ganz besonderen Stellenwert hat die 
Realisierung der angestrebten Ziele der EBRD 
für unser Land, meine sehr geehrten Damen und 
Herren. Für eine kleine, offene Volkswirtschaft 
wie Österreich ist die wirtschaftliche und politi­
sche Stabilität des Umfeldes von vitaler Bedeu­
tung. Unser Land befindet sich durch die Ereig­
nisse des letzten Jahres nicht mehr in politischer 
und wirtschaftlicher Randlage, sondern ist sozu­
sagen in die Mitte des europäischen Geschehens 
gerückt. Österreich unterstützte daher die Idee ei­
ner Osteuropabank von Anfang an und hat sich 
auch bemüht, die Gründungsstaaten dafür zu ge­
winnen, den Standort Wien für diese Bank zu 
wählen. 

Die schwierigen und politischen Gründungs­
verhandlungen haben jedoch eine "EG-Lösung" 
hervorgebracht. Der Sitz befindet sich nun im Fi­
nanzzentrum London, und der Vorsitzende wird 
durch Frankreich bestellt. Dieser Verhandlungs­
kompromiß ist für Österreich natürlich eine Ent­
täuschung, aber damit wird auch für mich signali­
siert, wie schwierig es für ein kleines Land sein 
wird, im internationalen Entscheidungsprozeß 
Gehör zu finden. (Abg. Mag. Marijana G ra n -
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d i t s: Sehr richtig! Das ist ein Grund. nicht mitzu­
machen.') Auch darüber sollte man nachdenken. 

Jedenfalls: Die Beteiligung Österreichs in der 
Höhe von 2,28 Prozent des Stammkapitals 
scheint mir ein Erfolg zu sein, den wir für uns 
buchen konnten, und sie entspricht - das wurde 
schon gesagt - dem Anteil vergleichbarer Staa­
ten. 

Ein weiterer Wermutstropfen besteht darin, 
daß, gemessen an unserem Anteil, derzeit viel zu­
wenig qualifizierte Österreicher in der Ostbank 
Beschäftigung finden können, ein Problem. wel­
ches wir ja auch schon aus anderen internationa­
len Wirtschaftsorganisationen kennen und wel­
ches uns ein wenig nachdenklich stimmen sollte. 

Aber viel entscheidender als Sitz, Vorsitz und 
Kapitalanteil ist für mich, daß die neue Entwick­
lungsbank rasch und wirkungsvoll helfen kann. 
Denn im "Jahr 1" nach den großen Umwälzun­
gen zeigt sich, daß viele der ehemaligen Ostblock­
staaten bei Null beginnen. Es ist daher wichtig, 
nicht einfach Finanzmittel in die betroffenen 
Länder zu leiten ohne entsprechende Einbindung 
sämtlicher Beteiligter, sondern daß auch darauf 
geachtet wird, wie diese Mittel verwendet werden. 

Auch hier wissen wir aus der ästerreichischen 
Geschichte, daß der Einfluß der Geberländer auf 
die Verwendung der Mittel grundsätzlich auch 
positiv beurteilt wurde. Erforderlich ist dafür, 
daß das Geld letztlich nicht gegen das Interesse 
eines Mitgliedslandes verwendet wird. Das ist 
auch in den Geschäftsgrundsätzen dieser Bank 
verankert. 

Es kann sozusagen jedes Mitgliedsland Ein­
spruch gegen bestimmte Projekte erheben. Somit 
paßt die Tätigkeit der Bank in das Prinzip einer 
"Hilfe zur Selbsthilfe" und mündet nicht, wie das 
manche ausdrücken, in eine Zwangsbeglückung. 

Diese Bank soll die Empfänger-Mitgliedsländer 
bei der Durchführung struktureller und sektora­
ler Wirtschaftsreformen unterstützen, um diesen 
Staaten eine rasche Einbindung in die Weltwirt­
schaft zu ermöglichen. 

Konkret sollen - und das wurde auch schon 
gesagt - Monopole beseitigt werden, Dezentrali­
sierungen durchgeführt und Privatisierungen un­
terstützt werden. Weiters sollen mit Hilfe sonsti­
ger privater und sonstiger interessierter Investo­
ren die Schaffung und Ausweitung der produkti­
ven, wettbewerbsorientierten und privatwirt­
schaftlichen Wirtschaft gefördert werden, beson­
ders auch die Klein- und Mittelbetriebe. 

In diesem Sinne werden auch nur maximal 
40 Prozent der Kredite an staatliche Stellen gege­
ben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Bank - und das scheint mir wichtig zu sein -
wird auch alle jene Vorhaben unterstützen, die 
einen besonders hohen ökologischen Wert haben, 
und ebenso jene Investitionen, die auf die Verbes­
serung der Dienstleistungen oder des Dienstlei­
stungsbereiches abzielen, was mir besonders 
wichtig erscheint. 

In erster Linie möchte sich die Bank aber als 
Katalysator zwischen privatem inländischem und 
ausländischem Kapital verstehen. Die wirtschaft­
lichen Zustände in diesen Ländern und die im­
mensen Probleme - und das sei auch besonders 
hervorgehoben -, die durch eine rasche Privati­
sierung entstehen, sollten ebenfalls in die Überle­
gungen einbezogen werden. 

Ich halte es daher für wichtig und sinnvoll, daß 
in manchen Unternehmensbereichen. die zu­
nächst auf eine effizientere betriebswirtschaftli­
che Tätigkeit abzielen, ohne auf die Eigentümer­
strukur Einfluß zu nehmen, Hilfe gewährt wird. 

Auch da darf ich daran erinnern, daß etwa auch 
in Österreich im Rahmen des Marshallplanes ein 
sehr großer Teil der ausländischen Hilfe der ver­
staatlichten Industrie zugute kam, weil die ameri­
kanischen Experten und Wirtschaftsberater zu 
der Erkenntnis kamen, daß dies eben im Interesse 
der gesamten österreichischen Volkswirtschaft 
gelegen sei. 

Es sollte daher allen bewußt sein, daß finanziel­
le Hilfe allein nicht ausreichen wird. 

Was unbedingt erforderlich ist. ist der Know­
how-Transfer, den wir zu geben haben. und der 
beginnt bei für uns so einfachen Dingen wie 
Buchhaltung und Kostenrechnung und endet 
letztlich dort, wo man sich an entsprechenden 
technologischen Entwicklungen beteiligt. 

Aber ohne Zurverfügungstellung unserer wis­
senschaftlichen und technischen Ressourcen oder 
Partizipation daran wird eine rasche Eingliede­
rung der Oststaaten in das System der internatio­
nalen Arbeitsteilung nicht möglich sein. 

Wir müssen uns auch bewußt sein, daß ange­
sichts des enormen Finanzbedarfes dieser Staaten 
- und es werden 1 000 Milliarden Schilling, nur 
um das einmal in der Größenordnung zu nennen, 
genannt - der Beitrag der europäischen Ent­
wicklungsbank allein nicht genügen wird, sondern 
nur eine Ergänzung zu sonstigen supranationalen 
Zahlungen wie eben der Weltbank oder des Wäh­
rungsfonds sein wird. Das heißt, diese Bank stellt 
eine Ergänzung dar und keine alleinige Hilfe. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vor 
allem können die Arbeit der privaten Investoren, 
die mir als besonders wichtig erscheint, und be­
sonders auch die Maßnahmen der einzelnen Staa-
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ten nicht ersetzt werden. Ohne entsprechendes 
Engagement dieser Seite wird der wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Umbau nämlich zu langsam 
vor sich gehen, und die Erwartungen, die an die 
Wirtschaft und auch an uns gestellt werden, sind 
sehr hoch. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! An­
gesichts der schwierigen Lage in der Sowjetunion 
hat sich hier erfreulicherweise auch ein Umdenk­
prozeß bemerkbar gemacht. Und auch der Appell 
unseres Bundeskanzlers anläßlich der KSZE­
Konferenz in Paris, Osteuropa zu helfen. hat be­
reits durch Beschlüsse in der Europäischen Ge­
meinschaft Früchte getragen. 

Die österreichische Wirtschaft und die österrei­
chische Wirtschaftspolitik haben in diesen Län­
dern international eine Vorbildfunktion. Gemes­
sen an der Größe unseres Landes ist im letzten 
Jahr Enormes geleistet worden. Eine Vielzahl von 
öffentlichen Förderungsmaßnahmen und Privat­
initiativen haben ein Zusammenwachsen des jahr­
zehntelang getrennten mitteleuropäischen Wirt­
schaftsraumes, der besonders für die Ostregion 
Österreichs von hoher Bedeutung ist. ermöglicht. 
Die Schaffung des Ost-West-Fonds und die Be­
reitschaft, diesen aufzustocken, und verbessernde 
Maßnahmen im ökologischen und im verkehrs­
mäßigen Bereich ergänzten diese Anstrengungen. 

Es ist daher für uns Sozialdemokraten. trotz ei­
ner jährlichen budgetären Belastung von rund 
200 Millionen Schilling in den nächsten 5 Jahren, 
selbstverständlich, daß wir der Gründung der Eu­
ropäischen Bank für Wiederaufbau und Entwick­
lung unsere Zustimmung geben. 

Ich glaube, wir haben damit wieder einmal ei­
nen Baustein dazu gelegt, daß die politische Sta­
bilität in Europa durch ein entsprechendes öko­
nomisches Wachstum gesichert bleibt. - Danke. 
(Beifall bei der SPÖ.) 14.57 

Präsident Dr. Lichal: Bevor ich dem nächsten 
zum Wort gemeldeten Redner das Wort erteile, 
erteile ich Herrn Abgeordneten Anschober für 
seine Bemerkung "Nichts übrig habe ich für 
Herrn Abgeordneten Ditz, außer zwei Worten, 
und die heißen: Das war übelste Demagogik aus 
der untersten Schublade" einen 0 r d nun g s­
I' U f. 

Als nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abge­
ordnete Mag. Marijana Grandits. Ich erteile es 
ihr. (Abg. Dipl.-Ing. F li c k e r: Wehret den An­
fängen.' - Abg. Hai ger m 0 s e r: Geh, hör auf' 
- Abg. Mag. Marijana G ra 11 d i l s: Da hat es in 
diesem Haus schon Ärgeres gegeben.') 

14.58 
Abgeordnete Mag. Marijana Grandits (Grüne): 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Hohes 
Haus! In Washington am Murrow-Park, ein paar 

Minuten vom Weißen Haus, gibt es eine 
Verkehrsinsel. Protzige Limousinen rauschen 
dort vorbei. und gesetzte, gut gekleidete Herren 
- es sind vorwiegend Herren - betreten die zwei 
Gebäude, die wie Zwillinge an dieser Verkehrsin­
sel in den Himmel ragen. Hier befindet sich näm­
lich das Nervenzentrum der Weltgesellschaft und 
unseres Geldsystems. Ich spreche von der Welt­
bank und vom Internationalen Währungsfonds. 

Und die Europäische Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung, bei uns auch Ost-West-Bank 
genannt. soll genauso ein Moloch werden wie die­
se zwei internationalen Währungsgiganten. 

Hier gehen nämlich 8 000 Bürokraten der 
Edelsorte - das kann man so sagen - aus und 
ein und entscheiden über Hunderte von Milliar­
den US-Dollar, und außer einem Jahresbericht, 
der vorgelegt werden muß, gibt es llberhaupt kei­
ne Rechenschaftspflicht. (Präsidentin Dr. Heide 
5 c h m i d l iibernimmc den Vorsicz.J 

Und diese Bürokraten entscheiden über Ent­
wicklungen, die die ganze Menschheit betreffen, 
denn wir wissen, daß das Engagement dieser in­
ternationalen Banken weltweit zu suchen ist und 
auch dort zu kritisieren ist. Und genau so etwas 
wollen wir mit diesem Gesetz unterstlltzen und 
forcieren? 

Ökologische und soziale Folgen werden bei den 
abgewickelten Projekten weder in Erwägung ge­
zogen noch bewertet. Es gibt überhaupt keine Be­
wertung der Projekte und der Finanzierungsan­
träge auf ihre ökologische l~!1d soziale Vertretbar­
keit. Es entscheiden nur Okonomen und Inge­
nieure über das Wohlergehen von Millionen von 
Menschen. 

Und genau so etwas schwebt uns jetzt für Ost­
europa vor. Hier geht es außerdem noch nach der 
Devise: Wer zahlt, der schafft auch an. Denn die­
sem neuen bürokratischen Monster wollen wir 
hier in Österreich eine Milliarde Schilling einfach 
in den Rachen werfen. Wenn man nämlich genau 
hinsieht, würde ein EG-Beitritt - und Sie wissen. 
wie kritisch wir zu dieser ganzen Angelegenheit 
stehen - ein Autonomiestatut für Österreich be­
deuten, im Gegensatz zu der Einflußnahme, die 
wir in dieser Ost-West-Bank hätten. (Beifall bei 
den Greinen.) 

Es geht nicht darum, daß die Majorität von den 
EG-Ländern getragen werden soll. daß es außer­
dem eine Sperrminorität für die Vereinigten Staa­
ten geben soll, sondern es geht darum, daß ökolo­
gische und soziale Grundsätze überhaupt keine 
Berücksichtigung finden. 

Wenn es dann so Scheinsätze und Bekenntnisse 
zur Ökologie gibt, die wir natürlich auch in den 
Satzungen der Weltbank und des Währungsfonds 
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finden können, dann müssen wir uns ansehen, wie 
die Realität aussieht. denn nicht wenige Welt­
bank projekte tragen auch heute zur Zerstörung 
des Regenwaldes bei, nicht wenige Weltbankpro­
jekte haben ökologische Katastrophen in der Sa­
helzone mitbewirkt und zu den heutigen Zustän­
den beigetragen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich nur ein 
Beispiel erwähnen. In einigen Tagen gedenken 
wir des grausamen Todes von Chico Mendes. Er 
wurde am 22. Dezember 1988 von Schergen der 
brasilianischen Großgrundbesitzer ermordet. Er 
war ein Kämpfer für das Überleben der Bevölke­
rung in Brasilien, der Vorsitzende der Landar­
beitergewerkschaft, der es sogar zustande ge­
bracht hat. daß die Weltbank auf ein paar Sekun­
den Einsicht gefunden hat, und zwar wurde ein 
Weltbankprojekt im brasilianischen Urwald auf 
zwei Jahre gestoppt. 

Traurigerweise wird das Gedenken an seinen 
Tod so begangen, daß die Weltbank heute diese 
Projekte wieder unterstützt. Es geht um Straßen­
projekte. es geht um wirtschaftliche Maßnahmen, 
die natürlich die Volkswirtschaft Brasiliens för­
dern sollen und die zum angeblich enormen 
Wohlstand der Bevölkerung beitragen sollen. 

In Wirklichkeit werden Tausende von Quadrat­
kilometern Regenwald zerstört, wird Tausenden 
von Menschen die Lebensgrundlage genommen. 

Und genau nach diesem Muster wollen wir in 
eine multilaterale Gesellschaft einsteigen und ein­
zahlen, bei der genau so wenig Kontrollmechanis­
men. Demokratiemöglichkeiten und Einflußnah­
me gegeben sind wie bei den anderen internatio­
nalen Gesellschaften wie Weltbank oder Wäh­
rungsfonds. 

Natürlich glauben wir, daß die Privatwirtschaft 
im Osten gefördert werden muß. Die grüne Be­
wegung hat nie behauptet, die zentrale Planwirt­
schaft ist das Heil. Ich meine, das sind wirklich 
übelste Unterstellungen. Ich werde keinen Na­
men nennen, damit ich mir nicht auch noch einen 
Ordnungsruf einheimse. 

Aber wie soll diese Privatwirtschaft tatsächlich 
gefördert werden? Wie sollen diese Maßnahmen 
konkret unternommen werden? Über ein multila­
terales Instrument, wo wieder Tausende von Bü­
rokraten das Sagen haben werden, wo keine Ein­
flußnahme von einem Staat wie Österreich gege­
ben ist? Sie wissen doch ganz genau - es wurde 
heute sogar von einem meiner Vorredner gesagt 
-: Ein Kleinstaat wie Österreich hat nichts zu 
sagen in so einem Forum. Und da wollen wir eine 
Milliarde verschleudern? Sind wir so gut bei Kas­
se? Ist das österreichische Budget so großzügig 
angelegt, daß wir einfach Milliarden in internatio­
nale Gesellschaften und Banken hineinwerfen 

können, ohne zu überlegen, was sie bewirken und 
wo unser Geld am sinnvollsten der Entwicklung 
einer Privatwirtschaft und auch der infrastruktu­
rellen Unterstützung in den sogenannten Ostlän­
dern dienen könnte? Das ist nämlich die Frage. 

Und hier sagen wir: Natürlich sind wir für die 
Milliarde im Osten, aber die Kriterien sollen an­
dere sein. Und die Frage ist: Kann man das nicht 
in bilateraler Zusammenarbeit viel sinnvoller in­
vestieren, wo wir Einflußnahmen haben auf die 
Projekte, auf die Bedingungen dieser Projekte 
und der Betriebe? 

Außerdem, es gibt ja hier so viele Wirtschafts­
spezialisten. Ich wundere mich über dieses Ver­
ständnis, daß zuerst die Betriebe aufgebaut wer­
den müssen und dann die Infrastruktur. (Beifall 
bei den Grünen.) Das ist eine vollkommen neue 
Sichtweise der Ökonomie. Denn wenn wir heute 
die katastrophale Situation in der Sowjetunion 
betrachten, dann wissen wir doch alle: Es gibt 
nicht weniger Güter und es gibt nicht weniger Le­
bensmittel als vor ein oder zwei Jahren. Was ist 
die Hauptursache dieser Katastrophe? - Es fehlt 
die Logistik, es gibt keine Transportmittel, es gibt 
zuwenig Infrastruktur. Und das ist doch der rich­
tige Ansatzpunkt, um die Wirtschaft in ihrer Ent­
wicklung zu fördern. Daher unser Antrag und 
auch unsere Ablehnung dieser Bank gegenüber, 
denn wir glauben, das ist unverantwortlich. 

Noch ein Bereich: Ich habe mir die Papiere die­
ser Ost-West-Bank angesehen. Wo bleibt hier die 
Landwirtschaft? Wir alle wissen. daß das auch ein 
zentraler Bereich in den Oststaaten ist, der in den 
nächsten Jahren natürlich in die Privatwirtschaft 
hinübergeführt werden muß. Kein Wort davon. 
denn das ist ein reines Industrialisierungsprojekt. 
Und dann wehren Sie sich gegen eventuelle Vor­
würfe, daß das nur der Exportförderung auch 
westlicher Firmen dienen soll. 

Natürlich ist das der Hintergrund. Wir haben 
auch nichts dagegen, daß österreichische und an­
dere westeuropäische Firmen daran verdienen. 
Nur glauben wir, daß es eine Doppelmoral ist, zu 
behaupten, wir wollen der Wirtschaft in den Ost­
ländern auf die Beine helfen, während wir dann 
Maßnahmen ergreifen, die an den Realitäten die­
ser Länder vorbeigehen. Was haben denn diese 
Länder in dieser Bank zu reden? Wie schon ge­
sagt: Wer zahlt, der schafft an. Sie dürfen um 
Projekte bitten, sie dürfen Projekte einreichen, 
und ein Direktorium wird dann entscheiden, ob 
die Kriterien entsprechen. 

Es kommt noch ein Faktum dazu: Das ist die 
erste Bank, die auch ein politisches Instrumenta­
rium sein wird. Wir wissen, daß ähnliche interna­
tionale Institutionen, wie Weltbank und Wäh­
rungsfonds, sehr oft Maßnahmen getroffen ha­
ben, die enorme Auswirkungen auf die soziale 
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Lage der Bevölkerung hatten, aber trotzdem wa­
ren es bis jetzt keine direkten politischen Einfluß­
nahmen. Und das soll sich hier auch ändern: Eine 
Handvoll Direktoren wird entscheiden, ob ein 
Land demokratisch ist oder nicht. 

Auch wir befürworten ein Mehrparteiensystem 
in diesen Ländern und sind dafür, daß Demokra­
tisierungsbewegungen unterstützt werden, aber 
doch nicht auf die Art, daß dann eine Handvoll 
Leute entscheiden kann: Das ist Demokratie und 
das ist keine Demokratie. Das sind doch bedenkli­
che Entwicklungen, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! 

Außerdem wird dauernd davon gesprochen, 
daß das mit den Betroffenen erarbeitet werden 
soll. Die haben ja keine Möglichkeit, wirklich 
Einfluß zu nehmen, wie die Geschäftsführung 
dieser Bank sein solL sondern sie kommen als 
Bittsteller, obwohl sie Mitglieder dieser Bank 
werden sollen, aber natürlich in ganz geringem 
Ausmaß im Vergleich zu den anderen. 

Außerdem glauben wir, daß die Entscheidungs­
freiheit auch für kleine Betriebe in einer bilatera­
len Zusammenarbeit viel, viel größer ist. 

Daher: Ja zu einer Milliarde für den Osten, 
aber unter Bedingungen, die sozial und ökolo­
gisch vertretbar sind! Wir glauben. daß Sozial­
und Umweltverträglichkeitsprüfungen für diese 
Betriebe miteingeführt werden müssen. Sie müs­
sen die Grundlage für die Vergabe solcher Mittel 
sein. Dann wird es eine Entwicklung in die richti­
ge Richtung geben, denn im Moment sind wir ge­
rade dabei, unsere Fehler in der Wirtschaft und 
im Ökologiebereich in den Osten zu exportieren. 

Das ist der Hauptgrund, warum wir nein zu der 
Bank sagen. Aber wir sagen nicht nein zu einer 
Hilfe, und wir sagen auch nicht nein zur U nter­
stützung der Privatwirtschaft und zum Ausbau 
von infrastrukturellen Maßnahmen, die die Ent­
wicklung von privatwirtschaftlichen Formen er­
möglichen werden. - Danke. (Beifall bei den 
Grünen.) J 5.11 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu Wort ge­
meldet hat sich der Herr Bundesminister für Fi­
nanzen. Ich erteile es ihm. 

15.1 J 

Bundesminister für Finanzen Dkfm. Lacina: 
Frau Präsidentin! Hohes Haus! Die Vorlage, die 
heute hier zur Debatte steht, ist eine, die längere 
Zeit verhandelt worden ist und nunmehr von ein­
zelnen Ländern, die sich an der Gründung dieser 
Bank von Anfang an beteiligt haben, zur Ratifi­
zierung vorgelegt wird. Das heißt, diese Debatte 
hier im Hohen Hause findet ihre Entsprechung in 
zahlreichen Debatten in europäischen und außer­
europäischen Ländern. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 
ist diese Gründung der Europäischen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung eine der Initiati­
ven, um jenen Ländern. die den Weg der Kom­
mandowirtschaft verlassen haben und neue politi­
sche und ökonomische Strukturen suchen. zu hel­
fen. zu helfen mit den verschiedensten Mitteln. 

Man kann jetzt jede mögliche Kritik an dieser 
Bank üben. aber letzten Endes gibt es, glaube ich, 
nur eine Wahl, nämlich die: Ist dieses Land bereit, 
sich an einer multilateralen Unterstützungsaktion 
für Osteuropa zu beteiligen - ja oder nein? Und 
ich glaube, die Antwort sollte .. ja" lauten, selbst 
wenn nicht all das, was man sich vorstellt, in einer 
multilateralen Institution zum Durchbruch 
kommt. 

Ich möchte aber doch darauf hinweisen, daß es 
hier offenbar eine Reihe von Mißverständnissen 
gibt, vielleicht auch von Vorurteilen, lind viel­
leicht können wir das eine oder andere gemein­
sam beseitigen. 

Zum ersten, zur Frage Infrastruktur und Inve­
stitionen in die Privatwirtschaft. Gerade die Ver­
treter Österreichs haben sich bei der Vorberei­
tung dieser Gründung dazu bekannt, daß gleich­
schrittig Investitionen in die Infrastruktur und in 
die Entwicklung von privaten Unternehmungen 
unterstützt werden sollen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das 
kommt dadurch zum Ausdruck. daß 40 Prozent 
der Mittel dieser Bank nur für Infrastrukturpro­
jekte zur Verfügung stehen sollen und 60 Prozent 
für privatwirtschaftliche Zwecke. Ich möchte die­
se Mitteilung doch zur Kenntnis bringen. 

Zum zweiten: Es war der österreichische Ver­
treter, der umweltpolitische Zielsetzungen in die 
Statuten dieser Bank mit hineingebracht hat. 

Ich möchte zum dritten sagen, daß das nicht 
Papier bleibt, sondern daß das erste Projekt, das 
nunmehr Österreich mit dem Präsidenten dieser 
Bank, die ja erst ab nächstem Jahr ihre konkrete 
Arbeit beginnen wird, diskutiert, ein Projekt ist, 
das, glaube ich, für Österreich und seine Nach­
barländer, ja für ganz Mittel- und Oste uropa von 
größter Bedeutung ist, und das ist die wesentliche 
Hebung der Qualität eines der großen Fließge­
wässer dieses Kontinents, nämlich der Donau, das 
heißt die Säuberung der Zuflüsse und der Donau 
selbst. Ich glaube, hier besteht ein direktes öster­
reichisches Interesse, wobei ich etwa daran denke, 
daß ein Grenzfluß zwischen Österreich und der 
CSFR, die March, zu den am stärksten ver­
schmutzten Fließgewässern auf unserem Staats­
gebiet zählt. Wir wissen aber ganz genau, daß wir 
allein durch unsere Anstrengungen ganz sicher­
lich die March nicht sauber machen können, son-
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dern daß wir hier einer Zusammenarbeit mit den 
Behörden der CSFR bedürfen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Man 
sollte auch nicht davon ausgehen, daß es sich hier 
um das einzige Instrument handelt, das zur Ver­
fügung steht. Es wurde hier einiges etwas vergrö­
bert dargestellt. 

Frau Abgeordnete Grandits! Es ist nicht so, daß 
die von Ihnen genannten Häuser wie ungeheure 
Türme in den Himmel ragen. (Abg. Mag. Marija­
na G ra Il d i I s: Sie symbolisieren genau die 
Macht.') Sie sind zehn oder elf Stockwerke hoch, 
und von der Weltbank und vom Währungsfonds 
wird, bei aller Wichtigkeit, die diese Institutionen 
haben, nicht die Welt regiert! - Wenn, dann 
schon ein paar Schritte weiter! 

Aber sei's drum: Wir diskutieren heute auch 
nicht über Weltbank und Währungsfonds, und es 
sei sofort zugestanden, daß in der Weltbank, so 
wie in anderen Institutionen, in der Vergangen­
heit Fehler gemacht worden sind und daß wir uns 
bemühen sollten, diese Fehler hier zu vermeiden. 

Nur, mit der mangelnden Kontrolle - das sieht 
schon ein bißehen anders aus. Natürlich ist Öster­
reich mit einem Anteil von etwas über 2 Prozent 
ungefähr mit diesem Gewicht beteiligt. Aber im­
merhin, einer der Exekutivdirektoren wird aus 
Österreich kommen, und wir werden uns bemü­
hen, natürlich auch im Stab entsprechend vertre­
ten zu sein. Das Gewicht, das die Empfängerlän­
der haben, läßt sich nicht nur in dem Maße aus­
drücken, in dem sie tatsächlich beteiligt sind, son­
dern es wird vor allem davon abhängen, daß sie 
diese Projekte mitformulieren. 

Und da sollte man eines vermeiden. Ich gebe 
Ihnen dort recht, wo es um die Kritik an der Ent­
wicklungspolitik der Weltbank geht, obwohl sich 
- das muß man fairerweise auch sagen - diese 
wunderbaren und auf einem Raster leicht auf­
ziehbaren Konzepte für Entwicklungspolitik in 
der Vergangenheit auch nicht immer bewährt ha­
ben. Es gibt niemand, der den Zauberstab hat und 
weiß, was es auf dem Gebiet der Entwicklungspo­
litik tatsächlich zu machen gilt. Wenn es jemand 
hier in diesem Raum gibt - ich entschuldige 
mich sofort -, dann ist er der Experte, der inter­
national sofort gefragt sein würde. Aber der Un­
terschied zu jenen Ländern in Osteuropa, zu un­
seren Nachbarländern, mit denen wir es hier zu 
tun haben, ist schon ein besonderer, und das 
kommt in den Statuten der Bank auch zum Aus­
druck. 

Sie haben gesagt, das ist ein politisches Instru­
ment. Jawohl, in dem Sinne, daß erwartet wird. 
daß Empfängerländer nur Länder mit demokrati­
scher Verfassung sein können. Meine sehr verehr­
ten Damen und Herren! Wir haben es mit Regie-

rungen zu tun, die demokratisch legitimiert sind, 
wir haben es mit Völkern zu tun, die tatsächlich 
jetzt ihr Schicksal in die eigene Hand genommen 
haben, was nicht für alle Länder der Dritten Welt 
- leider - gesagt werden kann, und wir haben es 
letzten Endes auch mit Menschen zu tun, die sehr 
wohl wissen, was sie tun, die mündige Bürger sind 
und die voll ihre Rechte haben, die über unab­
hängige Regierungen verfügen und denen wir von 
hier aus nicht, auch aus dem österreich ischen Par­
lament nicht, zusprechen sollten: daß sie uns in 
Zukunft wie mündige Almosenempfänger gegen­
überstehen werden. Das ist doch nicht unser Ver­
ständnis, und ich glaube auch nicht, daß das das 
Verständnis der Gründer dieser Bank ist. Jeden­
talls ist das aus allen politischen Erklärungen, die 
die Vertreter dieser Länder, die demokratisch le­
gitimierten Vertreter dieser Länder zur Grün­
dung dieser Bank abgegeben haben, nicht hervor­
gekommen. 

Ich möchte etwas, was ich schon im Ausschuß 
gesagt habe, trotzdem hier erwähnen, weil es be­
harrlich ignoriert wird. Es ist nicht so, daß es sich 
um das einzige Instrument handelt. 

Und wenn wir über die Weltbank sprechen, 
dann vielleicht auch eine positive Meldung: Der 
stellvertretende Präsident der Weltbank hat sich 
an Österreich gewandt und möchte ein Pro­
gramm gemeinsam mit Österreich initiieren, und 
zwar ein Programm zur Umstellung der Energie 
in osteuropäischen Ländern - unter Ausschluß 
der Kernenergie. Der stellvertretende Präsident 
der Weltbank! 

Die Europäische Investitionsbank, die nur auf 
Investitionsprojekte zielt und die ein Instrument 
der Europäischen Gemeinschaft ist, hat sich be­
reit erklärt, auf der ungarischen Seite die Bahn­
verbindung zwischen Budapest und Wien. die ja 
"rehabilitiert" werden muß, im wesentlichen zu 
finanzieren, mitzufinanzieren, mit der Weltbank 
gemeinsam, mit anderen Institutionen. 

Daher, bei aller kritischen Einstellung, bei aller 
Kritik auch an multilateralem Vorgehen, würde 
ich fragen: Was ist die Alternative? Und da hat 
mich eigentlich im Ausschuß etwas enttäuscht -
ich sage das ganz offen -: Ich gehe davon aus, 
daß eine Opposition grundsätzlich ein Abstim­
mungsverhalten zeigt, das gleichbleibt, ganz egal, 
ob sie in der Opposition ist oder in der in der 
Regierung. Wenn jetzt die Gruppe, die heute die­
se Gründung der Europäischen Entwicklungs­
bank ablehnt, hier in der Mehrheit wäre, dann 
befänden wir uns tatsächlich in einer Isolation in 
Europa, und zwar tatsächlich gemeinsam mit ei­
nem einzigen Land, nämlich Albanien. (Abg. 
Mag. Marijana G ra f1 d i l s: Das ist eine Uncer­
slellllng!) Das ist keine Unterstellung, sondern das 
ist eine Tatsache. Sie können ja die Mitgliederliste 
sehen. Ich unterstelle Ihnen ja nicht, daß Sie den 
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albanischen politischen Weg unterstützen. Ich 
versuche Ihnen nur zu sagen, daß Sie durch Ihr 
AbstimmungsverhaIten einen Eindruck erwek­
ken, den Sie sicherlich nicht erwecken wollen. 
Und daher mein nochmaliger Appell, dieses Ab­
stimmungsverhalten doch zu überdenken. 

Wir haben im Ausschuß darüber diskutiert. 
und alle diese fundamentalen Einsprüche, die 
jetzt gekommen sind, insbesondere in Richtung: 
nicht für Infrastruktur und so weiter, die sind 
dort überhaupt nicht gekommen. Bitte, sich das 
genauer anzusehen: Es ist ein Instrument. das si­
cherlich erst in den nächsten Jahren seine Reife 
und seine Wirksamkeit beweisen muß. Ihm aber 
jetzt schon mit diesem Vorurteil gegenüberzuste­
hen. würde ich für falsch halten. 

Und vor allem: Was ist denn der eigentliche 
Grund? Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Ich gebe Ihnen gerne zu, daß Sie aus bestem 
Wissen und Gewissen und mit guter Absicht hier 
diese Milliarde umwidmen wollen. Aber warum 
schließt man sich denn überhaupt zu multilatera­
len Organisationen zusammen? - Doch deshalb. 
um die Effektivität zu erhöhen. Mit dieser Milli­
arde, die Österreich hier beiträgt, ist bilateral auf 
dem Gebiet der Energiewirtschaft zum Beispiel 
überhaupt nichts zu erreichen. Es wurde ja hier 
auch ausdrücklich gesagt. 400 Milliarden sind 
notwendig, und Sie sprechen in Ihrem Antrag von 
einer. Wir wissen auch. daß uns das bei weitem 
überfordern würde. 

Was wir brauchen, ist genau dieser multilatera­
le Zugang. und es wäre schön, wenn das gesamte 
Haus davon zu überzeugen wäre. - Danke sehr. 
fBeifali bei SPÖ und ÖVP.) /52,4 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Böhacker. 
Ich erteile es ihm. 

15.2./ 

Abgeordneter Böhacker (FPÖ): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Geschätzter Herr Bundesmini­
ster! Hohes Haus! Die dramatischen Entwicklun­
gen im politischen und wirtschaftlichen Bereich 
in Mittel- und Osteuropa stellen für die gesamte 
Welt und auch für Österreich in weiten Bereichen 
eine große Chance dar. Ich möchte daher mit al­
lem Nachdruck darauf hinweisen, daß wir sicher­
lich gut beraten sind, wenn wir alles unterneh­
men. dazu beizutragen, diese positive Entwick­
lung im Osten Österreichs weiterhin zu festigen. 

Wie wichtig entsprechende und rasche Maß­
nahmen sind, zeigen uns die Entwicklungen in 
den letzten Wochen im Bereich der osteuropäi­
schen Länder. wie meine Vorrednerin schon aus­
geführt hat, vor allem in der Sowjetunion, wo es 
eine dramatische Verschlechterung der Lebensbe­
dingungen gibt. 

Es stellt sich daher für mich die Frage - und 
diese Frage sollte sich für uns alle stellen -: Sind 
wir bereit, jene Mittel zu verweigern, die verhin­
dern. daß diese jungen Demokratien wieder in die 
Fänge, in die Krallen der Kommunisten und Alt­
stalinisten zurückgetrieben werden? Können wir 
das wirklich verantworten? Ich glaube, nicht. Wir 
als freie Europäer müssen zu diesem Beschluß 
stehen. (Beifall bei der FPÖ lind bei Abgeordneten 
der ÖVP.) Danke. (Abg. Res c h: Bille.') Ich darf 
vielleicht feststellen. Herr Kollege Resch, es ist 
meine Jungfernrede. und da ich keine "Jung­
frau", sondern eine .. Waage" bin. bin ich so aus­
geglichen, daß ich diesen Zwischenruf ohne wei­
teres wegstecken kann. (Beifall bei der FPÖ.J 

Eine hervorragende Möglichkeit, die politische 
und demokratische Weiterentwicklung im Osten 
positiv zu beeinflussen, ist die Einrichtung der 
Europäischen Bank für Wiederaufbau und Ent­
wicklung. Die gewaltige Bedeutung, die diesem 
Institut zukommt, wird schon dadurch dokumen­
tiert, daß 40 Staaten sowie die Europäische Wirt­
schaftsgemeinschaft und die Europäische Investi­
tionsbank dieses Übereinkommen unterzeichnet 
haben. Diese gewaltige Bedeutung sollten wir 
nicht unterschätzen. 

Die Mitgliedschaft Österreichs bei dieser Ost­
europa-Bank ist aber nicht nur wegen der histori­
schen. kulturellen und wirtschaftlichen Verbun­
denheit mit den mittel- und osteuropäischen Län­
dern von großer Bedeutung, sondern bedeutet 
aus freiheitlicher Sicht auch eine überaus sinnvol­
le und bedeutsame Zukunftsinvestition für ein 
friedliches, vereintes Europa. 

Ich darf daher namens der freiheitlichen Frak­
tion ankündigen, daß wir dem gegenständlichen 
Antrag die Zustimmung erteilen werden. - Dan­
ke. (Beifall bei der FPÖ lind bei Abgeordneten der 
ÖVP.) 15.27 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu Wort ge­
meldet ist Frau Abgeordnete Langthaler. Ich er­
teile es ihr. (Z,vischenrufe.J 

/5.27 
Abgeordnete Monika Langthaler (Grüne): Es 

war eine kurze Ad-hoc-Meldung. (Zwischenruf 
des Abg. Res c h.) Hören Sie, jetzt will ich gerade 
Ihren Herrn Finanzminister loben, und Sie wol­
len mich nicht einmal zu Wort kommen lassen, 
Herr Kollege! (Weitere Zwischenrufe.) Nein, das 
war nicht demagogisch. 

Um das noch einmal klarzustellen und um ab­
schließend auch unser AbstimmungsverhaIten 
noch einmal zu dokumentieren: Wir sind natür­
lich für eine Wirtschaftshilfe für osteuropäische 
Staaten. Natürlich. Unsere Hauptkritik war, daß 
das vorhandene Geld - und hier geht es ja um 
sehr, sehr viele Milliarden Schilling insgesamt -
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unserer Meinung nach für die falschen Dinge ein­
gesetzt wird, nämlich nicht für den Aufbau einer 
funktionierenden Infrastruktur, sondern nur zur 
Ankurbelung der Marktwirtschaft. 

Wir möchten aber auch dokumentieren, daß 
wir sehr wohl bereit sind, auch die Politik dieser 
Bank zu verfolgen und auch die entsprechenden 
Maßnahmen, die erfolgen, zu kontrollieren. Und 
hier möchte ich den Herrn Finanzminister, weil 
wir ja aufgrund Ihrer Wortmeldung unser Ab­
stimmungsverhalten modifizieren werden, wirk­
lich bitten, uns erstens zu informieren und unsere 
Zusammenarbeit und unser Angebot hier auch 
wirklich konstruktiv aufzunehmen. Wir werden 
deshalb differenziert abstimmen, um Ihnen zu 
zeigen, daß wir prinzipiell natürlich für eine Hilfe 
für die osteuropäischen Staaten eintreten, aber 
weiterhin der Meinung sind, daß die Prioritäten­
setzung in dieser Bank falsch ist. - Danke sehr. 
(Beifall bei den Grünen.) 15.::'9 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu Wort ist 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist daher 
geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter noch das 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen jetzt zur Ab s tim m u n g über 
den Antrag des Ausschusses, dem Abschluß des 
gegenständlichen Staatsvertrages samt Anlagen in 
14 der Beilagen die Genehmigung zu erteilen. 

Ich bitte jene Damen und Herren. die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein entsprechendes 
Zeichen. - Das ist die Me h r h e i t. Der An­
trag ist somit a n gen 0 m m e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Abgeordneten Mo­
nika Langthaler und Genossen betreffend Sofort­
hilfe für die tSFR zum Ausstieg aus Bohunice. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die­
sen Entschließungsantrag sind, um ein entspre­
chendes Zeichen. - Das ist die M i n der h e i t. 
Der Antrag ist somit a b gel e h n t. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Abgeordneten An­
schober und Genossen betreffend den Ausstieg 
verstaatlichter Betriebe aus der Beteiligung am 
Bau und am Betrieb von Kernkraftwerken. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für den 
Entschließungsantrag sind, um ein entsprechen­
des Zeichen. - Auch das ist die M i n der -
h e i t. Der Antrag ist somit a b gel e h n t. 

4. Punkt: Bericht des Finanzausschusses über die 
Regierungsvorlage (5 der Beilagen): Bundesge­
setz, mit dem das Bundesgesetz, mit dem eine 
Sonderabgabe von Banken erhoben wird, und 

das Bundesgesetz, mit dem eine Sonderabgabe 
von Erdöl erhoben wird, geändert werden (31 
der Beilagen) 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Wir gelangen 
nunmehr zum 4. Punkt der Tagesordnung: Bun­
desgesetz, mit dem das Bundesgesetz, mit dem 
eine Sonderabgabe von Banken erhoben wird, 
und das Bundesgesetz, mit dem eine Sonderabga­
be von Erdöl erhoben wird, geändert werden. 

Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Mag. 
Brigitte Ederer. Ich bitte die Frau Berichterstatte­
rin um ihre Ausführungen. 

Berichterstatterin Mag. Brigitte Ederer: Frau 
Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Der 
Finanzausschuß hat die gegenständliche Regie­
rungsvorlage in seiner Sitzung am 13. Dezember 
1990 in Verhandlung genommen. 

Bei der Abstimmung wurde der Abschnitt I in 
der Fassung des Abänderungsantrages der Abge­
ordneten Dkfm. Dr. Bauer, Dr. Ditz und Genos­
sen mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Abschnitt II wurde in der Fassung der Re­
gierungsvorlage vom Ausschuß mit Stimmenein­
heIligkeit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Fi­
nanzausschuß somit den An t rag, der Natio­
nalrat wolle dem dem schriftlichen Ausschußbe­
richt angeschlossenen Gesetzentwurf die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Frau Präsident! Für den Fall, daß Wortmel­
dungen vorliegen, bitte ich, in der Debatte fortzu­
fahren. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Ich danke der 
Frau Berichterstatterin für ihre Ausführungen. 

General- und Spezialdebatte werden unter ei­
nem durchgeführt. 

Zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Ro­
senstingl. Ich bitte ihn, das Wort zu nehmen. 

15.3::' 
Abgeordneter Rosenstingl (FPÖ): Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Bundesmi­
nister! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Die Regierungskoalition verfolgt seit 
Jahren eine Budgetpolitik ohne große Reform­
vorhaben, eine Budgetpolitik, die nicht auf Ein­
sparungen und Reformen bei den Ausgaben aus­
gerichtet ist, sondern eine Budget- und Steuerpo­
litik, bei der mangelnde Reformen durch Bela­
stungen der Steuerzahler ausgeglichen werden. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Ein typisches Beispiel ist die Regierungsvorlage 
über die Verlängerung der Sonderabgabe von 
Banken. Diese Abgabe ist als österreichisches 
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Rosenstingl 

Unikat mit dem EG-Standard nicht vereinbar. 
Diese Sonderabgabe wurde seinerzeit als ord­
nungspolitische Maßnahme eingeführt. Damit 
sollte in erster Linie verhindert werden, daß über­
mäßig viele Bankfilialen entstehen, sollte einer 
Ausuferung der Bankfilialgründungen entgegen­
getreten werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die­
ses Problem gibt es heute nicht mehr. Viele kleine 
unwirtschaftliche Bankfilialen sind geschlossen 
worden. Jeder weiß, daß die Kreditinstitute ge­
naue harte Abrechnungssysteme über die Wirt­
schaftlichkeit ihrer Bankfilialen haben. Diese 
Bankfilialen müssen heute entsprechende Gewin­
ne abwerfen. Auch andere Schwächen, welche das 
österreichische Bankwesen in der Vergangenheit 
hatte, wurden durch die Einführung des Kredit­
wesengesetzes behoben. Als ordnungspolitische 
Maßnahme ist die Sonderabgabe von Banken 
nicht mehr gerechtfertigt. 

Diese Sonderabgabe bedeutet nun eine einseiti­
ge Belastung der österreichischen Kreditwirt­
schaft im Verhältnis zum Ausland, eine Bela­
stung, die voraussichtlich zu hohen Wettbewerbs­
nachteilen führen muß. Eine Verlängerung der 
Sonderabgabe von Banken soll ja auch aus budge­
tären Überlegungen und nicht aus den ursprüng­
lichen Überlegungen erfolgen. 

Das heißt, mangelnde Budgetsanierung und die 
Nichtdurchführung von wichtigen Reformen wer­
den von der Regierungskoalition wieder einmal 
auf Kosten der Steuerzahler ausgeglichen. Natür­
lich muß diese Sonderabgabe der Bankkunde 
zahlen, natürlich wird diese Belastung auf Zinsen 
und Spesen der Banken umgelegt. Gerade derzeit, 
wo die Zinsen dramatisch ansteigen, kann die 
österreichische Wirtschaft eine weitere Belastung 
nicht brauchen, eine Belastung, die durch eine 
falsche Budgetpolitik entstanden ist, eine Bela­
stung, die nun weitergeführt werden soll. 

Es entsteht für mich aber auch der Eindruck, 
daß die angekündigten Bankgebührenerhöhun­
gen zum 1. 1. 1991 nicht unwesentlich mit der 
Verlängerung der Sonderabgabe in Verbindung 
stehen. 

Aus budgetärer Sicht ist aber darauf hinzuwei­
sen, daß diese Sonderabgabe, die ein Aufkommen 
von 1,7 Milliarden Schilling hat, eine Betriebsaus­
gabe ist und daher als Betriebsausgabe steuerlich 
absetzbar ist. Das heißt, der budgetäre Erfolg die­
ser Sonderabgabe beträgt tatsächlich nicht 
1,7 Milliarden Schilling. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Für 
mich als jungen Abgeordneten gibt es aber noch 
ein anderes Problem, das Problem, daß es sich 
nach meiner Meinung hier um eine bedenkliche 
Unart in der Steuergesetzgebung handelt. Es wird 

eine Steuer eingeführt aus einem bestimmten 
Grund, der Grund ist nicht mehr vorhanden, aber 
weil wir gerade die Steuer haben, lassen wir die 
Steuer aufrecht. Es kommt nicht dazu, daß diese 
Steuer, wie sich das gehören würde, wieder abge­
schafft wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Durch diese Art der Politik verlieren die österrei­
chischen Steuerzahler das Vertrauen in eine or­
dentliche Steuergesetzgebung. Wir Freiheitlichen 
werden die Fehler, die Sie in Ihrer Regierungs­
koalition machen, nicht unterstützen. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Wir stimmen einer weiteren Belastung unserer 
Mitbürger nicht zu und werden daher diese Ver­
längerung der Sonderabgabe von Banken ableh­
nen. 

Der weiteren Einhebung der Sonderabgabe von 
Erdöl stimmen wir aus ökologischen Gründen zu. 
Die Verbrennung von fossilen Energieträgern 
führt zur weiteren Aufheizung der Erde. Diese 
Feststellung wurde auch bei der Klimakonferenz 
getroffen. Bei dieser Abgabe handelt es sich um 
eine EG-konforme richtige Besteuerung des Ver­
brauches. Die Einhebung dieser Sonderabgabe ist 
als zielführende Lenkungsabgabe zu begrüßen. 

Auf die Sonderabgabe von Banken trifft das 
aber nicht zu. 

Ich stelle daher den Antrag auf getrennte Ab­
stimmung hinsichtlich der Abschnitte I und lIdes 
Gesetzentwurfes. Dieser Antrag liegt schriftlich 
vor. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 15.37 

Präsidentin D1'. Heide Schmidt: Zu Wort ist 
niemand mehr gemeldet. 

Wünscht die Frau Berichterstatterin noch das 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. Die Debat­
te ist daher geschlossen. 

Ich lasse jetzt über den Gesetzentwurf samt Ti­
tel und Eingang in 31 der Beilagen a b -
s tim me n. 

Hiezu liegt ein Verlangen des Abgeordneten 
Rosenstingl auf getrennte Abstimmung vor, wel­
ches sich auf die Abschnitte I und 11 des Gesetz­
entwurfes bezieht. 

Ich bringe daher zunächst die vom Verlangen 
auf getrennte Abstimmung betroffenen Teile des 
Gesetzentwurfes und schließlich die restlichen, 
noch nicht abgestimmten Teile des Gesetzentwur­
fes samt Titel und Eingang in der Fassung des 
Ausschußberichtes zur Abstimmung. 

Wir gelangen zunächst zur Abstimmung über 
Abschnitt I, und ich bitte jene Damen und Her­
ren, die diesem Teil des Gesetzentwurfes in der 
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Fassung des Ausschußberichtes ihre Zustimmung 
erteilen, um ein bejahendes Zeichen. - Das ist 
die Mehrheit. Somit angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über Ab­
schnitt Il in der Fassung des Ausschußberichtes, 
und ich ersuche jene Mitglieder des Hohen Hau­
ses, die hiefür sind, um ein Zeichen der Zustim­
mung. - Das ist die Mehrheit. Auch dieser An­
trag ist angenommen. 

Schließlich kommen wir zur Abstimmung über 
die restlichen, noch nicht abgestimmten Teile des 
Gesetzentwurfes samt Titel und Eingang in der 
Fassung des Ausschußberichtes, und ich bitte jene 
Damen und Herren, die hiezu ihre Zustimmung 
erteilen, um ein entsprechendes Zeichen. - Auch 
das ist die Mehrheit. Der Antrag ist somit ange­
nommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die auch in 
dritter Lesung für den vorliegenden Gesetzent­
wurf sind, um ein Zeichen der Zustimmung. -
Das ist einstimmig. Der Gesetzentwurf ist so~it 
auch in dritter ... (Widerspruch bei der FPO.) 
Ausgerechnet! (Abg. Res c h: Eine t'emaclzlässig­
bare Größe.') 

Ich bitte um Entschuldigung, noch dazu, wo es 
meine Fraktion ist. - Das ist die Me h r h ei 1. 
Da sehen Sie meine "Objektivität", daß ich auf 
unsere Leut' gar nicht schau'. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Der Gesetzentwurf ist somit mit M ehr h e i t 
auch in dritter Lesung a n gen 0 m m e n. 

s. Punkt: Bericht des Finanzausschusses über die 
Regierungsvorlage (1 der Beilagen): Bundesge­
setz, mit dem das Goldklauselgesetz aufgehoben 
wird (32 der Beilagen) 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Wir gelangen 
nunmehr zum 5. Punkt der Tagesordnung: Bun­
desgesetz, mit dem das Goldklauselgesetz aufge­
hoben wird. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. 
Lackner. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Dr. Lackner: Frau Präsident! 
Herr Bundesminister! Meine Damen und Herren! 
Aufgrund der ab 1. Jänner 1990 von der Oester­
reichischen Nationalbank vorgenommenen Libe­
ralisierungsmaßnahmen unterliegt Gold keinerlei 
devisenrechtlichen Beschränkungen mehr. 

Die Gültigkeit des Goldklauselgesetzes steht 
der Entwicklung innovativer Produkte des Kre­
ditwesens beziehungsweise goldpreisverknüpfter 
Anleihen entgegen. 

Darüber hinaus gilt das Goldklauselverbot nur 
für Vereinbarungen zwischen Inländern. Die Ver­
einbarung von Goldklauseln zwischen einem In­
länder einerseits und einem Ausländer anderer­
seits ist grundsätzlich zulässig. Das hat zur Folge, 
daß eine wirksam vereinbarte Goldklausel auch 
dann wirksam bleibt, wenn an die Stelle des aus­
ländischen Vertragspartners im Wege der EinzeI­
oder Gesamtrechtsnachfolge ein Inländer tritt. 

Da das Goldklauselgesetz, das 1937 aus einer 
speziellen Währungssituation entstanden ist, den 
aktuellen Erfordernissen nicht mehr entspricht 
und jede andere Art der Wertsicherung erlaubt 
ist, soll dieses ersatzlos aufgehoben werden. 

Der Finanzausschuß hat die erwähnte Regie­
rungsvorlage in seiner Sitzung am 13. Dezember 
1990 in Verhandlung genommen. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzentwurf 
mit StimmeneinheHigkeit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Fi­
nanzausschuß somit den An t rag, der Natio­
nalrat wolle dem von der Bundesregierung vorge­
legten Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Abschließend möchte ich anmerken, daß im 
Gesetzestext das Wort "mit" sowie das durch 
mehrere x angedeutete Datum des Au ßerkrafttre­
tens entbehrlich und daher zu streichen sind. 

Das Außerkrafttreten erfolgt gemäß Artikel 49 
Abs. 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes ex lege 
nach Ablauf des Tages der Verlautbarung des Ge­
setzesbeschlusses im Bundesgesetzblatt. 

Frau Präsident! Für den Fall, daß Wortmel­
dungen vorliegen, bitte ich, in der Debatte fortzu­
fahren. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter für seine Ausführungen. 

General- und Spezialdebatte werden unter ei­
nem durchgeführt. 

Zu Wort gemeldet hat sich Frau Abgeordnete 
Grandits. Ich erteile es ihr. (Abg. S t ein ball e r: 
Sie hört .. Gold" lind eilt heraus.') 

15.42 
Abgeordnete Mag. Marijana Grandits (Grüne): 

Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Natürlich 
stimmen wir dieser Gesetzesvorlage zu, aber er­
lauben Sie mir in diesem Zusammenhang einige 
Bemerkungen zu einer Situation in einem Land, 
die ganz spezifisch mit dem Gold verbunden ist, 
und zwar in Südafrika. 

Sie wissen, daß die Situation der Menschen in 
diesem Land auch heute noch nicht den Men-

7. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 55 von 83

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 7. Sitzung - 18. Dezember 1990 371 

Mag. Marijana Grandits 

schenrechten entspricht und daß die Apartheid in 
ihrer krassen und wirklich unmenschlichen Form 
nach wie vor aufrecht ist. 

In diesem Zusammenhang möchte ich darauf 
hinweisen, daß es schon seit Jahren eine Forde­
rung gegeben hat, die Krügerran.0-Münze zu boy­
kottieren. Denn immerhin hat Osterreich in den 
achtziger Jahren wesentlich dazu beigetragen. 
daß diese Münze verkauft wurde. und zwar im 
Ausmaß von 10 Prozent des südafrikanischen 
Verteidigungsbudgets. Genausoviel Münzen wur­
den in Österreich verkauft. 

In der Zwischenzeit gibt es immerhin eine Art 
von Selbstbeschränkung der Banken. die gemein­
sam mit anderen internationalen Entwicklungen 
auf dem Goldmünzenmarkt dazu geführt hat, daß 
der Verkauf der Krügerrand-Münze in Österreich 
zurückgegangen ist, obwohl anfangs diese Selbst­
beschränkung auf österreichische Staatsbürgerin­
nen und Staatsbürger ausgedehnt war. Jetzt hat 
sich das schon mehr oder weniger eingependelt. 
und die Münze ist für alle zu erwerben. Aber das 
ist nur ein Detail am Rande. 

Worum geht es hier? - Ich möchte darauf hin­
weisen, daß die Säulen der Apartheid nach wie 
vor bestehen. Es ist Tatsache, daß es Schritte zur 
Verbesserung gegeben hat, daß vom Präsidenten 
Südafrikas Erklärungen abgegeben wurden, eine 
neue Verfassung zu erstellen und aus dieser un­
menschlichen Situation herauszuführen. 

Aber eine österreichische Bischofsdelegation, 
die in diesem Jahr eine Reise unternommen hat, 
kam mit den Berichten zurück, daß der Boykott 
von allen Solidaritätsgruppen und von den Be­
troffenen in Südafrika selbst weiterhin gefordert 
wird. Die großen politischen Gruppierungen in 
Südafrika, der ANC und andere Organisationen 
sind nach wie vor für die Aufrechterhaltung der 
Boykottmaßnahmen. Alle Bereiche, die die Men­
schen, und zwar die schwarze Bevölkerung, be­
treffen, die zur Apartheid gehören, sind aufrecht. 
Die schwarze Bevölkerung - das ist die Mehr­
heitsbevölkerung Südafrikas - hat nach wie vor 
kein Wahlrecht. 

Das Bildungswesen ist auf die weiße Bevölke­
rung ausgerichtet. Viel weniger schwarze Kinder 
können in Schulen gehen und Universitäten besu­
chen. 

Das gesamte Gesundheitswesen wird so organi­
siert, daß die meisten Ausgaben nur den Weißen 
zugute kommen. (Abg. Kr af t: Thema.') Ich erör­
tere nur, warum ich glaube, daß auch dieses 
Goldgesetz mit der Krügerrand-Münze zu tun 
hat, und daß wir nach wie vor dazu stehen, daß 
Boykottmaßnahmen gegen Südafrika aufrechter­
halten werden sollen. (Neuerlicher Zwischenruf 
des Abg. Kr af t.) 

Natürlich ist das etwas umfassender gesehen, 
als Sie, Herr Kollege, das in der ÖVP sehen, denn 
für Sie hat ja Apartheid nie existiert. Sie waren ja 
dort und haben behauptet, Sie hätten sie nicht 
gesehen. Es ist mir also vollkommen verständlich, 
daß Sie mit solchen Dingen nichts anfangen kön­
nen. Aber diese Berichte kommen von keinen 
linksgerichteten Organisationen, sondern von der 
Österreichischen Bischofskonferenz. (Abg. Dr. 
H ö c h t I: Das ist ein reiner Blödsinn. was Sie jetzt 
sagen!) 

Ich möchte noch einmal nur meine Kollegin­
nen und Kollegen auffordern und aufrufen, die 
Boykottmaßnahmen zu unterstützen, um zu ei­
ner wirklichen Befreiung der schwarzen Bevölke­
rung in Südafrika beizutragen. - Danke schön. 
(Beifall bei den Grünen.) 15 . ./7 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu Wort ist 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist daher 
geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein Schluß­
wort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen jetzt zur A b s tim m u n g über 
den Gesetzentwurf samt Titel und Eingang in 
1 der Beilagen. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die unter 
Berücksichtigung der vom Berichterstatter vorge­
tragenen Berichtigung für diesen Gesetzentwurf 
sind, um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist 
Einhelligkeit. Der Gesetzentwurf ist somit ange­
nommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem vor­
liegenden Gesetzentwurf auch in dritter Lesung 
ihre Zustimmung erteilen, um ein entsprechendes 
Zeichen. - Das ist ebenfalls Ein hell i g -
k ei t. Der Gesetzentwurf ist somit auch in drit­
ter Lesung a n gen 0 m m e n. 

6. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (12 der Beilagen): 
Bundesgesetz, mit dem das Gehaltsgesetz 1956 
(51. Gehaltsgesetz-Novelle) und das Richter­
dienstgesetz geändert werden (28 der Beilagen) 

7. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (13 der Beilagen): 
Bundesgesetz, mit dem das Vertragsbedienste­
tengesetz 1948 (43. Vertragsbedienstetenge­
setz-Novelle) und die Bundesforste-Dienst­
ordnung 1986 geändert werden (29 der Beila­
gen) 

8. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (16 der Beilagen): 
Bundesgesetz, mit dem das Beamten-Dienst­
rechtsgesetz 1979, das Richterdienstgesetz, das 
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Vertragsbedienstetengesetz 1948, die Bundes­
forste-Dienstordnung 1986, das Pensionsge­
setz 1965, das Allgemeine Sozialversicherungs­
gesetz und das Arbeitslosenversicherungsge­
setz 1977 aus Anlaß der Einrichtung von unab­
hängigen Verwaltungssenaten geändert werden 
(30 der Beilagen) 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Nunmehr ge­
langen wir zu den Punkten 6 bis 8 der heutigen 
Tagesordnung, über welche die Debatte unter ei­
nem durchgeführt wird. 

Es sind dies die Berichte des Verfassungsaus­
schusses über die Regierungsvorlagen: Bundesge­
setz, mit dem das Gehaltsgesetz und das Richter­
dienstgesetz geändert werden, Bundesgesetz, mit 
dem das Vertragsbedienstetengesetz und die Bun­
desforste-Dienstordnung geändert werden, und 
Bundesgesetz, mit dem das Beamten-Dienst­
rechtsgesetz sowie weitere Gesetze aus Anlaß der 
Einrichtung von unabhängigen Verwaltungssena­
ten geändert werden. 

Berichterstatter zu allen Punkten ist Herr Ab­
geordneter Kiss. Ich ersuche ihn, die Debatte zu 
eröffnen und seine Berichte zu geben. 

Berichterstatter Kiss: Frau Präsidentin! Herr 
Staatssekretär! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Ich erstatte den Bericht des Verfassungsausschus­
ses über ein Bundesgesetz, mit dem das Gehalts­
gesetz 1956 (51. Gehaltsgesetz-Novelle) und das 
Richterdienstgesetz geändert werden. 

Der vorliegende Gesetzentwurf hat vor allem 
die Neufestsetzung der Bezugsansätze öffentlich 
Bediensteter ab 1. Jänner 1991 (Erhöhung um 
5,9 Prozent) zum Gegenstand. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regierungs­
vorlage in seiner Sitzung am 13. Dezember 1990 
in Verhandlung gezogen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause die Annahme des 
Gesetzentwurfes zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Ver­
fassungsausschuß somit den An t rag, der Na­
tionalrat wolle dem von der Bundesregierung vor­
gelegten Gesetzentwurf (12 der Beilagen) die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Weiters bringe ich den Bericht des Verfas­
sungsausschusses über ein Bundesgesetz, mit dem 
das Vertragsbedienstetengesetz 1948 (43. Ver­
tragsbedienstetengesetz-Novelle) und die Bundes­
forste-Dienstordnung 1986 geändert werden. 

Der vorliegende Gesetzentwurf hat eine Novel­
le zum Vertragsbedienstetengesetz 1948 zum Ge­
genstand, durch die die Bezugsansätze der öffent­
lich Bediensteten entsprechend einem am 26. No­
vember 1990 abgeschlossenen Gehaltsabkommen 

ab 1. Jänner 1991 um 5,9 Prozent erhöht werden 
sollen. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regierungs­
vorlage in seiner Sitzung am 13. Dezember 1990 
in Verhandlung gezogen und einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause die Annahme des 
Gesetzentwurfes zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Ver­
fassungsausschuß somit den An t rag, der Na­
tionalrat wolle dem von der Bundesregierung vor­
gelegten Gesetzentwurf (13 der Beilagen) die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Und schließlich erstatte ich den Bericht des 
Verfassungsausschusses über ein Bundesgesetz, 
mit dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, 
das Richterdienstgesetz, das Vertragsbedienste­
tengesetz 1948, die Bundes-Dienstordnung 1986, 
das Pensionsgesetz 1965, das Allgemeine Sozial­
versicherungsgesetz und das Arbeitslosenversi­
cherungsgesetz 1977 aus Anlaß der Einrichtung 
von unabhängigen Verwaltungssenaten geändert 
werden. 

Gegenstand des vorliegenden Gesetzentwurfes 
sind dienstrechtliche Bestimmungen für Bundes­
bedienstete, die zu Mitgliedern von unabhängigen 
Verwaltungssenaten ernannt werden. Nach Ar­
tikel 129 b Abs. 1, letzter Satz, Bundes-Verfas­
sungsgesetz soll wenigstens ein Viertel der Mit­
glieder der in den Ländern einzurichtenden unab­
hängigen Verwaltungssenate aus Berufsstellungen 
beim Bund entnommen werden. Eine "Dienstzu­
teilung" von Bundesbediensteten zu den unab­
hängigen Verwaltungssenaten kommt nicht in Be­
tracht, da deren Mitglieder in einem Dienstver­
hältnis zum Land stehen müssen. Demgemäß 
sieht der Gesetzentwurf vor. daß ein Bundesbe­
diensteter, der unbefristet zum Mitglied eines un­
abhängigen Verwaltungssenates ernannt wird. aus 
dem Bundesdienst ausscheidet oder, falls er befri­
stet zum Mitglied eines unabhängigen Verwal­
tungssenates ernannt wird, karenziert bezie­
hungsweise, wenn es sich um einen Richter han­
delt, in den zeitlichen Ruhestand versetzt wird. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regierungs­
vorlage in seiner Sitzung am 13. Dezember 1990 
in Verhandlung gezogen und nach Wortmeldun­
gen der Abgeordneten Dr. Khol, Piller und Dr. 
Frischenschlager einstimmig beschlossen. dem 
Hohen Hause die Annahme des Gesetzentwurfes 
in der von den Abgeordneten Mag. Kukacka und 
Piller vorgeschlagenen Fassung zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Ver­
fassungsausschuß somit den An t rag, der Na­
tionalrat wolle dem dem schriftlichen Ausschuß­
bericht angeschlossenen Gesetzentwurf die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 
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Frau Präsidentin! Für den Fall. daß Wortmel­
dungen vorliegen, ersuche ich um Fortsetzung 
der Debatte. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Ich danke für 
die Ausführungen. 

General- und Spezialdebatte werden unter ei­
nem durchgeführt. 

Zu Wort gemeldet hat sich Frau Abgeordnete 
Stoisits. Ich erteile es ihr. 

15.5::; 
Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (Grüne): 

Postovana gospa presidentka! Postovane dame i 
gospode! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Durch den heutigen Beschluß bekommen die 
österreich ischen Bundesbediensteten mehr Geld 
- ein Gehaltsabschluß, den ich hinsichtlich sei­
ner Höhe zweifelsohne nicht kritisieren kann und 
dem sowohl ich als auch meine Fraktion zustim­
men werden. 

Aber ich möchte die Gelegenheit nicht verab­
säumen, ein p~.ar Überlegungen und Anmerkun­
gen zu dieser Anderung des Gehaltsgesetzes und 
des Ve rtragsbedienstetengesetzes zu machen, 
denn diese Änderung hat für mich wesentliche 
Bedeutung, und zwar deshalb, weil es gilt. das Be­
soldungssystem des Bundes zu hinterfragen, denn 
in diesem Besoldungssystem gibt es einige Prinzi­
pien, Merkmale und Richtlinien, die ich für ein 
höchst veraltetes Instrumentarium halte. 

Erstens das Prinzip der Anciennität. Dieses 
Prinzip der Anciennität in der Entlohnung von 
Bundesbediensteten widerspricht geradezu einem 
modernen Entlohnungssystem, denn durch dieses 
Prinzip kann es zu allem kommen, nur nicht zu 
leistungsgerechter Entlohnung. Was wir jedoch 
wollen, ist leistungsgerechte Entlohnung auch der 
Bundesbediensteten - sowohl der Beamten als 
auch der Vertragsbediensteten. 

Aber die Realität ist so, daß die Leistungskurve 
der Bundesbediensteten ganz anders verläuft oder 
oft sehr anders verläuft als ihre Entlohnung und 
das, was sie verdienen. 

An Jahren alte Bundesbedienstete tragen mei­
ner Ansicht nach weder mehr Verantwortung 
noch leisten sie mehr als an Jahren junge Bundes­
bedienstete, bekommen aber weit mehr bezahlt. 
Junge Bundesbedienstete bekommen genau in 
dem Lebensabschnitt, in dem sie das Geld am 
notwendigsten hätten, am wenigsten bezahlt. 
(Abg. 5 eh m i d t m eie r: 50 ist das im Leben!) 
So ist das nicht im Leben! Wir hier kriegen ja 
auch ganz schön gut bezahlt. Aber junge Beam­
tinnen und Beamte - das wage ich hier zu sagen 
- sind aufgrund ihrer Anciennitätsentlohnung 
nicht gerade die motiviertesten. Was haben sie 
denn davon, wenn sie sich anstrengen? Irgend-

wann einmal kommt jeder Akademiker in die 
VIII. Dienstklasse, soweit er in einer Zentralstelle 
arbeitet. Das ist alles nur eine Frage des Alters. 

Darum habe ich es heute vormittag natürlich 
auch mit Wohlwollen vernommen, daß der Herr 
Bundeskanzler für die kommende Legislaturpe­
riode eine große Besoldungsreform angekündigt 
hat (Abg. Wo, f: Jmvohl.' Machen wir.'), denn die­
ses jetzige Besoldungssystem ist nicht nur lei­
stungsfeindlich, sondern auch - da, glaube ich, 
werden Sie mir wohl alle zustimmen - familien­
feindlich. Genau dann, wenn Frauen und Män­
ner, die beim Bund beschäftigt sind, Familien 
gründen, verdienen sie am wenigsten (Beifall bei 
den Grünen), und genau dann, wenn sie sich das 
Leben schon gut eingerichtet haben, verdienen 
die Beamtinnen und Beamten am meisten. Wenn 
man einmal aus dem gröbsten heraußen ist, hat 
man es nicht mehr so notwendig, daher hoffe ich, 
daß dieser Aspekt in der künftigen Besoldungsre­
form auch zum Tragen kommen wird. 

Das gegenwärtige Entlohnungssystem, das 
nicht nur für die Motivation untauglich ist, hat 
auch zur Folge - und das ist meine Beobachtung 
-, daß es teilweise natürlich - das gilt jetzt nicht 
nur für den Bund, sondern auch für alle anderen 
Gebietskörperschaften - auch zu negativen Aus­
wahlkriterien kommt. Denn bei dieser Entloh­
nung in jungen Jahren wundert es mich nicht, daß 
es im Moment zum Beispiel wahnsinnig schwierig 
ist, Juristinnen und Juristen nach Studienab­
schluß oder mit kurzer Erfahrung für den Bun­
desdienst zu begeistern. Ich freue mich, daß der 
Herr Staatssekretär jetzt hier ist und zuhört. Ich 
hoffe sehr, daß bei der künftigen Reform - ich 
weiß nicht, vielleicht arbeitet man schon daran 
oder man wird jetzt damit beginnen - alle diese 
Gesichtspunkte berücksichtigt werden. 

Aber mit dem Entlohnungssystem im Bundes­
dienst ist natürlich ein Umstand eng verknüpft, 
lind das ist der Komplex des öffentlich-rechtli­
chen Dienstverhältnisses, kurz Pragmatisierung. 
Die Pragmatisierung ist durch Herrn Minister La­
cina sehr ins Gespräch gebracht worden, jedoch 
nicht primär aus einer Motivation heraus, wie ich 
sie gern gehabt hätte. Ihm ging es eher um Bud­
getkonsolidierung, und er hat gemeint, sie koste 
zuviel und deswegen sollte man sie vermeiden. 

Trotzdem glaube ich, daß die Bestrebungen be­
züglich dieses Instrumentariums und seine Hin­
terfragung zu einer effizienten, leistungsgerech­
ten Beamtenentlohnung führen könnten und ein 
motiviertes Arbeiten innerhalb der Beamten­
schaft durchaus erreicht werden könnte. 

Ich bin selber Beamtin und sage Ihnen eines: 
Mich wundert es nicht, daß es in der österreichi­
schen Bevölkerung so etwas wie einen wachsen­
den Unmut gegenüber dem Berufsbeamtentum 
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gibt, denn Instrumentarien wie etwa die Pragma­
tisierung fördern ja nicht gerade die Mobilität 
oder die Leistungsbereitschaft der Beamten. 

Dieses Instrumentarium wäre es wert, daß man 
sich näher damit beschäftigt und sich fragt, woher 
es kommt und wozu es das gibt. An und für sich 
wurde es ja geschaffen, um Beamten Schutz vor 
politischer Willkür zu geben. Das mag vielleicht 
damals ein wichtiges Instrument gewesen sein, 
heute ist - das glaube ich sagen zu können -
dieser Schutz wirklich nur noch in Extremfällen 
notwendig. Und trotz dieses Instrumentariums 
hat sich eines nicht entwickelt: ein Berufsstand, 
der frei von Arbeitsplatzsorgen ganz besonders 
viel Zivilcourage oder ganz besonders viel politi­
schen Eigensinn zeigt. Aus meiner Beobachtung 
heraus würde ich sagen: Ganz im Gegenteil! Ge­
nau das hat sich trotz des großen Schutzes nicht 
entwickelt. 

Ich glaube, daß man jetzt im Zuge der anste­
henden Reformen all diese Aspekte miteinbezie­
hen müßte und dann natürlich auch miteinbezie­
hen müßte, wie die spezifischen Arbeitssituatio­
nen von Beamtinnen und Beamten sind. Denn 
eingebunden in wirklich stark hierarchische 
Strukturen, autoritäre Strukturen ist individuelle 
Leistung einer einzelnen oder eines einzelnen 
manchmal auch sehr schwer möglich. Ich meine, 
der Knackpunkt müßte auch dort sein, diese 
Strukturen zu hinterfragen und das System zu 
hinterfragen, indem wir Leistung von Beamtin­
nen und Beamten beziehungsweise Bundesbe­
diensteten verlangen. 

Deshalb, glaube ich, ist dieser Unmut, von dem 
ich vorhin gesprochen habe, manchmal auch so 
zu verstehen, daß man sich fragt: Ist der Staat 
jetzt solch ein übler Dienstgeber, daß er sich so­
zusagen vor sich selbst durch solche Instrumenta­
rien schützen muß? 

Ziel, meine ich, kann nur sein, dort, wo es tat­
sächlich notwendig ist, vor politischer Willkür zu 
schCttzen, zu schützen und in allen anderen Fällen 
mit den Instrumentarien, die den Privatangestell­
ten oder den Angestellten in der Wirtschaft zur 
Verfügung stehen - jetzt mit einem schönen 
Wort -, zu "harmonisieren", also anzugleichen. 
Deshalb glaube ich, daß dieses vielleicht über­
kommene Standesprivileg der Pragmatisierung ei­
ner ganz intensiven Diskussion bedarf und daß 
man im Zuge einer großen Besoldungsreform ein 
zeitgemäßes Beamten-Dienstrecht und ein zeitge­
mäßes Entlohnungssystem für österreichische 
Bundesbedienstete und auch für Bedienstete an­
derer Gebietskörperschaften finden müßte. 

Aber erlauben Sie mir, noch eines zu sagen, 
weil unter anderem ja heute auch das Richter­
dienstgesetz novelliert wird. Da gibt es - ich 
habe vorhin auch darüber gesprochen - eine Be-

rufsgruppe, die durch die gegenwärtigen Rege­
lungen benachteiligt ist, nämlich die Richterinnen 
und zum Teil auch die Richter, die ja nicht die 
Möglichkeit haben, nach dem Karenzurlaub teil­
zeitbeschäftigt zu sein. Diese Teilbelastungsrege­
lungen treffen vor allem Frauen, also Richterin­
nen. Es wäre ein schöner Zug gewesen, hätte man 
das jetzt im Zuge dieser Novelle ebenfalls refor­
miert. Das hat man aber nicht getan. 

Ich hoffe jedoch, daß der Herr Staatssekretär 
dafür ein offenes Ohr haben und trotz, wie ich 
meine, auch divergierender Auffassungen in der 
Standes vertretung diese krasse Benachteiligung 
von Frauen im Bundesdienst beseitigen wird. -
Danke schön. (Beifall bei den Grünen wut Beifall 
der Abg. Mag. Brigiue Ederer.) 16.03 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Mühlbach­
ler. Ich erteile es ihm. 

16.113 
Abgeordneter Dkfm. Mag. Mühlbachler 

(ÖVP): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr ge­
ehrter Herr Minister! Sehr geehrter Herr Staats­
sekretär! Hohes Haus! Sehr geehrte Frau Kollegin 
Stoisits! Ich stimme mit Ihnen darin überein, daß 
ich Ihnen zugestehe, daß Sie tatsächlich den Fin­
ger auf die Wunden des Entlohnungssystems im 
öffentlichen Dienst gelegt haben. Nicht mehr 
aber bin ich einverstanden mit Ihrer Interpreta­
tion. 

Ich bin nach wie vor der Meinung, daß es tat­
sächlich einen Schutz des Beamten gegenüber po­
litischer Willkür braucht. Und ich gLaube auch 
nicht, daß die Pragmatisierung an sich Kritik in 
der Öffentlichkeit erregt, sondern viel eher meine 
ich, daß es die mangelnden Möglichkeiten im Dis­
ziplinarrecht sind, die eine Pragmatisierung in ir­
gendeiner Weise wieder rückgängig machen 
könnten. Denn Tatsache ist ja, daß beispielsweise 
bei nachträglich festgestellter Unfähigkeit oder 
aber auch bei nachträglich festgestelltem Versa­
gen in Ermangelung entsprechender Bestimmun­
gen im Disziplinarrecht diese Pragmatisierung 
zum Kritikpunkt wird. Das, glaube ich, ist viel 
eher zutreffend als etwa die Feststellung, wir 
brauchten die Pragmatisierung nicht mehr. 

Und noch etwas, bitte: Wenn Sie den öffentli­
chen Dienst, die Bürokratie hier mehr oder weni­
ger unter Anklage stellen, dann möchte ich doch 
ins Bewußtsein rufen, daß es uns als Nationalrat 
ein Anliegen sein muß, den öffentlichen Dienst 
so zu gestalten, daß er aus der Schußlinie der Kri­
tik in der Öffentlichkeit gerät. (Abg. Mag. Terezi­
ja 5 t 0 i si t s: Aber nicht die Gehaltserhöhungen.') 

Bitte, die Besoldung steht ja - da gebe ich Ih­
nen recht - in besonderer Weise im Rampenlicht 
des Interesses der Öffentlichkeit. Allerdings muß 
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ich auch dazusagen, daß die Meinungen über die 
Besoldung relativ different sind. Und sehr viele 
setzen eigentlich dort an, wo der Durch­
schnitts-öffentlich-Bedienstete gar nicht zu su­
chen ist. Sehr viele setzen mit ihrer Kritik bei 
Hofratsposten, bei Ministerialratsposten und auf­
wärts an. Aber das macht das Beamtentum nicht 
aus. das macht den öffentlichen Dienst schlecht­
hin nicht aus. 

Einer jüngsten Studie des Sozialministeriums 
ist nämlich zu entnehmen, daß die öffentlich Be­
diensteten gegenüber den Privatangestellten im 
Lebensverdienst wesentlich nachhinken. Da wird 
angeführt, daß beispielsweise ein C-Beamter ei­
nen Lebensverdienst von 10,5 Millionen Schilling 
zu erwarten hat, Männer mit Pflichtschulausbil­
dung in der Privatwirtschaft hingegen 11 Millio­
nen Schilling zu erwarten haben, daß beispiels­
weise ein A-Beamter in höchster Laufbahn 
21 Millionen Schilling zu erwarten hat, in der Pri­
vatwirtschaft hingegen Männer mit Matura 
2.:1- Millionen Schilling oder Akademiker 
27,5 Millionen Schilling zu erwarten haben. 

Ich glaube, angesichts dieser Zahlen ist auch die 
Differenz, die zwischen ASVG-Pensionen und 
Beamtenpensionen besteht, in einem anderen, ich 
möchte sagen, besonderen Lichte zu sehen. 

Und noch etwas möchte ich hier erwähnen. 
Heute wird eine Lohnerhöhung von 5,9 Prozent 
im öffentlichen Dienst beschlossen. Das bedeutet 
für das Budget 1991 eine Mehrbelastung von 
10,25 Milliarden Schilling. Ich glaube aber, daß 
diese Lohnerhöhung in Vergleich zu setzen ist 
mit anderen Lohnabschlüssen. Ich möchte in Er­
innerung rufen: Bei den Handelsangestellten etwa 
hat die Erhöhungsrate 6,5 Prozent ausgemacht, 
bei den Metallarbeitern 6,3 Prozent, bei den 
Bankangestellten 7,5 Prozent oder bei den Mol­
kereibeschäftigten 6,2 Prozent. So gesehen glau­
be ich also, daß die öffentlich Bediensteten 
durchaus in vernünftigem Rahmen geblieben 
sind. 

Wenn auch die mangelnde Flexibilität ange­
sprochen wurde, dann, glaube ich, sollte uns das 
hier im Nationalrat in besonderer Weise zu über­
legen geben. Denn von mir aus kann ich als im 
Verwaltungsvollzug Stehender, als Bürgermeister 
nicht erkennen, daß meine Beamten rund um 
mich nicht leistungsmotiviert wären oder daß sie 
etwa nicht leistungsfähig wären. Genau das Ge­
genteil kann ich dem größten Teil meiner Mitar­
beiter bestätigen. Aber - und jetzt kommt das 
große Aber - die Flexibilität steht in Konkur­
renz zu verschiedenen anderen Kriterien, die wir 
an die öffentliche Verwaltung anlegen. Es gibt da 
eben einen Konflikt zwischen Kompetenz und 
Geschäftsverteilung und etwa Flexibilität. 

Auf der einen Seite erwarten wir, daß es im 
öffentlichen Dienst eine exakte Geschäftsvertei­
lung gibt. Sehr oft wird darauf hingewiesen: Ist 
denn "der" überhaupt berechtigt, dieses und jenes 
zu tun? - Auf der anderen Seite aber sollte er 
größtmögliche Flexibilität zeigen und Entschei­
dungen auch dort herbeiführen, wo ihm unter 
Umständen aufgrund dieser Verteilung gar keine 
Kompetenz zusteht. 

Oder: Es wird gerade im Vollzug von Gesetzen 
einerseits größte Exaktheit verlangt, auf der an­
deren Seite möchte man großzügige und rasche 
Entscheidungsabwicklung haben. Auch dort gibt 
es diesen Konflikt zwischen Flexibilität und auch 
dem, was wir in Gesetze hineinverpacken. 

Ich behaupte folgendes: Die Vollzugsfreund­
lichkeit, also damit auch die Flexibilität des öf­
fentlichen Dienstes, steht direkt proportional zur 
Arbeitsmotivation. Leider Gottes muß man im­
mer wieder feststellen, daß auch wir Anlaß dazu 
geben, daß diese Vollzugsfreundlichkeit in den 
Gesetzen nicht gegeben ist, und daß sich das im 
öffentlichen Dienst - gerade bei jenen, die den 
Vollzug tatsächlich Tag für Tag mitzuerleben ha­
ben - nicht motivationserhöhend auswirkt, das 
steht meines Erachtens außer Zweifel. 

Wenn die Bürokratie - die ich jetzt nicht nega­
tiv besetzt zitiere - tatsächlich in Richtung öf­
fentlicher ServicesteIlen verändert werden soll. 
dann werden unbedingt andere Bedingungen er­
füllt werden müssen. Wir müssen dafür Sorge tra­
gen, daß im öffentlichen Dienst größere Selbst­
entscheidungsfreiräume gegeben sind. Wir müs­
sen dafür Sorge tragen, daß größere Freiräume 
für selbsterkannte Verwaltungsvereinfachungen 
geschaffen werden. 

Wir müssen auch einen Konnex zwischen Lei­
stung und Leistungsentlohnung schaffen. Aller­
dings ist es - Frau Kollegin Stoisits, Sie wissen 
das als Beamtin ja sehr genau - gar nicht so 
leicht, diesen erkennbaren Konnex herzustellen. 

Aber ich glaube, alle Parlamentarier sind dazu 
aufgerufen, wesentliche Beiträge dafür zu liefern, 
daß in Zukunft die Bürokratie nicht negativ be­
setzt ist, sondern daß die Verwaltung als öffentli­
che ServicesteIle für die österreichischen Staats­
bürger empfunden wird. Das müßte unser Ziel 
sein, und dafür werden wir eintreten. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) /6.12 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste zu 
Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Petrovic. 
Ich erteile es ihr. 

16.13 
Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (Grüne): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter 
Herr Staatssekretär! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Hohes Haus! Wenn Frau Abgeordnete 
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Stoisits davon gesprochen hat. daß dringende Re­
formen, die weit über prozentuelle Gehaltsanpas­
sungen hinausgehen, not tun, dann war das in 
meinen Ohren - ich glaube, wenn man objektiv 
zugehört hat, mußte man das so heraushören -
sicherlich keine Anklage, sondern die Einforde­
rung einer dringend notwendigen Reform, die ja 
den öffentlich Bediensteten zugute kommen soll, 
insbesondere im Sinne einer Anhebung des Ima­
ges, das durch Berichterstattungen, aber auch im­
mer wieder von der bürokratischen Spitze der Be­
hörden selbst untergraben wurde. Vielfach haben 
gerade Regierungsmitglieder den eigenen Mitar­
beiterinnen und Mitarbeitern immer wieder nicht 
allzuviel zugetraut. indem Aufträge außer Haus 
vergeben wurden. die meiner Meinung nach sehr 
wohl von eigenen Mitarbeiterinnen beziehungs­
weise Mitarbeitern hätten besorgt werden kön­
nen. 

Nun liegen hier wieder Regierungsvorlagen zur 
Anpassung des Gehaltsgesetzes, des Vertragsbe­
dienstetengesetzes und anderer Normen betref­
fend die Entlohnung im öffentlichen Dienst vor. 
Ich teile die Auffassung meiner Kollegin Stoisits, 
daß wir nicht zu einem wirklich anderen Beam­
ten-Image kommen werden, wenn wir uns auf 
derartige - sicherlich zu befürwortende - An­
passungen im Bereich der Entlohnung beschrän­
ken. Ich glaube auch, daß man hier eine falsche 
Diskussion führt, wenn man das als ein Rückzugs­
gefecht für den öffentlichen Dienst aufzieht. in­
dem man eben zu einer starren Verteidigung der 
sogenannten Beamtenprivilegien kommt. man 
hingegen die eklatanten Nachteile beziehungswei­
se die wirklich anachronistischen Lasten, die der 
öffentliche Dienst zu tragen hat, nie thematisiert. 

Diverse Institute - wie die insbesondere so 
ausgeprägte Amtsverschwiegenheit, das totale 
Weisungsrecht, die völlige hierarchische Eintei­
lung des Dienstweges - sind obsolet und zu be­
seitigen. Ich glaube vor allem folgendes: Es kann 
zu einer wirklichen Reform des öffentlichen 
Dienstes nicht dadurch kommen, indem man im­
mer wieder irgendwelche Managementinstitute, 
irgendwelche Consulting-Unternehmen einschal­
tet, damit diese gute Ratschläge erteilen. Das 
kann allenfalls ein Indiz dafür liefern, um viel­
leicht die eigene Betriebsblindheit aufzudecken, 
das kann aber niemals den Inhalt der Reformen 
ausmachen. Dieser muß von den betroffenen Be­
amtinnen und Beamten beziehungsweise von den 
öffentlich Bediensteten kommen. 

Solange man sich nicht dazu bekennt, die Be­
troffenen wirklich einzubinden, so lange werden 
die Reformen an der Oberfläche bleiben. Solange 
auch die Reformen immer nur an der Zahl der 
Planposten und an den Köpfen anknüpfen, wird 
es auch zu keinen inhaltlichen Reformen kom­
men. 

Ich teile die Auffassung meines Vorredners, 
daß sehr viel der Kritik. die am öffentlichen 
Dienst geäußert wird, hier in dieses Haus zurück­
gehört, daß nämlich dort, wo unvollziehbare Ge­
setze bestehen, nicht den Beamtinnen und Beam­
ten beziehungsweise den öffentlich Bediensteten 
Vollzugsdefizite angelastet werden können. Es 
gibt sehr viele Bereiche, in denen wir wirklich un­
vollziehbare Gesetze haben. Ich nenne als kleine 
Beispiele nur solche im Bereich des Straßenver­
kehrs, im Bereich des Ausländerbeschäftigungs­
rechtes; diese Normen sind nicht vollziehbar. Ich 
kenne gerade in diesen Bereichen viele betroffene 
Beamtinnen und Beamte. die über den Gesetzge­
ber klagen. der eben diese Mißstände nicht besei­
tigt. Mit derartigen Vorlagen - es kommt ja im­
mer wieder nur zu Kleinständerungen im finan­
ziellen Bereich - wird dieses Image noch weiter 
sinken, und das finde ich sehr schade. 

Nun aber zum eigentlichen Grund meiner 
Wortmeldung: Ich finde es wirklich höchst be­
denklich - gerade in diesem Zusammenhang 
höchst bedenklich -, wenn bei all diesen genann­
ten finanziellen Anpassungen im Bereich der Er­
läuterungen der auch sonst überall anzutreffende 
Satz zu finden ist: "EG-Normen werden durch 
die getroffenen Regelungen nicht berührt." -
Sind wir wirklich so weit, daß wir nur dann bereit 
sind, unseren öffentlich Bediensteten eine allein 
durch die Inflation und durch die sonstigen Ge­
haltsbewegungen erforderliche Anpassung zu ge­
währen. wenn das EG-Recht dem nicht entgegen­
steht?! - Geht die Aufgabe der Souveränität 
Österreichs wirklich schon so weit, daß wir in 
sklavischem Gehorsam buckeln vor den Brüsseler 
Bürokratien? Ist es denn wirklich nicht bedenk­
lich, und zwar gerade im Hinblick auf unsere 
Bundesverfassung - ich denke in diesem Zusam­
menhang an den Artikel 44 Abs. 3 -, daß wir bei 
sämtlichen legistischen Vorhaben heute schon, 
wo ja gar nicht einmal klar ist, ob es zu diesem 
Beitritt kommen wird, ob vor allem der Souverän, 
das österreichische Volk, diesen Beitritt Öster­
reichs beschließen wird, tatsächlich diese schlei­
chende Gesamtänderung vollziehen? 

Gerade bei solchen Normen - wie eben einer 
absolut logischen, verständlichen und notwendi­
gen Gehaltsanpassung - werden die Unsinnig­
keit und auch die Rechtswidrigkeit einer derarti­
gen Vorgangsweise besonders transparent. (Bei­
fall bei den Grünen.) 

Ich hebe hervor: Ich glaube nicht, daß man erst 
schleichend eine Rechtsanpassung vollziehen soll 
und dann nachher den Souverän, das österreichi­
sche Volk, befragt: Hat dir denn das auch alles 
gepaßt? Wir prüfen jetzt jedes Gesetzesvorhaben 
im Lichte der EG-Kompatibilität. Ich frage: War­
um? Haben wir einen souveränen österreich i­
schen Gesetzgeber? Ja oder nein? (Beifall bei den 
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Grünen.) Wenn ja, dann hat der zu beschließen, 
und es ist nicht im nachhinein die Frage zu steI­
len, ob der Souverän damit einverstanden ist. 
Führen Sie Ihre Verhandlungen - wie Sie auch 
immer glauben, daß sie geführt werden sollen -, 
aber führen Sie nicht eine Anpassung durch, und 
fragen Sie das Volk nicht dann über bereits Voll­
zogenes! Das halte ich für rechtswidrig! - Danke 
schön. (Beifall bei den Grünen.) 

Im übrigen bin ich der Meinung, daß Tierver­
suche aufgrund ihrer verheerenden Auswirkun­
gen für Menschen und Mitwelt abzuschaffen sind. 
(Beifall bei den Greinen.) /6.21 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Piller. Ich 
erteile es ihm. 

1621 
Abgeordneter Piller (SPÖ): Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Herr Staatssekretär! Meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! Als Kollegin Stoisits 
gesprochen hat, habe ich mich bemüht, sehr ge­
nau hinzuhören, und im Laufe ihrer Ausführun­
gen bin ich dann draufgekommen, daß sie etwas 
ganz Bestimmtes meint. - Der Herr Bundes­
kanzler hat ja heute in seiner Regierungserklä­
rung auch eingehend zum Problem der Besol­
dungsreform und so weiter Stellung genommen. 

Ich möchte nur einen Aspekt dieser Diskussion 
herausheben, von dem ich hoffe, daß das die Kol­
legin Stoisits nicht so gemeint hat. Sie hat das An­
ciennitätsprinzip bezüglich Entlohnung kritisiert. 
Ich möchte dazu sagen, daß das ein Besoldungssy­
stem ist, über das man diskutieren kann. Nur auf 
folgendes möchte ich schon hinweisen: Liebe Kol­
legin! Wir haben in der privaten Wirtschaft nicht 
überall dieses Altersprinzip, aber wir haben dort 
das Problem - und das wird immer stärker - der 
älteren Arbeitnehmer, die sich vielfach als Ar­
beitslose beim Arbeitsamt wiederfinden. Und wie 
immer man das jetzt beurteilt, wenn es auch nicht 
das beste der Systeme ist, so möchte ich dazu 
doch sagen: Ältere öffentlich Bedienstete waren 
auch einmal junge Bedienstete, die ihr Bestes ge­
geben haben - in der Erwartung, daß sie auch 
einmal eine bessere Entlohnung haben werden. 

Kollege Mühlbachler hat schon einen Vergleich 
hinsichtlich des gesamten Lebenseinkommens an­
gestellt. - Soviel dazu. Ich bin aber überzeugt 
davon, daß wir bezüglich der Frage der Besol­
dungsreform einiges in den nächsten Monaten, ja 
Jahren hier zu diskutieren haben werden. 

Meine Damen und Herren! Zum Gehaltsab­
schluß selbst einige Feststellungen. Die Herbst­
entlohnungsrunde 1990 fand vor dem Hinter­
grund statt, der gekennzeichnet war von einer. 
kontinuierlichen Aufwärtsentwicklung der öster­
reichischen Wirtschaft, einer nun schon seit Jah-

ren andauernden Konjunktur, die wiederum ge­
kennzeichnet war durch einen guten und hohen 
Auftragsstand unserer Wirtschaft und auch durch 
entsprechende Zuwächse bei den Exporten. 

Wie dem letzten Bericht des Wirtschaftsfor­
schungsinstitutes zu entnehmen ist, wird diese 
günstige Entwicklung auch für das Jahr 1991 pro­
gnostiziert. 

Damit koppelt sich Österreich - im pOsitIven 
Sinn - von der allgemeinen Entwicklung eines 
sich international abzeichnenden Konjunktur­
rückganges ab. Maßgeblich für diese eigenständi­
ge, für diese günstige Entwicklung der österrei­
chischen Wirtschaft ist unter anderem das Mit­
partizipieren an einer günstigen Entwicklung un­
seres größten Handelspartners, der Bundesrepu­
blik Deutschland, wo sich infolge des Zusammen­
schlusses der ehemaligen DDR und der 
Bundesrepublik ein zusätzlicher wirtschaftlicher 
Impuls ergeben wird. 

Aufgrund dieser günstigen wirtschaftlichen 
Entwicklung war es nur folgerichtig, daß vor dem 
Start dieser Herbstlohnrunde der Präsident des 
Österreichischen Gewerkschaftsbundes gemeint 
hat, daß es nicht notwendig sein wird, sich bei der 
Forderung nach höheren Löhnen nobler Zurück­
haltung zu bedienen; den österreichischen Arbeit­
nehmern solle der ihnen zukommende Anteil an 
der allgemeinen wirtschaftlichen Prosperität gesi­
chert sein. 

Diese Aussage des ÖGB-Präsidenten galt vor 
allem der Lohn- und Gehaltspolitik in Industrie, 
Handel und Dienstleistung, aber auch im Bereich 
des öffentlichen Dienstes, wobei von Haus aus da­
nach zu trachten war, daß dem Bemühen der Ge­
bietskörperschaften nach Konsolidierung der öf­
fentlichen Haushalte Beachtung geschenkt wer­
den muß. 

Ich meine, nach Abschluß dieser Herbstlohn­
runde kann man mit Fug und Recht davon ausge­
hen, daß man beiden Eckpfeilern dieser Lohn­
runde gerecht geworden ist: Auf der einen Seite 
Lohn- und Gehaltszuwächse - Kollege Mühl­
bachler hat sie schon im einzelnen aufgezählt -, 
die der wirtschaftlichen Entwicklung entspre­
chend waren und die auf der anderen Seite die 
Budgetkonsolidierung nicht gefährdet haben. 

Daher möchte ich zum wiederholten Male hier 
in diesem Hause festhalten: Die Herbstlohnrunde 
ist ein Beweis dafür, daß die österreichische So­
zialpartnerschaft - sowohl im Bereiche der pri­
vaten Wirtschaft als auch im öffentlichen Dienst 
- funktioniert, funktioniert im besten Sinne die­
ses Wortes, und darum beneiden uns viele Län­
der. 
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Meine Damen und Herren! Wir in Österreich 
führen Gehaltsverhandlungen so durch, daß sie 
einer modernen Verhandlungskultur entspre­
chen, die zum sozialen Frieden in diesem Lande 
wesentlich beiträgt. In dieser Herbstlohnrunde ist 
hart und zügig verhandelt worden - und das ist 
gut so -, aber sie ging ohne gewerkschaftliche 
Kampfmaßnahmen über die Bühne. 

Meine Damen und Herren! Bevor ich mich mit 
den Berawngsgegenständen, nämlich mit dem 
vorliegenden Gehaltsabschluß, näher beschäftige, 
lassen Sie mich noch zu einem Problem Stellung 
nehmen, das in diesem Haus sehr oft kontrover­
siell geführt wird, was aber im Gesamtzusammen­
hang mit dieser Lohnrunde zu sehen ist: Ich mei­
ne damit den Gehaltsabschluß für die Beschäftig­
ten im österreichischen Handel. 

Meine Damen und Herren! Wir alle wissen, un­
ter welch schwierigen Arbeitsbedingungen die 
österreichischen Handelsangestellten gerade jetzt 
vor Weihnachten ihre Arbeit zu absolvieren ha­
ben, und das oft zu einem Lohn oder Gehalt, der 
weit hinter dem anderer Berufsgruppen liegt. Da­
her war es notwendig und gerecht, daß es beim 
Gehaltsabschluß für die Handelsangestellten dazu 
gekommen ist, daß in dieser Branche niemand 
mehr, der vollarbeitszeitbeschäftigt ist, unter 
10 000 S verdienen wird. Damit, meine Damen 
und Herren, wurde ein weiterer Schritt in Rich­
tung Erreichung der gewerkschaftlichen Forde­
rung nach 10 000 S Mindestlohn gesetzt. (Beifall 
bei der SPÖ.) Das sehe ich als eines der hervorra­
gendsten Merkmale dieser Herbstlohnrunde, 
denn immerhin gibt es in dieser Branche 270 000 
Beschäftigte, die von dieser Gehaltsaufbesserung 
profitieren. 

Meine Damen und Herren! Wenn es nicht ge­
lingt, auch im Handel entsprechende Arbeitsbe­
dingungen zu schaffen. dann werden wir auch 
dort bald jenen Arbeitskräftemangel zu verzeich­
nen haben, der in anderen Bereichen da und dort 
schon zu bemerken ist. 

Nun kann man mit Recht fragen, warum ich 
mich so ausführlich hier mit dieser Materie be­
schäftige, diese paßt ja eigentlich gar nicht zum 
Beratungsgegenstand. 

o ja, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
das hat sehr viel damit zu tun, und zwar deswe­
gen, weil wir im öffentlichen Dienst schon seit 
einigen Jahren den 10 OOO-S-Mindestlohn haben 
und es deshalb kaum Probleme gibt, entspre­
chend qualifizierte Mitarbeiter in diesem Bereich 
zu bekommen. Im Gegenteil - und wir reden 
immer wieder darüber in diesem Haus -: Wenn 
nicht budgetäre Hindernisse vorhanden wären, 
müßte in vielen Bereichen - ich denke nur an 
den Bereich der Exekutive - zusätzliches Perso-

nal aufgenommen werden, weil dieses zur Erfül­
lung öffentlicher Aufgaben benötigt würde. 

Die Erhöhung der Gehaltsansätze im öffentli­
chen Dienst um 5,9 Prozent fügt sich genau in 
jene Gehaltsabschlüsse der Herbstlohnrunde ein, 
von der ich vorhin gesprochen habe. Es ist das 
Ergebnis der Verhandlungen zwischen dem Ver­
handlungskomitee der Gebietskörperschaften, 
damals noch unter der Federführung von Bun­
desminister Ettl. und den Vertretern der vier Ge­
werkschaften des öffentlichen Dienstes. 

Dieser Gehaltsabschluß wird für zwölf Monate 
gelten. Bei dieser Gelegenheit ist es notwendig, 
darauf hinzuweisen, daß der letzte Gehaltsab­
schluß vor zwei Jahren und für zwei Jahre getä­
tigt wurde, mit einer jährlichen Erhöhung von 
2,9 Prozent. Hier sieht man, wie schnell die wirt­
schaftliche Entwicklung einen solchen Gehaltsab­
schluß über den Haufen werfen kann, hat sich 
doch die Notwendigkeit ergeben, Verhandlungen 
im Jahre 1990 aufzunehmen; diese haben zwi­
schenzeitlich eine zusätzliche Erhöhung der Ge­
hälter um 350 S gebracht. 

Wenn man davon ausgeht, daß zuletzt 1981 
eine Gehaltsforderung von mehr als 9 Prozent 
gestellt wurde und damals nach entsprechenden 
Verhandlungen mit 6,2 Prozent abgeschlossen 
wurde, so kann man dies zu einem direkten Ver­
gleich heranziehen, und dieser Vergleich fällt 
durchaus positiv für die öffentlich Bediensteten 
aus. 

Denn, meine Damen und Herren, wenn man in 
Rechnung stellt. daß beim damaligen Gehaltsab­
schluß 1981 im Ausmaß von 6,2 Prozent die In­
flationsrate, die ein wesentlicher Indikator für die 
Gehaltsabschlüsse im öffentlichen Dienst ist, 
6,8 Prozent betragen hat und derzeit bei 3,5 Pro­
zent liegt, dann kann man ermessen, um wieviel 
günstiger dieser Abschluß gewesen ist. 

Meine Damen und Herren! Ohne Zweifel hat 
der Gehaltsabschluß im öffentlichen Dienst eine 
budgetpolitische Auswirkung, er hat aber auch 
eine wirtschaftspolitische Dimension, und von 
den Kosten von über 10 Milliarden Schilling wur­
de hier heute schon gesprochen. 

Aber es sind immerhin 800 000 Bedienstete, 
die dadurch begünstigt werden, Aktive und Pen­
sionisten. Und ich weiß schon, daß gerade die Ko­
stenfrage immer wieder in der Öffentlichkeit dis­
kutiert wird, auch in bezug auf die Auswirkungen 
auf die Pensionisten. 

Meine Damen und Herren! Ich halte in diesem 
Zusammenhang sehr wenig davon, wenn man die 
Abschlüsse in den einzelnen Berufsgruppen und 
Pensionsgruppen gegeneinander aufrechnet oder 
gar die einzelnen Gruppen gegeneinander aus-
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spielt. Unterschiedliche Pensionserhöhungen sind 
derzeit in der unterschiedlichen gesetzlichen 
Grundlage begründet. Es wird daher an uns lie­
gen, in der kommenden Legislaturperiode die 
entsprechenden Reformschritte zu einer Harmo­
nisierung der divergierenden Pensionssysteme zu 
setzen. 

Ich meine aber - und das muß ein Grundsatz 
dabei sein -, daß neben dem Vertrauen auf die 
einmal zu erwartende Altersvorsorge jene Pen­
sionssysteme verbessert werden müssen, die heute 
offensichtlich schlechter geregelt sind, und nicht 
umgekehrt. Eine bessere Gestaltung der Bemes­
sungsgrundlage im Bereich des ASVG und der 
anderen Sozialversicherungsgesetze wird ein ent­
scheidender Schritt dorthin sein genauso wie der 
Entfall der Ruhensbestimmungen. 

Aber eines, meine Damen und Herren. sollte 
unbestritten bleiben: Wie immer solche Refor­
men durchgeführt werden und ausgehen, es muß 
unser aller Bestreben sein, daß die Einkommen 
im öffentlichen Dienst so gestaltet werden und so 
gestaltet sind, daß die bestens qualifizierten Ar­
beitnehmer auch entsprechend entIohnt werden. 

Die Abgeordneten der SPÖ werden daher den 
gegenständlichen Regierungsvorlagen gerne ihre 
Zustimmung geben. (Beifall bei der SPO.) 16.35 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Frischen­
schlager. Bitte, Herr Abgeordneter. 

Ifd5 
Abgeordneter Dr. Frischenschlager (FPÖ): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter 
Herr Staatssekretär! Die Gehaltsnovelle 1990 ist 
eine, die wenigstens den Namen der Inflationsab­
geltung verdient. Nach mehreren Jahren, in de­
nen sich die Anhebung der Entlohnungen für den 
öffentlichen Dienst unter 3 Prozent und damit 
ziemlich exakt bei den Inflationsraten bewegt ha­
ben, ist dies in diesem Jahr tatsächlich eine. die 
eine kleine Aufbesserung der Entlohnung der Be­
amten und öffentlich Bediensteten bringt. 

Mag sein, daß die bevorstehenden Personalver­
tretungswahlen eine Rolle gespielt haben, mag 
sein, daß das Wahljahr hier wirksam geworden ist. 
Das Ergebnis ist als solches positiv, und die frei­
heitliche Parlamentsfraktion wird daher zustim­
men. 

Es ist auch klar, daß die "öffentlichen Hände", 
der Bund, die Länder, die Gemeinden, mit Ge­
haltsverhandlungen große budgetäre Schwierig­
keiten heraufbeschwören. 1 Prozent Steigerung 
schlägt schon bald mit 2 Milliarden im Budget zu 
Buche, und der Spielraum ist bekanntermaßen 
klein. Trotzdem ist es wichtig, auch an diesen gro­
ßen Bereich unserer Beschäftigten nicht nur mit 
Leistungs- und Verantwortungsgerechtigkeit her-

anzugehen, sondern auch unter sozialen Gesichts­
punkten. 

Und da möchte ich der Kollegin Stoisits auf ihr 
Eingehen auf die Familien zunächst dan«en, 
nämlich daß sie darauf hingewiesen hat, daß der 
junge Beamte mit Familie und Kindern, und wo­
möglich aus diesem Grund als Alleinverdiener, 
tatsächlich nach wie vor in einer schier ausweglo­
sen Situation ist. Ein B-Beamter, der seine 
10 000, 11 000, vielleicht 12 000 S nach Hause 
trägt. ist tatsächlich sehr am Rande seiner Exi­
stenzfähigkeit, gerade in den Zeiten des Familien­
aufbaus. Aber Ihre Schlußfolgerung. die Lösung 
dieses Problems über das Gehaltsgesetz zu regeln, 
ist natürlich nicht gangbar. Denn dieses Problem 
hat in jüngeren Jahren nicht nur der öffentlich 
Bedienstete, sondern genauso der kleine Ange­
stellte und genauso der junge Unternehmer, wenn 
er ganz am Anfang steht. 

Das ist genau der Grund, warum wir meinen, 
daß das nur durch eine sozial- und gesamtpoli­
tisch wirksame Familienpolitik gelöst werden 
kann und nicht durch das Gehaltsgesetz. Dort 
müssen wir ansetzen, den jungen Familien zu hel­
fen und ihnen finanziell unter die Arme zu grei­
fen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Herr Staatssekretär! Die große Koalition ist ja 
als Sanierungspartnerschaft angetreten. Sie hat 
auch im Bereich des Beamtenrechtes. des Dienst­
und Besoldungsrechtes große Reformen im Jah­
re 1987 angekündigt. Ja noch viel mehr: Sie hat 
sogar ein eigenes Ressort im Bundeskanzleramt 
geschaffen, elas elie Aufgabe übertragen bekom­
men hat, Verwaltungsreform zu betreiben. Das 
Ergebnis ist mehr als bescheiden, und dabei wäre 
das genau der Ansatz gewesen, wie wir den bud­
getmäßigen Spielraum hätten schaffen können, 
um ein gerechteres, ein sozialeres, auch ein lei­
stungskonformes Dienst- und Besoldungsrecht zu 
realisieren. 

Ganz logisch: Es läßt sich die Verwaltung nicht 
über einen Leisten spannen. Es wäre völlig ab­
surd, zu glauben, man könnte den öffentlichen 
Dienst sozusagen einfrieren, so wie es heute in 
der Regierungserklärung angeklungen ist. Das öf­
fentliche Leben, daher der öffentliche Dienst, die 
Verwaltung sind etwas Dynamisches, etwas Le­
bendiges. Aufgaben wachsen zu - wir als Gesetz­
geber sind oft genug schuld daran -, andere Auf­
gaben gehen zurück. 

Das eigentliche Problem stellt ja nicht so sehr 
die Verwaltung als solche dar, auch nicht die 
Pragmatisierung, die immer wieder angegriffen 
wird, sondern das eigentliche Problem besteht 
darin, daß das Dienstrecht jeder vernünftigen 
Verwaltungspolitik, jeder wirklichen Reformfä­
higkeit Fesseln anlegt, die dann durch gewerk­
schaftliches Prestigedenken und Positionsdenken 
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noch um ein X-faches verstärkt werden. Und das 
ist der eigentliche Ansatz, den wir gehen sollten, 
Herr Staatssekretär, der Sie sich "frischgebacken" 
dieser Agenden anzunehmen haben! Ich hoffe, 
daß Sie den Herrn Vizekanzler, der ja offensicht­
lich dieses Ressort wiederum bekommen hat, da­
bei tatkräftig unterstützen. 

Die gesamte dienst- und besoldungsrechtliche 
Situation läßt sich nur verbessern, wenn diese 
Bundesregierung tatsächlich mit dem politischen 
Ziel der Verwaltungsreform ernst an diese heran­
geht. es tatsächlich tut! Das, was bisher auf die­
sem Gebiet ge~~hehen ist. ist ja eher dürftig. (Bei­
fall bei der FPO.) 

Der Herr Vizekanzler - der zu meinem Er­
staunen wiederum mit dieser zwar sehr wichtigen, 
aber ein eigenes Ressort eigentlich nicht so ganz 
auslastenden Materie neben dem Föderalismus 
befaßt wird, auch in der neuen Regierung - hat 
das vom Klubobmann Neisser übernommen, der 
ja zumindest in den ersten Jahren der großen 
Koalition der vergangenen Jahre versucht hat -
das sei ihm zugestanden -, das wenigstens inno­
vativ von den Grundlagen her, Projekt: Verwal­
tu ngsmanagemen t, Verwal tu ngsrefo rmansätze, 
vom Theoretischen her, müßte ich sagen, aufzu­
bereiten. 

Aber seitdem der Herr Vize kanzler, wie ich 
glaube, die Aufgabe mehr unfreiwillig als freiwil­
lig übernommen hat - das mußte halt so sein -, 
ist es überhaupt zappenduster geworden in Sa­
chen Verwaltungsreform. Hat irgendjemand in 
der Zwischenzeit in Sachen Verwaltungspolitik 
irgendeine Initiative seitens des Herrn Vizekanz­
lers bemerkt? Mir ist das offensichtlich entgan­
gen. Ich nehme an, Ihnen auch. (Abg. Dr. Ne i s -
se r: Das Projekt läuft weiler.' Phase 2 ist auch 
schall erledigt worden.') Ja, Sie haben es begon­
nen, aber seitdem ist es zappenduster! Sie sind 
jetzt, glaube ich, auch schon eineinhalb Jahre 
oder gar zwei aus diesem ... (Abg. Dr. 
Ne iss er: Es sind zwei Jahre!) Zwei Jahre haben 
Sie diese Aufgabe leider hinter sich lassen müs­
sen, aber seitdem hört man nichts mehr, weder in 
der Öffentlichkeit noch sonstwo. (Abg. Dr. 
Sc h w i m m e r: Phase 2 ist bereits erledigt.' Der 
Frischenschlager interessiert sich zuwenig dafür.') 
Vielleicht ist das eine oder andere am Rande ge­
schehen, aber es steht jedenfalls fest, meine lieben 
Kollegen von der ÖVP, daß der Herr Vizekanzler 
- der Zweithöchste in der Regierung - sein po­
litisches Gewicht in Sachen Verwaltungsreform 
nicht eingesetzt hat. Das ist feststellbar, die Er­
gebnisse sind leider nicht danach. (Abg. Dr. 
Sc h w im m e r: Bei der Wahrheit bleiben, Herr 
Frischenschlager!) 

Lieber Kollege Schwimmer! Ich möchte Sie 
jetzt gar nicht mit den Statistiken, die die Beam­
tenzahlen betreffen, hier behelligen. Sie wissen 

ganz genau, die Regierung hat angekündigt: Ab­
bau, Abbau. Abbau! Das wäre etwas Vernünftiges 
gewesen, aber Sie wissen, daß - unter dem Strich 
- in den ZentralstelIen die Beamtenzahlen hin­
aufgegangen sind. - Das ist ein Faktum. 

Wenn die Bundesbahnen nicht aus dem Vollen 
ihrer Personalreserven geschöpft hätten und eini­
ge Tausend abgebaut hätten, was ja tatsächlich 
I?assiert ist - bei den Bundesforsten war etwas 
Ahnliches feststellbar -. wäre ja Ihre Statistik 
überhaupt verheerend gewesen, denn die Regie­
rung hatte 1 Prozent Abbau pro Jahr angekCm­
digt. Herausgekommen ist eine Steigerung, und 
gerettet werden Sie von den Bundesbahnen und 
den Bundesforsten. In allen anderen Bereichen -
von den ZentralstelIen abwärts - ist der Verwal­
tungsapparat gewachsen. Das ist ein Faktum. 

Und das trotz eines eigenen Ressorts. Das muß 
man sich vorstellen! Diese Bundesregierung hat 
ein eigenes Ressort für die Verwaltungsreform 
geschaffen. Das Ergebnis, lieber Kollege Roppert, 
ist bescheidenst. bescheidenst! (Abg. Rap per t: 
S.~it I-vann lobt der Kollege Frischenschlager die 
OBB?) Kollege Roppert! Sie werden dann von ei­
ner konstruktiven Opposition gelobt werden, 
wenn si~ zu Recht etwas Gutes tun. (Beifall bei 
der FPO. - Abg. Dr. Sc h ~1<' i In f1l e r: Wenn sie 
zu Unrecht etwas Gutes tut, wird sie nicht gelobt?) 

Sie wird zu Recht gelobt, denn sie hat immer­
hin, ich glaube, rund 5 000 Planstellen gestrichen. 
Das ist ein Faktum. Das loben wir. Wir können 
nicht dauernd kritisieren, daß die Bundesbahn so 
viel Zuschüsse braucht. Sie hat tatsächlich in die­
sem einen Bereich offensichtlich einen Weg be­
schritten, der Reform bedeutet. Das sei auch dem 
Herrn ÖBB-Gewerkschafter Roppert zugestan­
den. (Zwischenruf des Abg. Rap per t.) Ja, es ist 
etwas geschehen, ich sage es ja die ganze Zeit. 
(Weitere Zwischenrufe.) 

Meine Damen und Herren! Damit komme ich 
noch einmal zum zentralen Punkt zurück. Kolle­
gin Stoisits hat die Frage der Pragmatisierung an­
geschnitten. Ich weiß, es ist ein beliebtes Thema, 
auf die Pragmatisierung loszugehen. Ich persön­
lich bin anderer Auffassung, ebenso halte ich sie 
auch nicht für das zentrale Problem. 

Das zentrale Problem ist. daß unser öffentli­
cher Dienst so immens unbeweglich ist. Die Auf­
gaben ändern sich. Die einen Verwaltungszweige 
nehmen an Bedeutung zu, andere Verwaltungs­
zweige nehmen an Bedeutung ab. Was uns fehlt, 
ist die Möglichkeit für die Verwaltungsführung -
für die Regierung, für die Ressorts, wenn Sie so 
wollen -, daß die Beamten ökonomisch einge­
setzt werden, daß sie von jenen Bereichen, in de­
nen sie nicht mehr so notwendig sind, dorthin 
"versetzt" werden - ich traue mich das Wort zu 
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sagen -, wo Not am Mann oder Not an der Frau 
ist. 

Dieses völlig unbewegliche Dienstrecht ist das 
Problem. Und die Lösung dieses Problems, Herr 
Staatssekretär, wird auch Ihre Aufgabe sein! Ich 
sage das so eindringlich, weil Sie zum erstenmal 
da sitzen und weil ich meine, daß es wichtig ist, 
daß wir uns am Beginn dieser Legislaturperiode 
diese Dinge in Erinnerung rufen. Ihre Aufgabe 
wird es sein, dafür zu sorgen, daß dieses Dienst­
recht so gestaltet wird, daß die "öffentlichen Hän­
de" diesen großen Apparat - diese vielen Beam­
ten - nicht dann, wenn neue Aufgaben entste­
hen, zusätzlich erweitern müssen, sondern daß 
neue Aufgaben von den vorhandenen personellen 
Ressourcen erledigt werden und daß dort, wo tat­
sächlich Verwaltungszweige an Bedeutung abneh­
men, in einer sozial gerechten Art und Weise ab­
gebaut wird. 

Warum ist das notwendig? - Damit wir den 
budgetären Spielraum schaffen, der uns eine ver­
nünftige Besoldungspolitik ermöglicht. Da gibt es 
viele Mängel. Ich behaupte nicht, daß die öffent­
lich Bediensteten die ärmsten sind, aber es gibt 
viele Ungerechtigkeiten, Strukturprobleme, die 
ich hier jetzt im einzelnen gar nicht anführen 
möchte. 

Der zentrale Punkt ist eine Verwaltungsreform, 
die bei einer größeren Beweglichkeit der öffent­
lich Bediensteten ansetzt. Der im öffentlichen 
Dienst Beschäftigte, der nach der Rechtsordnung 
einen sehr sicheren Arbeitsplatz bekommt, muß 
es sich gefallen lassen, daß er, wenn es darum 
geht, personelle Engpässe zu schließen, sich viel­
leicht etwas "bewegen" muß, vielleicht sogar über 
Ressortgrenzen hinweg, vielleicht sogar von Zen­
tralstellen hinaus in nachgeordnete Dienststellen, 
vielleicht sogar in ein anderes Gebäude. 

Bei diesen Dingen liegen, wie Sie alle wissen, 
die Sie damit in der Praxis zu tun hatten oder zu 
tun haben, die Schwierigkeiten. Eine Gewerk­
schaft, eine Personalvertretung, die auf dem Be­
sitzstand beharrt und die sich von Haus aus ein­
mal querlegt, wenn einmal der eine oder andere 
von da nach dort versetzt werden soll, das ist der 
zentrale Punkt. Das möchte ich dem Herrn 
Staatssekretär sagen, weil der Herr Vizekanzler 
leider nicht da ist, der aber heute hier eigentlich 
sehr wichtig wäre, weil es an sich seine Aufgabe 
ist, die er in der Zukunft hoffentlich besser aus­
führen wird, als er es in den vergangenen zwei 
Jahren getan hat. 

Der Ansatz ist eine Verwaltungsreform, die 
beim Dienstrecht ansetzt und wo am Ende eine 
vernünftige Besoldungsreform steht. die gerech­
ter, verantwortungsentsprechender und vielleicht 
auch leistungsorientierter ist. Das ist das Ziel, das 
wir haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Zu den heute hier zu sanktionierenden Ge­
haltsgesetz-Novellen sagen wir aufgrund dessen, 
daß sie eine merkbare Inflationsabgeltung mit 
sich bringen, ja. (Beifall bei der FPÖ.) /6.47 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Gratzer. 
Ich erteile es ihm .. 

/6.47 

Abgeordneter Gratzer (FPÖ): Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Herr Staatssekretär! Hohes 
Haus! Wie schon Frischenschlager gesagt hat, 
wird die Freiheitliche Partei den Regierungsvor­
lagen zustimmen, da es sich ja einerseits um eine 
Anpassung im Hinblick auf die Einrichtung der 
unabhängigen Verwaltungssenate und auf der an­
deren Seite um eine schon längst fällige Gehalts­
erhöhung für die öffentlich Bediensteten handelt. 

Ich darf gleich auf die Gehaltsverhandlungen 
eingehen: Ich glaube, daß eine Gehaltserhöhung 
für den öffentlichen Dienst nicht nur eine Abgel­
tung der Inflationsrate darstellen sollte, sondern 
eine Gehaltserhöhung soll ja auch Motivation für 
die Beamten im Dienst und natürlich auch für 
diejenigen sein, die gerne in den öffentlichen 
Dienst kommen wollen. 

Aber das Problem liegt ja gerade im vorherr­
schenden Besoldungsschema des öffentlichen 
Dienstes, das weder leistungsorientiert noch 
funktionsgerecht ist. Meine Damen und Herren! 
Ich darf hier ein Beispiel bringen, das so schön 
zeigt. wie bei uns entlohnt wird. Ich möchte hier 
näher auf eine Zulage. und zwar auf die Nach­
richtendienstzulage bei den Heeresnachrichten­
diensten, eingehen. Es gibt dort eine Zulage für 
Zivilbedienstete. Im Nachrichtendienst haben wir 
daher die Besonderheit, daß Unifomierte, die ja 
im Nachrichtendienst im allgemeinen auch in Zi­
vil gehen, und Zivilbedienstete die gleiche Arbeit 
verrichten. aber der Zivilbedienstete bekommt 
die Zivilbedienstetenzulage, die immerhin bis zu 
3 000 S ausmacht. Diese Zulage ist durchaus be­
trächtlich, und es ist gerade für die Uniformierten 
nicht verständlich, daß sie, da sie das gleiche ma­
chen, schlechter entlohnt werden. 

Aber es gibt ja noch andere Unzukömmlichkei­
ten im öffentlichen Dienst, die eben dazu geführt 
haben, daß eine große Frustration unter den Be­
amten herrscht und es mittlerweile auch bei Neu­
aufnahmen zu einer Negativauslese kommt. Neu­
aufnahmen - das wissen Sie sicher - funktionie­
ren ja, seit es die große Koalition gibt, nicht mehr 
so wie früher. Es dauert eine Neuaufnahme er­
fahrungsgemäß zwischen sechs Monaten - da ist 
schon jemand sehr gut, wenn er sechs Monate 
nach dem Ansuchen bei Freiwerden eines Postens 
aufgenommen wird - bis zu einem Jahr und dar­
über. 
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Das hat zur Folge, meine Damen und Herren, 
daß die qualifizierten Arbeitskräfte nicht ein Jahr 
lang warten, bis sie endlich beim Bund angestellt 
werden, und das noch zu einer Bezahlung, die, 
wie Frischenschlager schon ausgeführt hat, wirk­
lich nicht die beste ist. 

Ein Zweites, das mit dieser Negativauslese ein­
hergeht, wurde bisher nicht erwähnt, ist, daß sehr 
viele Beamte und Bedienstete im öffentlichen 
Dienst mittlerweile Nebentätigkeiten, Nebenjobs 
ausüben. Ich könnte hier aus meiner Erfahrung 
- allein aus meiner Abteilung, in der ich früher 
war - berichten, daß fast jeder nebenbei arbeiten 
geht. Man muß sich jetzt die Frage stellen: Ver­
dienen die Leute zuwenig, oder haben sie zuviel 
Zeit? Es wurde hier schon zur Genüge erörtert: 
Das liegt offensichtlich am niedrigen Gehalt. 

Eine weitere Frage muß man sich im Zusam­
menhang mit der Pragmatisierung stellen. Wie 
bitte will man durch eine Pragmatisierung Leute 
an den Staat binden, die nebenbei arbeiten gehen 
und dort mehr verdienen, als sie vom Bund erhal­
ten? 

Ein Problem möchte ich noch im Hinblick auf 
die Gehaltsverhandlungen aufzeigen. Kollege Pil­
ler hat die sozialpartnerschaftlichen Gehaltsver­
handlungen im öffentlichen Dienst als moderne 
Verhandlungsmethode bezeichnet. 

Wie sieht diese sozialpartnerschaftliche Ver­
handlung aus? Es verhandelt die Gewerkschaft 
mit dem Bundeskanzleramt, und zwar die Ge­
werkschaft öffentlicher Dienst. Und jeder, der 
sich schon damit beschäftigt hat, weiß, daß sich 
die Gewerkschaft öffentlicher Dienst nicht demo­
kratisch zusammensetzt. Sie wird nicht von den 
Beamten gewählt, sondern es wird das Wahler­
gebnis der Personalvertretungswahl, die alle vier 
Jahre stattfindet, zahlenmäßig auf die gewerk­
schaftlichen Ausschüsse umgelegt. Bei dieser 
U mlegung der Mandate fallen "rein zufällig" alle 
freiheitlichen und unabhängigen Mandate unter 
den Tisch. Das heißt, die Gewerkschaft öffentli­
cher Dienst ist eine Auf teilung von Rot und 
Schwarz. Sie teilen sich die Mandate, sie teilen 
sich die Macht, und das ist, wie man hört, die 
moderne Verhandlungsmethode der Sozialpart­
ner. Also wir wissen mittlerweile: Moderne So­
zialpartnerschaft ist Rot und Schwarz unter Aus­
schluß all jener, die sich vielleicht sonst noch in 
unserem Staat um Mandate bewerben. 

Es ist vielleicht zahlenmäßig nicht so greifbar, 
aber immerhin sind wir von freiheitlicher Seite 
her bereits in zwei Zentralausschüssen und in 
sehr vielen anderen Ausschüssen vertreten, also 
hätten wir durchaus auch das Recht, in diesen ge­
werkschaftlichen Ausschüssen zu sein bezie­
hungsweise dort unsere Vertretung zu finden. 

Da das aber nicht der Fall ist - und es ist ein 
reiner Akt der Willkür, daß uns dieses demokrati­
sche Recht vorenthalten wird! -, lehnen wir na­
türlich auch diese Verhandlungspartner, wie sie 
sich nennen, als solche ab und sprechen ihnen die 
demokratische Legitimation für Verhandlungen 
im Namen der Beamten ab, die nicht einmal die 
Möglichkeit haben, diese Vertretung, diese Ge­
werkschafter. zu wählen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich darf Sie, Herr Staatssekretär. daher an­
schließend ersuchen, in Hinkunft die vom Gesetz 
her vorgesehene Vertretung, nämlich die gemäß 
Bundes-Personalvertretungsgesetz vorgesehene 
Personalvertretung, die auch für die wirtschaftli­
chen Bereiche der Beamten zu sorgen hat, künftig 
zu Verhandlungen - wenn es um die Gehälter 
oder um andere Anliegen der öffentlich Bedien­
steten geht - einzuladen beziehungsweise dann, 
wenn es nicht so einfach geht, die gesetzlichen 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß diese 
Einladung ermöglicht wird. (Beifall bei der FPÖ.) 
16.55 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu Wort ist 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist daher 
geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter noch das 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen nunmehr zur Ab s tim -
m u n g, die ich über jeden Ausschußantrag ge­
trennt vornehme. 

Zuerst gelangen wir zur Abstimmung über den 
Entwurf betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Gehaltsgesetz und das Richterdienstgesetz ge­
ändert werden, samt Titel und Eingang in 12 der 
Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die­
sen Gesetzentwurf sind, um ein Zeichen der Zu­
stimmung. - Das ist die Mehrheit. Der Antrag ist 
somit angenommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem vor­
liegenden Gesetzentwurf auch in dritter Lesung 
ihre Zustimmung erteilen, um ein diesbezügliches 
Zeichen. - Das ist die Me h r h e i t. Der Ge­
setzentwurf ist somit auch in dritter Lesung a n -
ge no m me n. 

Nunmehr gelangen wir zur Abstimmung über 
den Entwurf betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Vertragsbedienstetengesetz und die Bun­
desforste-Dienstordnung geändert werden, samt 
Titel und Eingang in 13 der Beilagen. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die sich 
für diesen Gesetzentwurf aussprechen, um ein 
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diesbezügliches Zeichen. - Das ist die Mehrheit. 
Angenommen. 

Wir kommen zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem ge­
genständlichen Gesetzentwurf auch in dritter Le­
sung ihre Zustimmung erteilen, um ein bejahen­
des Zeichen. - Das ist die M ehr h e i t. Der 
Gesetzentwurf ist somit auch in dritter Lesung 
a n gen 0 m m e n. 

Ich lasse jetzt über den Entwurf betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Beamten-Dienst­
rechtsgesetz sowie weitere Gesetze aus Anlaß der 
Einrichtung von unabhängigen Verwaltungssena­
ten geändert werden, samt Titel und Eingang in 
30 derBeilagen, abstimmen. 

Ich ersuche jene Mitglieder des Hohen Hauses, 
die hiefür eintreten, ein Zeichen zu geben. - Das 
ist die Mehrheit. Angenommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem vor­
liegenden Gesetzentwurf auch in dritter Lesung 
zustimmen, um ein Zeichen. - Das ist Ein­
hell i g k ei 1. Der Gesetzentwurf ist somit auch 
in dritter Lesung a n gen 0 m m e n. 

9. Punkt: Bericht des Ausschusses für Wissen­
schaft und Forschung über den Antrag 44/ Ader 
Abgeordneten Dr. Brünner, Dr. Stippel, Klara 
Motter und Genossen betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem das Allgemeine Hochschul-Stu­
diengesetz geändert wird (35 der Beilagen) 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Wir gelangen 
nunmehr zum 9. Punkt der Tagesordnung: An­
trag 44/A der Abgeordneten Dr. Brünner, Dr. 
StippeI, Klara Motter und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Hoch­
schul-Studiengesetz geändert wird. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Lu­
kesch. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Dr. Lukeseh: Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich er­
statte den Bericht über den Antrag der Abgeord­
neten Dr. Brünner, Dr. StippeI, Klara Motter und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Allgemeine Hochschul-Studiengesetz in sei­
nem § 21, Absätze 1, 3 und 5 geändert werden 
soll. 

Die beabsichtigte Änderung des AHStG soll die 
studienrechtlichen Voraussetzungen für eine 
Teilnahme unserer Studierenden an den EG-Pro­
grammen ERASMUS und COMETT II schaffen. 

Der Antrag wurde im Ausschuß ausführlich be­
raten, und es kam zu einem stimmeneinhelligen 
Beschluß. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für Wissenschaft und Forschung somit 
den A n t rag, der Nationalrat wolle dem dem 
schriftlichen Ausschußbericht angeschlossenen 
Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
bitte ich Sie, sehr geehrte Frau Präsidentin, die 
Debatte fortzusetzen. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter für seine Ausführungen. 

General- und Spezialdebatte werden unter ei­
nem durchgeführt. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordne­
ter Dr. Brünner. Ich erteile es ihm. 

/6.58 

Abgeordneter Dr. Brünner (ÖVP): Frau Präsi­
dentin! Meine Damen und Herren! Die in Ver­
handlung stehende Novelle zum Allgemeinen 
Hochschul-Studiengesetz ist zwar dem Umfang 
nach schmal. in ihrer praktischen Bedeutung aber 
äußerst weitreichend. Durch sie werden nämlich 
die studienr~chtlichen Voraussetzungen für eine 
Teilnahme Osterreichs an den EG-Programmen 
COMETT 11 und ERASMUS geschaffen, an Pro­
grammen also, die die Mobilität der Studierenden 
und Hochschullehrer fördern wollen, eine Mobi­
lität, welche für die Qualität der universitären Be­
rufsvorbildung unerläßlich ist. 

Österreich ist seit rund einem Jahr gemeinsam 
mit den übrigen EFTA-Staaten Mitglied des EG­
Programms COMETT 11. 

Die Teilnahme am EG-Programm ERASMUS 
hingegen ist noch nicht möglich. Über diese Teil­
nahme wird in diesen Tagen und Wochen in 
Brüssel zwischen EG und EFT A verhandelt. Die 
Verhandlungen sollen im Jänner des nächsten 
Jahres abgeschlossen werden. (Der Präsi­
d e 11 ( übernimmt den Vorsitz,) 

Die Ratifizierung des Teilnahmevertrages ist 
für Mitte des nächsten Jahres geplant, und im Ok­
tober 1991 können aller Voraussicht nach Studie­
rende und Hochschullehrer bereits ihre ERAS­
MUS-Anträge in Brüssel deponieren, zum Bei­
spiel an einer ausländischen Universität zu studie­
ren oder den Erwerb von Fremdsprachen zu for­
cieren oder gemeinsam mit ausländischen Uni­
versitäten Studienprogramme aufzustellen. 

Während über die Teilnahme am 
EG-Programm ERASMUS noch verhandelt wer­
den muß, kann Österreich am EG-Programm 
COMETT bereits seit Jänner des heurigen Jahres 
uneingeschränkt teilnehmen. 
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COMETT ist ein europäisches Aus- und Wei­
terbildungsprogramm mit dem Ziel, die interna­
tionale Zusammenarbeit zwischen Hochschule 
und Wirtschaft im Bereich fortgeschrittener 
Technologien zu fördern sowie ein hochqualifi­
ziertes Arbeitskräftepotential zu entwickeln und 
damit die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen 
Industrie zu verbessern. 

Beispiele für förderungswürdige Hochtechno­
logiebereiche sind die Beschäftigung mit der Erd­
oberfläche oder computerunterstützte Produk­
tion und Fabrikation oder die Informationstech­
nologien, alle diese Bereiche inklusive effektiver 
und effizienter Managementtechniken. 

Das COMETT-Programm läuft vier Jahre, bis 
1994. Es stehen seitens der EG 200 Millionen 
Ecu zur Verfügung. Es wird Aufgabe der Univer­
sitäten und Unternehmen sein, durch hochquali­
fizierte Anträge nicht nur den von Österreich ge­
zahlten Mitgliedsbeitrag zurückzuholen, sondern 
darüber hinaus am Kuchen dieser 200 Millionen 
Ecu zu naschen. 

Trotz knapper Fristen für die EFT A-Staaten in 
der letzten Antragsrunde vom Feber 1990 ist es 
den österreichischen Antragstellern gelungen. ein 
vergleichsweise sehr gutes Ergebnis sowohl bei 
der Zahl der eingereichten Projekte als auch bei 
der Zahl der genehmigten Projekte zu erzielen. 
Mit der Genehmigungsquote von 65 Prozent liegt 
Österreich im Spitzenfeld der teilnehmenden 
Staaten sowohl im EFTA- als auch im EG-Ver­
gleich. 

Ich darf ein paar andere Staaten nennen: Die 
Genehmigungsquote für die Schweiz betrug 
22 Prozent. für Norwegen zirka 54 Prozent und 
für Schweden zirka 60 Prozent. 

Dies läßt die Annahme zu, daß die teilnehmen­
den Einrichtungen, also unsere Universitäten und 
Unternehmen, Beachtliches geleistet haben. Glei­
ches gilt auch für das Büro für eur0l?äische Bil­
dungskooperation im Rahmen des Osterreichi­
schen Akademischen Austauschdienstes. welches 
von Herrn Bundesminister Busek aus dem Wis­
senschaftsministerium ausgegliedert worden ist 
und als effektive Serviceeinrichtung für die Uni­
versitäten bei der Abwicklung der EG-Program­
me tätig ist. 

Wichtig für die weitere Programmabwicklung 
von COMETT in Österreich ist auch die bereits 
erfolgte Errichtung von vier COMETT-Ausbil­
dungspartnerschaften von Universitäten und Un­
ternehmen, die flächendeckend das gesamte Bun­
desgebiet umfassen und damit die notwendige In­
frastruktur für die Umsetzung des Programms in 
Österreich bilden. Über diese Ausbildungspart­
nerschaften wird die grenzüberschreitende Mobi­
lität von Studierenden und Fachpersonal abge-

wickelt, und es werden Aus- und Weiterbildungs­
initiativen für fortgeschrittene Technologieberei­
che geplant und betreut. 

Die Frist für die nächste COMETT-Antrags­
runde wird am 14. Jänner 1991 enden. Das Büro 
für europäische Bildungskooperation und die vier 
österreichischen Ausbildungspartnerschaften -
Danube, Südösterreich, CA TT und A TT AC -
wie Sie sehen, hat das Abkürzungs-Akronymfie­
ber der EG auch bereits auf Österreich überge­
griffen -. also dieses Büro und die vier Ausbil­
dungspartnerschaften haben gemeinsam mit Uni­
versitäten, Unternehmen und außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen auch für die nächste 
Antragsrunde beste Arbeit geleistet. 

Für ganz Österreich ist mit folgenden Projek­
ten zu rechnen: 50 österreichische Studierende 
möchten in ausländischen Unternehmungen ein 
Betriebspraktikum absolvieren, und ebenso viele 
ausländische Studierende wollen nach Österreich 
kommen. um in österreichischen Unternehmen 
zu praktizieren. Drei bis fünf Wissenschafter und 
Wissenschafterinnen werden, von der Universität 
oder von einem Unternehmen kommend, grenz­
überschreitend im jeweils anderen Bereich For­
schungen betreiben. Und zwischen 16 und 20 An­
träge betreffen Vorhaben von Universitäten, Un­
ternehmen und außeruniversitären Forschungs­
einrichtungen, grenzüberschreitend und als Joint­
Venture-Aktionen Aus- und Weiterbildungsver­
anstaltungen im Hochtechnologiebereich durch­
zuführen. 

Alles in allem rund 70 Projekte, und ich habe 
die Hoffnung, daß sie so gut sind, daß wiederum 
ein großer Prozentsatz dieser in Brüssel einge­
reichten Projekte auch genehmigt werden wird. 

Mit der in Verhandlung stehenden Novelle zum 
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetz trägt der 
Gesetzgeber nicht nur dazu bei, die Mobilität von 
Studierenden zu erleichtern, sondern er erfüllt 
damit auch Artikel 10 des COMETT-Vertrages 
zwischen der EG und Österreich. Dieser Artikel 
legt fest, daß sich die Vertragsparteien bemühen 
werden, die Freizügigkeit und den Aufenthalt von 
Studierenden und Personal im jeweiligen Ver­
tragsland zu erleichtern. 

Die geplante AHStG-Novelle ändert das gelten­
de Studien recht in dreifacher Weise: Erstens 
kann das zuständige Organ der Universität, also 
insbesondere die Studienkommission, die An­
rechnung von Studien und die Anerkennung von 
Prüfungen im Rahmen bestimmter ausländischer 
ordentlicher Studien, insbesondere im Rahmen 
universitärer Partnerschaften, nicht nur im Ein­
zelfall, sondern auch generell - das heißt im vor­
hinein - festlegen. Der Verweis auf Universitäts­
partnerschaften ist deshalb wichtig, da bei ERAS­
MUS vor allem solche Studierende gefördert wer-
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den, die einen Auslandsaufenthalt im Rahmen ei­
nes Hochschulkooperationsprogramms absolvie­
ren. 

Die Festlegung der Anerkennung im vorhinein 
ist Voraussetzung dafür, daß wir an den EG-Bil­
dungsprogrammen überhaupt teilnehmen kön­
nen. Diese Festlegung der Anerkennung im vor­
hinein wird auch für Hochschullehrgänge für hö­
here Studien sowie für wissenschaftliche Tätigkeit 
in außeruniversitären Forschungseinrichtungen 
und in Betrieben - gemeint sind hier insbesonde­
re Betriebspraktika für Studierende - möglich 
sein. Dabei ist es unerheblich, ob der Hochschul­
lehrgang oder das Unternehmen seinen Sitz im 
Inland oder im Ausland hat. 

Zweitens: Hochschullehrgänge für höhere Stu­
dien oder die wissenschaftliche Tätigkeit in Be­
trieben und außeruniversitären Forschungsein­
richtungen können in Zukunft nicht so wie bisher 
nur für Doktoratsstudien angerechnet werden 
(Abg. Hai ger m 0 s er: Wo ist der Minister?). 
sondern für jedes ordentliche Studium, also auch 
für Diplomstudien. IAbg. Dr. K ho (: Das ist ein 
lnitiativafllrag der Abgeordneten. da brauchen wir 
keinen Minister.' - Weitere Zwischenrufe.) 

Auch diese Ausweitung der Anrechnung ist 
Voraussetzung für die Teilnahme an den EG-Pro­
grammen. Die schon genannten Anträge der 
50 Studierenden für die Jänner-Antragsrunde im 
Programm COMETT betreffen im großen und 
ganzen daher auch nur Diplomstudien. 

FesthaIten möchte ich, daß § 21 Abs. 3 AHStG 
in der vorgeschlagenen Fassung ... Hier ist der 
Herr Minister, bitte. (Beifall bei ÖVP und FPÖ 
sowie bei Abgeordneten der SPÖ.) Die Wortmel­
dungen der heutigen Plenarsitzung gehen so 
schnell, daß sogar der Herr Minister ... (Bundes­
minister Dr. B II S e k: Verkehr.' - Heiterkeit) ... 
die Redezeit unterschätzt. (Anhaltende Heiterkeit 
und Zwischenrufe.) 

Präsident: Ich bitte den Herrn Redner, fortzu­
fahren. 

Abgeordneter Or. Brünner (fortsetzend): Mei­
ne Damen und Herren! Festhalten möchte ich, 
daß § 21 Abs. 3 AHStG in der vorgeschlagenen 
Fassung nicht in Widerspruch zu § 18 Abs. 5 
AHStG steht - es hat nämlich eine diesbezügli­
che Diskussion gegeben. Letzterer Paragraph de­
finiert die Hochschullehrgänge für höhere Stu­
dien dahin gehend. daß sie über die ordentlichen 
Studien hinhaus der Weiterbildung zu dienen ha­
ben. Die Wortfolge "über die ordentlichen Stu­
dien hinaus" ist nämlich in Verbindung mit § 21 
Abs. 3 AHStG in der bisher geltenden Fassung so 
zu lesen, daß Hochschullehrgänge für höhere 
Studien zwar auf hohem Niveau anzubieten sind, 
aber nicht erst nach Abschluß eines ordentlichen 

Studiums angeboten werden müssen, sondern an­
rechenbar auch außerhalb ordentlicher Studien 
angeboten werden können. Und zu den ordentli­
chen Studien zählt § 13 AHStG übrigens Diplom­
studien und Doktoratsstudien, was die vorhin 
vorgenommene Interpretation erhärtet, Herr 
Kollege Seel. 

Drittens stärkt die geplante Novelle zum 
AHStG die Universitätsautonomie. Anrech­
nungsbehörde in den Fällen des § 21 Abs. 3 
AHStG, also in den Fällen, auf die ich vorhin Be­
zug genommen habe, ist nicht mehr so wie bisher 
der Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung, sondern Anrechnungsbehörden sind die 
zuständigen Organe der Universität, das heißt 
insbesondere die Studien- und die Prüfungskom­
missionen. 

Abschließend möchte ich festhalten, daß diese 
der Mobilität dienenden Anrechnungsmöglich­
keiten selbstverständlich nicht nur für Studien 
und Betriebspraktika gelten, die in den EG- und 
EFTA-Ländern absolviert werden. Sie gelten 
selbstverständlich für alle Länder der Welt. Im 
besonderen möchte ich in diesem Zusammen­
hang noch kurz auf das EG-Programm TEMPUS 
verweisen. 

TEMPUS ist ein Programm der EQ, das die 
Zusammenarbeit mit Ungarn, mit der CSFR, mit 
Polen, mit Jugoslawien und mit Bulgarien im 
Hochschulbereich fördern soll. Es handelt sich 
dabei um ein Parallelprogramm der EG zu den 
bestehenden EG-Programmen COMETT und 
ERASMUS mit dem Ziel. die besonderen Ausbil­
dungsbedürfnisse Mittel- und Oste uropas zu dek­
ken und somit die wirtschaftlichen Refonnpro­
zesse dort zu beschleunigen. Die Themenbereiche 
des TEMPUS-Programms sind Management und 
Betriebswirtschaft. angewandte Ökonomie, ange­
wandte Naturwissenschaften, lebende europäi­
sche Sprachen, Umweltschutz und Sozial- LInd 
Wirtschaftswissenschaften. Ich zähle das deswe­
gen so im Detail auf, um klarzustellen, daß diese 
EG-Bildungsprogramme nicht nur im Hochtech­
nologiebereich angesiedelt sind, sondern sehr 
wohl auch im Bereich der Human-, Sozial- LInd 
Wirtschaftswissenschaften. 

Auch am TEMPUS-Programm kann Öster­
reich seit l. Juli 1990 teilnehmen. Freilich kön­
nen keine Förderungen der EG in Anspruch ge­
nommen werden, sondern die finanziellen Mittel 
für dieses Programm sind im eigenen Land aufzu­
bringen. Als Förderungsinstrument hat das Wis­
senschaftsministerium bereits das sogenannte 
Ostbudget zur Verfügung gestellt. 

Die österreichischen Universitäten haben für 
das Programm TEMPUS zwölf Projekte einge­
reicht. Unter Berücksichtigung der Antragsteller 
aus dem außeruniversitären Bereich werden wir 
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zirka 30 Anträge für gemeinsame ost-west-euro­
päische Projekte stellen. Mit dieser Zahl liegt 
Österreich nach den USA an zweiter Stelle auf 
der Liste der TEMPUS-Antragsteller. Auch dies 
ist eine Leistung unserer Universitäten und U n­
ternehmen, die sich sehen lassen kann und die 
den Gesetzgeber verpflichtet, leistungshemmende 
Barrieren, wie zum Beispiel enge studienrechtli­
che Anrechnungsbestimmungen, zu beseitigen. 

Ich freue mich, daß dieses Anliegen einstimmi­
ge Zustimmung im Wissenschaftsausschuß gefun­
den hat. Und es war mir wichtig - vor allem an­
gesichts der Kritik, denen die Universitäten da 
und dort und teilweise nicht ganz zu Unrecht un­
terliegen -, auch einmal auf die Leistungen und 
Fähigkeiten der Universitäten zur Kooperation 
mit außeruniversitärer Wissenschaft, Gesellschaft 
und Wirtschaft hingewiesen zu haben. - Danke 
schön. (Beifall bei Ö VP und FPÖ lind bei Abge­
ordneten der SPÖ.) 17.13 

Präsident: Als nächster gelangt Herr Abgeord­
neter Dr. Lothar Müller zu Wort. Ich erteile es 
ihm. 

/7.13 
Abgeordneter Dr. Müller (SPÖ): Sehr geehrter 

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine Da­
men und Herren! Der Herr Bundesminister wur­
de ja sehnlichst erwartet. Ich bitte ihn, unser in­
formelles Kriterium für zu spät kommende Mini­
ster zur Kenntnis zu nehmen: daß nämlich das 
Bundesland, das als nächstes zum Reden dran­
kommt, eine besondere Fördertätigkeit im Rah­
men des nächstjährigen Budgets zu erfahren hat. 
Ich danke Ihnen vielmals. (Bundesminister Dr. 
Bus e k: Das ist die Steiermark.') Nein. das war 
ich, von Tiro!. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch 
ich darf nach den eingehenden und fast kritiklos 
zur Kenntnis genommenen Äußerungen meines 
Vorredners - ich habe gesagt: fast kritiklos, Herr 
Kollege Brünner - einige Anmerkungen zu die­
ser AHStG-Novelle in aller Kürze machen. Ich 
möchte diese Stellungnahme, meine sehr geehr­
ten Damen und Herren, nicht nur als Mitglied des 
Wissenschaftsausschusses oder des Rates für 
Technikentwicklung machen, sondern ganz be­
wußt als Tiroler Abgeordneter, und zwar kom­
mend aus einem Land, in dem aufgrund der Tran­
siterfahrung natürlich eine besonders kritische 
Einstellung zur EG und naturgemäß auch zu Ko­
operationen mit der EG herrscht. Ich glaube, wir 
sollten auch diesen Punkt im Rahmen des beson­
deren Abwägens aller Vor- und Nachteile be­
trachten. 

Wenn ich die Teilnahme am Programm CO­
METT II auf der einen Seite und die mögliche 
Teilnahme am Programm ERASMUS oder an an­
deren Programmen auf der anderen Seite herneh-

me, dann muß ich diese Sache auf die Vorteilssei­
te dieser Kooperation buchen. Was wollen diese 
Programme? Ich sage es nur in Stichworten, da 
mein Vorredner schon auf die Details eingegan­
gen ist. Sie wollen die Zusammenarbeit Hoch­
schule - Wirtschaft, Aus- und Weiterbildung be­
sonders im Bereich der fortgeschrittenen Techno­
logie, Förderung der Mobilität, Bildung von 
grenzüberschreitendem sektor- und regionbezo­
genen Netzen - meine Damen und Herren von 
den Grünen, das ist an Ihre Adresse gerichtet -
und die Hebung beziehungsweise die Deckung 
des Qualifikationsbedarfes. Ich glaube, ohne auf 
Stichworte oder Schlagworte hineinzufallen, das 
sind positive Ansätze, die zu begrüßen sind. 

Da wir aber mitmachen werden, sollten wir, 
sehr geehrter Herr Bundesminister, zwei Umstän­
de bedenken. Auch das in aller Kürze. 

Auch diese Programme haben so wie alles auf 
dieser Welt eine Diskrepanz zwischen Theorie 
und Praxis. Da ich darauf eingehe, möchte ich 
mich auf das Amtsblatt der EG vom 10. Dezem­
ber beziehen. Da hat es eine Anfrage an die EG­
Kommission betreffend die Bilanz des ERAS­
MUS-Programms gegeben, also jenes Programms, 
um das wir noch verhandeln. Da ist folgendes kri­
tisch festgestellt worden: Erstens das Fehlen von 
Folgeinvestitionen seitens der betroffenen Insti­
tutionen und Verbände. Konkret gesagt heißt das: 
Wir haben zwar Leute hingeschickt, aber nach­
her, nachdem die Leute zurückgekommen sind, 
nichts mehr damit gemacht. Zweitens eine Un­
ausgewogenheit bei den Stipendien, und zwar so­
wohl nach regionalen als auch nach sozialen Ge­
sichtspunkten. Ich glaube, wir sollten uns diese 
Sache schon etwas näher anschauen, besonders in 
Anbetracht der Antwort der EG-Kommission, die 
in der Tat gesagt hat, daß das Stipendium nicht 
ausreicht, um alle Mobilitätskosten zu decken, 
und daß auch Zuschüsse von seiten der Mitglied­
staaten oder Teilnehmerstaaten und der Regionen 
notwendig sind. 

Zweites Detail: Wir dürfen die Aus- und Wei­
terbildung nicht nur nach betriebswirtschaftli­
chen und technologischen Kriterien ausrichten. 
Wir sollten diese Möglichkeit zur Zusammenar­
beit auch interdisziplinär, auch interkulturell und 
mit dem Anspruch akademischer Analyse- und 
Kritikfähigkeit betrachten. Das heißt, wir müßten 
auch im eigenen Lande für die Teilnehmer die 
Angebote entsprechend ausrichten. Es sind ja 
nicht nur vier, wie gerade gesagt worden ist, son­
dern mittlerweile schon fünf solche Partnerschaf­
ten - also eine fünfte noch dazu - errichtet wor­
den. Wir sollten, glaube ich, entsprechende Ange­
bote machen, damit nicht der erste Kritikpunkt 
bezüglich der EG-Kommission hier zum Tragen 
kommt. 
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Darf ich zum Abschluß etwas in innerösterrei­
chiseher Richtung, konkret zu meinem Vorred­
ner, sagen. Es gibt - das wird noch öfter ein 
Streitpunkt sein - eine gewisse Tendenz, ein or­
dentliches Studium durch Anrechenbarkeit ver­
schiedenster Kurse, Lehrgänge und so weiter zu 
verwässern. Gleichzeitig werden damit natürlich 
jene Prinzipien verwässert, die heute bei der Re­
gierungserklärung gesagt wurden, nämlich die 
Kosten des Studiums, der freie Zugang zu den 
Universitäten und so weiter, die erwischt es na­
türlich ebenso damit. 

Ich möchte wirklich mit der Ankündigung der 
Zustimmung meiner Fraktion zur gegenständli­
chen Novelle deponieren, daß diese Novelle na­
türlich das sein muß, wozu sie gedacht ist, näm­
lich zur Ermöglichung der Teilnahme Österreichs 
an COMETT H, später an ERASMUS oder an 
anderen internationalen Programmen. Wir fän­
den es bedenklich, sie generell und auf kaltem 
Umweg auf das gesamte österreich ische Studien­
recht umzulegen. - Ich danke Ihnen vielmals. 
(Beifall bei der SPÖ.) J7.19 

Präsident: Nächste Rednerin ist Frau Abgeord­
nete Klara Motter. Sie hat das Wort. 

j 7./9 
Abgeordnete Klara Mütter (FPÖ): Herr Präsi­

dent! Herr Minister! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Nach den ausführlichen Reden mei­
ner Vorredner darf ich mich ganz kurz auf den 
Antrag beschränken und Sie unserer Zustim­
mung versichern. 

Wenn die vor uns liegende AHStG-Novelle 
auch klein ist, so ist sie doch an Bedeutung nicht 
zu unterschätzen. Wir gehen nämlich damit einen 
weiteren bedeutenden Schritt in Richtung mehr 
Mobilität innerhalb Europas. Unserem System 
und vielleicht auch manches Mal unserer Mentali­
tät ist ja mangelnde Beweglichkeit nicht immer 
eigen. Es drückt sich natürlich auch in den gesetz­
lichen Bestimmungen aus. Mit dieser Bestim­
mung zeigen wir aber Mobilität. 

Der Blick auf einen gemeinsamen europäischen 
Weg macht es daher notwendig, hier die Schran­
ken abzubauen, um motivationsfördernde Maß­
nahmen zu setzen. Der gemeinsame Antrag bein­
haltet daher die Möglichkeit der Anrechenbarkeit 
einer praktischen Ausbildung oder diverser Stu­
dien im Ausland. 

Im Rahmen der Programme COMETT II und 
ERASMUS ist vorgesehen, die Zusammenarbeit 
zwischen Hochschulen und Wirtschaft im Bereich 
der Aus- und Weiterbildung auf dem Gebiet der 
Technologie zu verbessern beziehungsweise die 
Mobilität der Studierenden zu fördern. 

Die derzeitige Mobilität der Studierenden ist 
eher ein trauriges Kapitel, wie wir alle hier wis-

sen. Die Studenten sind nicht bereit, diese Aus­
tauschprogramme anzunehmen. Ich hoffe, das 
wird sich auch bessern. 

Wir müssen daher alles unternehmen, Interna­
tionalisierung nicht nur durch die Verpflichtung 
hochrangiger ausländischer Persönlichkeiten zu 
erreichen, sondern auch durch die Öffnung von 
Möglichkeiten, für inländische Studenten und 
Lehrende Erfahrungen der heimischen Universi­
täten nutzbar zu machen. 

Darf ich. sehr geehrter Herr Bundesminister, in 
diesem Zusammenhang auch eine Bitte an Sie 
richten, nämlich, daß auch die dienstrechtlichen 
Schranken für die Hochschullehrer möglichst 
bald abgebaut werden. Es werden immer wieder 
berechtigte Klagen laut, daß es vor allem die dar­
aus entstehenden Nachteile dienstrechtlicher Art 
sind, die die Bereitschaft zu wissenschaftlichen 
Tätigkeiten im Ausland einschränken. 

Ich glaube. meine Damen und Herren, daß un­
sere Bemühungen im Interesse des europäischen 
Gedankens auch in diese Richtung gehen sollten. 

In diesem Sinne ein Wort an den Herrn Kolle­
gen Dr. See!. Es wird uns wissenschaftlich und 
forschungspolitisch nicht weiterbringen, wenn 
wir halbe Schritte setzen beziehungsweise neue 
Barrieren einbauen. 

Ich hoffe daher abschließend, daß diese neuen 
Bestimmungen, die einstimmig im Ausschuß be­
schlossen wurden, auch entsprechend weitblik­
kend ausge.~egt und angenommen werd~.n. (Beifall 
bei der FPO und bei Abgeordneten der OVP.) /7.22 

Präsident: Ein rekordverdächtiges Tempo der 
Redner. 

Als nächster gelangt der Abgeordnete Dr. 
Höchtl zu Wort. 

17.2::' 
Abgeordneter Dr. Höchtl (ÖVP): Herr Präsi­

dent! Herr Bundesminister! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Wir haben durch meinen 
Kollegen Dr. Brünner bereits angekündigt, daß 
wir sehr froh sind, daß hier eine Einigung aller 
Fraktionen erfolgte, dieser vorliegenden parla­
mentarischen Initiative zuzustimmen. 

Ich glaube, wir haben in den letzten Jahren er­
lebt, welche Bedeutung derartige Programme, 
wissenschaftliche Programme, Forschungspro­
gramme, die seitens der EG initiiert worden sind, 
für Österreich haben. Wenn wir alleine das Jahr 
1990 hernehmen, wo die Beteiligung an den ver­
schiedensten Programmen rund 300 Millionen 
Schilling ausmacht, und wenn wir wissen, wie vie­
le Betriebe, wie viele Institutionen, wie viele For­
schungs- und Wissenschaftseinrichtungen hier 
teilnehmen können, können wir nur sagen, diese 
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heutige kleine, aber substantiell wichtige Novelle 
bringt uns wieder einen Schritt weiter in der Aus­
nützung der Möglichkeiten für viele junge Öster­
reicher. an diesen internationalen Programmen 
der EG teilzunehmen. 

Deswegen möche ich nochmals untermauern, 
wir sollen alles tun, diese Kooperation zu intensi­
vieren, Schranken, die vorhanden sind, niederzu­
reißen, denn das ist ein wesentlicher Schritt für 
die Zukunft unserer Studenten. für die Wirt­
schaft. für die Forschungs- und wissenschaftli­
chen Institutionen. 

Ich möchte nochmals sagen, wir sind froh, daß 
alle vier Fraktionen zustimmen. Wir hoffen nur, 
daß möglichst viele Studenten tatsächlich von die­
sen Möglichkeiten auch in Hinkunft Gebrauch 
machen. Es ist durchaus sinnvoll, daß nicht nur 
für Doktoratsstudien diese Anrechnungsmöglich­
keiten bestehen, sondern hier soll eine große Öff­
nung ermöglicht werden. In diesem Sinne, glaube 
ich. ist es ein guter Schritt, den .. wir heute ge!!1ein­
sam beschließen. (Beifa/( bei OVP und SPO lind 
bei Abgeordnelen der FPO.) 17.:25 

Präsident: Ich danke dem Abgeordneten 
Höchtl. 

Zum Wort gelangt der Herr Bundesminister. 

17.~5 
Bundesminister für Wissenschaft und For-

schung Dr. Busek: Meine Damen und Herren! 
Verbunden mit dem Dank für die Zustimmung 
von allen Fraktionen zu dieser dringlichen Novel­
lierung. möchte ich nur ganz kurz zwei Bemer­
kungen zu aufgeworfenen Fragen machen. 

Das Interesse der Studenten an solchen Pro­
grammen ist äußerst groß. Das Problem. das wir 
haben, ist die Ausstattung, nämlich die Studenten 
in die Möglichkeit zu versetzen, daran teilzuha­
ben. weil damit, insbesondere wenn es sich um 
Hochpreisländer handelt, beträchtliche Kosten 
verbunden sind. 

Ein Studierender, der heute etwa nach Amerika 
geht, kostet dem österreichischen Staat etwa zwi­
schen 270 000 und 600 000 S. Das liegt an den 
beträchtlichen tuitions, die zu zahlen sind. Das ist 
sicher kein EG-Programm, aber es ist bei anderen 
Ländern ebenso. Und zunehmend tritt auch das 
Problem auf, daß westeuropäische Länder von 
sich aus ihre eigenen Studenten nicht mehr dabei 
unterstützen, nach Österreich zu gehen, wir com­
pensando ausländischen Studenten also finanziel­
le Mittel anbieten müssen, um Plätze für österrei­
chische Studenten an ausländischen Universitäten 
zu eröffnen. Das ist ein großes Problem. mit dem 
wir uns mehr und mehr zu konfrontieren haben. 

Hinsichtlich der Bemerkung der Frau Abge­
ordneten Motter bezüglich des Dienstrechtes -

die ich übrigens dankbar aufnehme - sei nur be­
merkt. daß das österreichische Dienstrecht von 
einer anderen Annahme ausgeht, nämlich von 
der, daß jemand, wenn er im Ausland beschäftigt 
ist, keine Bezüge aus Österreich braucht. 

Ich bekämpfe diese Ansicht der Dienstrechtsex­
perten, weil aus der gegebenen Situation. die ich 
bereits schildern durfte, es notwendig ist, infolge 
der Verpflichtung der Aufrechterhaltung von 
Haushalt, des Erhalts von Familienmitgliedern 
oder ähnliches weiterzuzahlen, wir additiv noch 
Geld dazuzugeben haben, damit dies überhaupt 
möglich ist. 

Ich bemühe mich hier sehr. Nur, die gesamte 
Konstruktion des Dienstrechtes, das ja nicht sin­
gulär allein für Hochschullehrer gilt, ist noch auf 
diese alte Überlegung abgestellt. Wenn jemand 
wo beschäftigt ist, woanders als beim Bund, dann 
hat er karenziert zu werden - bei Entfall der 
Bezüge. 

Ich danke Ihnen hier sehr für das Verständnis. 
Es ist verständlich, daß andere Gruppen des öf­
fentlichen Dienstes solche Sonderregelungen 
nicht sehr gerne sehen. Diese ergeben sich aber 
aus der Situation, die wir in der internationalen 
Entwicklung der Universitäten zu registrieren ha­
ben. (BeifaLL bei ÖVP, SPÖ wut FPÖ.) 1727 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr gemel­
det. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein Schluß­
wort? - Wünscht kein Schlußwort. 

Wir kommen daher zur A b s tim m u n g 
über den Gesetzentwurf samt Titel und Eingang 
in 35 der Beilagen. 

Abänderungsanträge liegen keine vor. Ich ersu­
che jene Damen und Herren, die für diesen Ge­
setzentwurf sind, um ein Zeichen der Zustim­
mung. - Das ist einstimmig angenommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem vor­
liegenden Gesetzentwurf auch in dritter Lesung 
ihre Zustimmung erteilen, um ein diesbezügliches 
Zeichen. - Das ist nunmehr gleichfalls ein­
s tim m i g a n gen 0 m m e n in dritter Le­
sung. 

10. Punkt: Bericht des Landesverteidigungsaus­
schusses über den Antrag 47/A der Abgeordne­
ten Roppert, Kraft, Moser und Genossen betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Heeresge­
bührengesetz 1985 geändert wird (27 der Beila­
gen) 

Präsident: Wir gelangen zum 10. Punkt der 
Tagesordnung: Antrag 47/A der Abgeordneten 
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Roppert, Kraft, Moser und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Heeresgebühren­
gesetz geändert wird. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete lng. 
Tychtl. Ich bitte ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Ing. Tychtl: Ich bringe den Be­
richt des Landesverteidigungsausschusses über 
den Antrag der Abgeordneten Roppert, Kraft, 
Moser und Genossen betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem das Heeresgebührengesetz 1985 ge­
ändert wird (47/A). 

Die Abgeordneten Roppert, Kraft. Moser und 
Genossen haben den gegenständlichen Initiativ­
antrag am 12. Dezember 1990 im Nationalrat ein­
gebracht. 

Der Landesverteidigungsausschuß hat den ge­
genständlichen Initiativantrag in seiner Sitzung 
vom 13. Dezember 1990 in Verhandlung gezo­
gen. 

Bei der Abstimmung wurde der im gegenständ­
lichen Antrag enthaltene Gesetzentwurf mit 
Stimmenmehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Lan­
desverteidigungsausschuß somit den An t rag, 
der Nationalrat wolle dem dem Ausschußbericht 
angeschlossenen Gesetzentwurf die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Herr Präsident! Falls Wortmeldungen vorlie­
gen, bitte ich, in die Debatte einzutreten. 

Präsident: Danke, Herr Berichterstatter. 

General- und Spezialdebatte werden unter ei­
nem durchgeführt. 

Zum Wort gelangt als erster der Abgeordnete 
Roppert. Ich erteile es ihm. 

I7.3IJ 
Abgeordneter Roppert (SPÖ): Herr Präsident! 

Herr Bundesminister! Meine Damen und Herren! 
Hohes Haus! Die österreichische Bundesregie­
rung hat aufgrund einer ernsten Situation - der 
Anlaßfall wurde hier ja schon des öfteren disku­
tiert - den Beschluß gefaßt, daß zur Unterstüt­
zung der Exekutive und der zivilen Behörden das 
österreichische Bundesheer gemäß § 2 Wehrge­
setz zum Assistenzeinsatz an der österreichisch­
ungarischen Grenze herangezogen wird. 

Diese Aktion, meine Damen und Herren, die 
nun über mehrere Wochen läuft, findet bei der 
Bevölkerung großteils Zustimmung, vor allem bei 
jenen Menschen, die in unmittelbarer Grenznähe 
leben und daher die Anwesenheit des österreichi­
schen Bundesheeres in dieser Frage auch direkt 
zu schätzen wissen. 

Meine Damen und Herren! So erfreulich die 
Akzeptanz ist, die dem Bundesheer hier entge­
genschlägt, so notwendig war es hier, eine Novel­
lierung des Heeresgebührengesetzes vorzuneh­
men. Wir finden nämlich mehrere Kategorien 
von Soldaten im Grenzeinsatz; mindestens drei 
Kategorien. 

Zuerst ist da einmal der Grundwehrdiener, in 
der Folge sind da die beamteten Heeresangehöri­
gen zu nennen, wenn Sie wollen, auch noch Ver­
tragsbedienstete, und schließlich sind da - und 
das ist der Anlaßfall für unsere heutige Debatte 
- die Zeitsoldaten. 

Während die beamteten Heeresangehörigen die 
Mehrleistungen, die unbestritten sind, über den 
Weg der Überstundenabgeltung auch tatsächlich 
finanziell konsumieren können, gibt es bekannt­
lich diese Möglichkeit für Zeitsoldaten nicht. 
Denn aufgrund dessen, daß Zeitsoldaten außeror­
dentlichen Präsenzdienst leisten, ist in ihrer Mo­
natsprämie eine bestimmte Anzahl von Überstun­
den als Abgeltung schon enthalten, darüber hin­
aus wäre lediglich Zeitausgleich als Möglichkeit 
für sie vorgesehen. 

Nun ist es aber in der Realität so, daß diese 
Zeitsoldaten in der Regel als Ausbildner mit ihren 
Grundwehrdienern gemeinsam in den Grenzein­
satz gehen und folglich nach dem Turnus, der in 
der Regel fünf oder acht Wochen umfaßt, gar 
nicht den Zeitausgleich konsumieren können, 
weil sie unmittelbar nach dem Einsatz für die wei­
tere Ausbildung der ihnen anvertrauten Grund­
wehrdiener im Dienst sein müssen. 

Das heißt, es hat sich hier bei dieser Art Einsatz 
gezeigt, daß, wie bei anderen Fällen auch, die 
Zeitsoldaten der Kuli im österreichischen Bun­
desheer sind. 

Der gemeinsame Antrag SPÖ, ÖVP und FPÖ 
setzt bei diesen Überlegungen an, geschätzte Da­
men und Herren, und novelliert unter anderem 
das Heeresgebührengesetz, § 5, allerdings im en­
gen Zusammenhang mit den von mir schon ange­
sprochenen Wehrgesetzabschnitten § 2, Einsatz, 
Assistenzleistung und auch Katastrophenhilfe. Es 
gab langwierige Beratungen und sehr schwierige 
Verhandlungen auch mit dem Bundesministeri­
um für Finanzen, und bei der Gelegenheit möch­
te ich für meine Fraktion den Dank dafür aus­
sprechen, daß, obwohl es sehr schwierig war, in 
letzter Minute praktisch hier ein Antrag einge­
bracht wurde und heute hier verhandelt wurde, 
sodaß es hier doch noch zu einer Lösung gekom­
men ist. Allerdings sieht diese Lösung so aus, daß 
sich diese Entschädigungserhöhungen, die wir 
hoffentlich einheitlich hier beschließen können, 
lediglich auf diesen § 2 b Wehrgesetz beziehen, 
nämlich beschränkend auf die Assistenzleistung. 
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Es wird dazu kommen, daß der Grundwehrdie­
ner eine Erhöhung des Taggeldes auf 80 S zuge­
standen bekommt und daß die Prämie für Zeit­
soldaten gestaffelt nach Chargen, Unteroffizieren 
und Offizieren eine zusätzliche und steuerfreie 
Erhöhung zwischen 8 000 Sund 10 800 S monat­
lich erfährt. 

Nachdem wir es mit einem rückwirkenden In­
krafttreten dieser Novelle zum Heeresgebühren­
gesetz 1985 zu tun haben und hiefür der l. Sep­
tember vorgesehen ist, haben wir im Landesver­
teidigungsausschuß zusätzlich eine Textierung 
vorgenommen, die folgendermaßen aussieht: 
Wenn bisher aus dem Anlaß ,.Vergütung von 
Mehrleistungen" an diesen Personenkreis bereits 
Mittel angewiesen worden sind - und es ist mir 
bekannt, daß Herr Bundesminister Lichal noch 
Mitte Oktober unter dem Titel "Soziale Beihilfe" 
Gelder zur Anweisung gebracht hat -. dann sind 
diese Beträge natürlich in die nun in Kraft treten­
de Prämienerhöhung miteinzubeziehen. 

Geschätzte Damen und Herren! Was wir heute 
zu lösen versuchen - und größtenteils dürfte das 
auch gelingen -, ist nur eine partielle Frage in 
der Gesamtproblematik Zeitsoldat. Die Entwick­
lung des Zeitsoldaten allein in diesem Jahr nimmt 
dramatische Formen an. Es braucht sich nie­
mand, weder in den Parteien noch hier oder in 
Ausschüssen, den Kopf allzusehr über Reformen 
innerhalb des Bundesheeres, vor allem in Ausbil­
dungsfragen, weiterhin zu zerbrechen, wenn 
nicht dieser dramatischen Entwicklung beim Ab­
gang der Zeitsoldaten Einhalt geboten wird. 

Nur einige kurze Ausblicke zu dieser so ernsten 
Frage. Seit Jahresbeginn 1990 bis - die letzten 
Zahlen liegen vom November vor - November 
hat sich zum Beispiel der Stand der Wehrmänner 
im Zeitsoldatenstand halbiert. Und unter Berück­
sichtigung, daß möglicherweise hier vom Wehr­
mann über den Gefreiten, Korporal, Zugsführer, 
Wachtmeister Aufstiegschancen wahrgenommen 
sind, unter Berücksichtigung dieses Umstandes 
also halten wir fest, daß zum Beispiel auch bei 
den Gefreiten seit Jahresbeginn ein Minus von 
480 Zeitsoldaten festzustellen ist, daß sich diese 
Abgänge weiter fortpflanzen auch über den Kor­
poral, über den Zugsführer - immerhin noch ein 
Minus von 278 gegenüber Jänner - und schließ­
lich auch beim Wachtmeister ein Minus von 334 
zu verzeichnen ist. 

Das heißt, wenn diese Frage nicht zufrieden­
stellend gelöst wird, sodaß der Sog aus der Wirt­
schaft, aber auch das Abwandern der Zeitsoldaten 
aus dem Grund, weil sie im Heer - das höre ich 
immer wieder bei Diskussionen - zuwenig Aner­
kennung ihrer Arbeit finden, anhält, dann sind 
viele Überlegungen in Ausbildungsfragen obsolet, 
denn ohne diesen Zeitsoldatenstand, der meines 
Erachtens schon jetzt die Untergrenze erreicht 

hat, wird eine gedeihliche und effektive Ausbil­
dung im Heer kaum möglich sein. 

Geschätzte Damen und Herren! Abschließend 
nur noch eine Zahl. die das verdeutlichen soll: 
Hatten wir zu Jahresbeginn noch 8 242 Zeitsol­
daten beim österreichischen Bundesheer in Ver­
wendung, so waren es Ende November nur mehr 
7 396, um 846 weniger, und wenn ich auch die 
Zeitsoldaten berücksichtige, die sich in Berufs­
ausbildung befinden, sodaß dann wirklich der 
harte Kern. der dem Heer zur Verfügung steht, 
übrigbleibt, und diese Zahlen nenne, dann halte 
ich schließlich und endlich bei 6 629 Zeitsoldaten 
mit Ablauf November dieses Jahres. 

Geschätzte Damen und Herren! Nun ein Um­
stand, den meine Fraktion schwer versteht. Wir 
haben seit Einführung des Zeitsoldaten manches 
repariert, vieles verbessert - nicht alles. Wir 
stecken mitten drinnen und haben auch nicht die 
Absicht aufzuhören in unseren Bemühungen um 
eine Besserstellung für diese Kategorie von Solda­
ten. Uns ist bekannt, daß für dieses Jahr 1990 für 
rund 9 200 Zeitsoldaten budgetiert wurde. Nach­
dem dieser Ansatz im Sachaufwand zu finden ist. 
stellen wir jetzt fest, daß im österreichischen Bun­
desheer lediglich eine Zahl von 7 396 mit Ende 
November dienen. Das heißt, es wäre die Mög­
lichkeit gegeben - die Mittel sind vorhanden -, 
die alte Forderung der Zeitsoldaten nach einer 
13. und 14. Prämie, ohne daß dadurch Merkmale 
eines Dienstvertrages auftreten, weil es sich be­
kanntlich um einen außerordentlichen Präsenz­
dienst handelt, aus Mitteln, die für 1990 vorhan­
den sind, auch tatsächlich erfüllen zu können. 

In dieser Frage kommen wir leider nicht weiter, 
und daher nehme ich die Debatte über ein Hee­
resgebührengesetz zum Anlaß. diesen Umstand 
noch einmal zu erwähnen und auch seitens mei­
ner Fraktion eine Lösung in dieser Richtung zu 
fordern. 

Geschätzte Damen und Herren! Es ist mir be­
kannt, daß einer meiner Nachredner - ich neh­
me an, der Wehrsprecher der Freiheitlichen Par­
tei wird das sein, der Kollege Moser - einen Ab­
änderungsantrag zum Antrag 47/A, der hier zur 
Verhandlung steht, einbringen wird. Und zwar 
wünscht er, daß die Möglichkeit, erhöhte Prä­
mien zu zahlen, nicht nur auf den Assistenzein­
satz beschränkt bleiben sollte, sondern daß die 
von mir eingangs auch erwähnten Möglichkeiten 
Einsatz oder auch Katastrophenhilfe miteinbezo­
gen werden sollen. 

Ich anerkenne durchaus diese Forderung, wir 
haben darüber auch schon gesprochen. Ich glaube 
nicht, daß es hier im Hause prinzipielle Wider­
stände dagegen gibt. Ich bitte aber um Verständ­
nis. meine Fraktion kann heute diesem kommen­
den Abänderungsantrag der FPÖ nicht zustim-
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men, weil es unmöglich ist, in dieser kurzen Zeit 
die nötigen Kontakte auch in unserer Fraktion 
mit Klubvorstand, Klubobmann und in der Folge 
auch mit dem Bundesminister für Finanzen her­
zustellen, sodaß wir mit ruhigem Gewissen ja 
dazu sagen könnten, weil auch die Bedeckung ge­
sichert ist. Diese Fragen sind aus unserer Sicht 
noch offen, und daher bitte ich um Verständnis. 
Sosehr ich die Absicht begrüße, eine Zustimmung 
wird heute hiezu von unserer Seite nicht möglich 
sein. 

Geschätzte Damen und Herren! Ich komme 
schon zum Schluß. Ich habe, glaube ich, aufmerk­
sam machen können, daß die Frage Zeitsoldaten 
im Heer eine globale Frage ist. Ich biete seitens 
meiner Fraktion dem neuen Bundesminister jede 
Zusammenarbeit an, um diese entscheidende 
Thematik in den Griff zu bekommen. Aber nicht 
nur in dieser Frage bietet meine Fraktion dieser 
neuen Bundesregierung und hier dem neuen 
Ressortchef Zusammenarbeit an. Ich erlaube mir 
nur anzumerken: Es kann nicht so sein, daß diese 
Zusammenarbeit in eine Art Einbahn ausartet 
und möglicherweise wieder zu Erscheinungen 
führen könnte, wie wir sie in der Vergangenheit 
hatten, nämlich relativ wenig Gesprächsmöglich­
keiten der Wehrsprecher mit dem Bundesmini­
ster. Aber es ist ein neuer Anfang getan, neue 
Personen treten in Aktion, das Angebot gilt. Im 
Interesse der Konsenspolitik für Landesverteidi­
gung, letztendlich auch für die österreichischen 
Sicherheitsbedürfnisse, wird die sozialistische 
Fraktion hier im Hause dem Herrn Bundesmini­
ster jede mögliche Unterstützung angedeihen las­
sen. Im übrigen stimmen wir der Vorlage selbst­
verständlich zu. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei 
der SPÖ lind bei Abgeordneten der Ö VP.) 17 . .J2 

Präsident: Danke dem Herrn Abgeordneten 
Roppert. 

Als nächster zu Wort gelangt Herr Abgeordne­
ter Kraft. Er hat das Wort. 

17.42 

Abgeordneter Kraft (ÖVP): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nahezu 
die gesamte österreichische Bevölkerung kennt 
und akzeptiert den Auftrag des Bundesheeres, die 
Staatsgrenzen zu sichern, also zusammen mit der 
Gendarmerie den illegalen Grenzübertritt einzu­
dämmen. Beinahe drei Viertel der Bevölkerung, 
nämlich 72 Prozent, halten die Sicherung der 
Staatsgrenze auch für eine sinnvolle Aufgabe des 
Bundesheeres. 

Kollege Roppert hat auf die gesetzlichen 
Grundlagen hingewiesen, die einen Einsatz des 
Bundesheeres an den Grenzen möglich und not­
wendig gemacht haben. Wir haben im Sommer 
des heurigen Jahres das Taggeld auf 60 S erhöht 
und haben bei dieser Gelegenheit das Taggeld für 

Soldaten im Einsatz nicht erhöht. Die Aufgabe 
dieses gemeinsamen Antrages der drei Fraktio­
nen, die sich zum Bundesheer bekennen, ist es 
nun, dieses Versäumnis von damals nachzuholen. 
Ich möchte aber auch bei dieser Gelegenheit den 
im Einsatz befindlichen Soldaten an der Grenze 
den Dank meiner Fraktion übermitteln. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Im Zuge des Einsatzes konnte festgestellt wer­
den, daß die Soldaten dort wirklich gute und her­
vorragende Arbeit leisten und ein hohes Maß an 
Mehrdienstleistung erbringen. Es ist daher für 
uns selbstverständlich und verpflichtend, daß wir 
mit einer höheren finanziellen Abgeltung Danke 
sagen. Für den Herrn Finanzminister wird dieses 
"Danke" einen Betrag in der Höhe von etwa 
3 Millionen Schilling monatlich ausmachen. 

Im einzelnen hat Kollege Roppert die Höhen 
jener Beträge genannt, die für Soldaten und ins­
besondere für Zeitsoldaten zur Auszahlung ge­
langen. 

Auch ich möchte bei dieser Gelegenheit ein 
Wort zu den Zeitsoldaten sagen. Wir haben die­
sen Zeitsoldaten vor geraumer Zeit als rechtliche 
Einrichtung installiert. Wir haben wehrrechtliche 
Bestimmungen aufgenommen, aber die sozialen 
und dienstlichen Belange der Zeitsoldaten bisher 
nicht befriedigend und zufriedenstellend erledi­
gen können. Es hat wohl der Amtsvorgänger des 
derzeitigen Verteidigungsministers, Dr. Lichal, 
viele Verbesserungen für die Zeitsoldaten durch­
gesetzt. Wir haben auch seinerzeit auf verschiede­
ne Mißstände und Mängel aufmerksam gemacht 
und gemeint, daß die Einführung der Zeitsolda­
ten eigentlich eine sehr unbefriedigende Lösung, 
eine Ersatzlösung für einzusparende Dienstpo­
sten ist. 

Wir haben seit 1987 eigentlich jedes Jahr, also 
1988 und 1989, die Prämien für diese Zeitsolda­
ten erhöht. Wir haben im Zuge der 
44. ASVG-Novelle die freie Arztwahl für die 
Zeitsoldaten ermöglicht. Wir haben eine Überbe­
lastung der Zeitsoldaten zu verhindern versucht, 
indem wir in einer neuen Zeitordnung Höchstbe­
lastungsgrenzen eingezogen haben. Mit dem 
Wehrrechtsänderungsgesetz 1988 wurde das 
Höchstausmaß der Verpflichtung verlängert, 
nämlich von 10 auf 15 Jahre. Es sind mit den 
Bundesländern Verträge, Staatsverträge abge­
schlossen worden nach Artikel ISa des Bundes­
Verfassungsgesetzes, wonach Zeitsoldaten bei 
Einstellungen bevorzugt sein sollten. 

Unsere alte Forderung nach einem Soldaten­
einstellungsgesetz steht nach wie vor im Raum. 
Die Koalitionsparteien haben sich jetzt dazu be­
kannt, weitere Verbesserungen für die Zeitsolda­
ten in ihrer dienstrechtlichen und sozialen Stei­
lung wieder ins Programm aufzunehmen. Auch 
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ich appelliere - ähnlich wie Kollege Roppert -
hier an den Finanzminister, die finanziellen Vor­
aussetzungen dafür zu schaffen. Es war eigentlich 
ein hartes Ringen, daß wir diesen heutigen Antrag 
beim Finanzministerium schon durchbringen 
konnten. 

Wie gewohnt bei einer Novelle zum Heeresge­
bührengesetz darf ich auch eine alte Forderung 
von mir wieder in Erinnerung rufen, nämlich die 
Freifahrt für Präsenzdiener und Zivildiener. Sie 
soll nach wie vor aufrechtbleiben. Eine kostenlose 
Benützung der öffentlichen Verkehrsmittel wäre 
vielleicht ein Beitrag dazu, daß tödlich ausgehen­
de Unfälle von Soldaten verringert werden. Es 
soll ein Anreiz gegeben werden, daß eben nicht 
das private Fahrzeug, der PKW, verwendet wird, 
sondern öffentliche Verkehrsmittel in Anspruch 
genommen werden, und das insbesondere zu Ver­
kehrsspitzenzeiten. 

Warum dieser Anreiz so notwendig wäre, sehen 
wir, wenn wir uns die Bilanz anschauen, die an­
gibt, daß es 1988 19 tote Präsenzdiener und 1987 
35 tote Soldaten gab, verunglückt auf dem Weg 
von und zur Kaserne. Das Verkehrssicherheits­
programm, das Minister Lichal begonnen hat, ist 
auch in Erinnerung zu rufen, nämlich daß diese 
Maßnahmen fortgesetzt werden. Ich möchte sie 
nicht noch im einzelnen aufzählen. 

Zum Antrag, den der Kollege Moser laut Vor­
information einbringen wird, darf ich auch für 
meine Fraktion sagen, daß ich inhaltlich nicht da­
gegen bin, daß ich aber nicht in der Lage bin, 
heute diesem Antrag zuzustimmen. Ich meine, 
daß wir dieses Anliegen doch noch einmal im 
Landesverteidigungsausschuß diskutieren und 
dann gemeinsam überlegen sollten, wie wir auch 
diesen Bereich abdecken können, daß Soldaten, 
Zeitsoldaten, die für Katastropheneinsätze heran­
gezogen werden, eine entsprechende Abgeltung 
erhalten. 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Der neue Verteidigungsminister sitzt 
erstmals alleine auf der Regierungsbank. Ich 
möchte es nicht verabsäumen, namens meiner 
Fraktion dem neuen Herrn Bundesminister Dr. 
Fasslabend für die schwierige Bewältigung seiner 
vielen Aufgaben viel Glück und vor allem eine 
gute Hand im Interesse der Soldaten und im In­
teresse der österreichischen Landesverteidigung 
zu wünschen. (BeifaLL bei der ÖVP.) 17../9 

Präsident: Als nächster zu Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Moser. Bitte sehr. 

17.50 
Abgeordneter Moser (FPÖ): Sehr geehrter 

Herr Präsidentl Herr Bundesminister! Meine Da­
men und Herren! Meine beiden Vorredner sind 
bereits auf die wesentlichen Punkte der Änderung 

des Heeresgebührengesetzes, die heute beschlos­
sen werden soll, eingegangen und haben auch die 
vielen positiven Aspekte, die sich aus dem laufen­
den Sicherungseinsatz an der ungarisch-österrei­
chisehen Grenze ergeben, hervorgehoben. Ich 
kann mich diesen Ausführungen daher vollinhalt­
lich anschließen und kann sagen, daß die Frei­
heitliche Partei dem vorliegenden Antrag selbst­
verständlich ihre Zustimmung erteilen wird. (Bei­
fall bei der FPÖ.) 

Ich möchte aber trotzdem drei Anmerkungen 
zu dieser Materie machen. 

Punkt eins: Die Monatsprämie für den Zeitsol­
daten gilt nur für den Einsatz nach Wehrgesetz 
§ 2 (1) lit. b, das heißt nur zum Zwecke des Assi­
stenzeinsatzes. Eine derartige Regelung erscheint 
mir absolut unzureichend, weil der Einsatz im 
Rahmen der militärischen Verteidigung nicht be­
rücksichtigt wird, aber auch nicht der Einsatz im 
Rahmen eines Katastrophenfalles. Es ist gerade 
der Einsatz im Katastrophenfall, zu dem sehr 
häufig die Soldaten des Bundesheeres herangezo­
gen werden. Ich darf Sie nur an die Hunderte von 
Stunden erinnern, die Soldaten eingesetzt waren, 
um zum Beispiel im Rahmen von Umweltkata­
strophen zu helfen wie zum Beispiel jüngst bei 
den Sturmschäden in Oberösterreich oder bei 
Vermurungen in anderen Bundesländern und so 
weiter. 

Ich sehe nicht ein, daß diese Soldaten bei einem 
derartigen Einsatz durch den Rost fallen sollen. 
Daher ist es notwendig, daß die Regelung für die 
Einsatzgebühr für Zeitsoldaten auf den gesamten 
Bereich des Einsatzes nach dem Wehrgesetz § 2 
(1) lit. abis c ausgedehnt werden soll. Es ist unse­
re Aufgabe als Parlamentarier, hier vorausschau­
end eine gesetzliche Regelung festzulegen und 
nicht erst dann aktiv zu werden, wenn ein kon­
kreter Anlaßfall vorliegt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich werde daher einen entsprechenden Abän­
derungsantrag einbringen. Ich nehme die Wort­
meldungen und die positive Zustimmung meiner 
beiden Vorredner zur Kenntnis und hoffe, daß 
wir dann auch tatsächlich im Rahmen der Bera­
tungen des Landesverteidigungsausschusses in 
dieser Richtung zu einem positiven Ergebnis 
kommen werden. 

Der Abänderungsantrag lautet wie folgt: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Maser und Genossen zum An­
trag -I7/A der Abgeordnet.en Roppert. Kraft, Maser 
und Genossen betreffend ein Bundesgesetz. mit 
dem das Heeresgebührengeselz 1985 geändert 
wird. in der Fassung des Ausschußberichtes 

Der Nationalrat woLLe beschließen: 
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Der Antrag 47/A in der Fassung des Ausschuß­
berichtes H:ird wie folge geändert: 

In der Ziffer 2 ~1!ird die Bezeichnung " § 2 
Abs. 1 fit. b" durch die neue Bezeichnung ,,§ 2 
Abs. 1 fit. abis c" ersetze. 

Ich darf Sie, meine Damen und Herren Parla­
mentarier, ersuchen, diesem Abänderungsantrag 
die Zustimmung zu erteilen. 

Ich möchte jetzt noch die etwas unrühmliche 
Rolle eies Finanzministers Lacina hervorheben. 
Die Wehrsprecher der drei Parteien hatten sich 
bereits geeinigt auf die Lösung der Anwendung 
dieser Bestimmungen für § 2 Abs. 1 lit. abis c. Es 
war einer Intervention des Finanzministers Laci­
na zuzuschreiben, daß es nicht zu dieser Rege­
lung gekommen ist. Das bedaure ich außeror­
dentlich, es sollte und es muß hier in diesem Ho­
hen Hause auch festgehalten werden. 

Zweiter Punkt aus unserer Sicht. Diese Abgel­
tung gilt nicht als Abgeltung für die Erschwernis­
se und für das höhere Risiko, das Soldaten bei 
einem derartigen Einsatz zu tragen haben. Es ist 
nicht ausschließlich die Abgeltung der Mehr­
dienstleistung. Diese Vergütung der Mehrdienst­
leistung, die die Zeitsoldaten zu erbringen haben 
- wie jetzt im konkreten Einsatzfall -, wird 
noch gesondert zu regeln sein, wie überhaupt die 
Gesamtproblematik der Abgeltung der Mehrlei­
stung der Zeitsoldaten einer Neuregelung bedarf. 
weil die geltenden Bestimmungen absolut unzu­
reichend sind. 

Herr Abgeordneter Roppert hat schon darauf 
hingewiesen, daß die Soldaten aufgrund der Aus­
bildungserfordernisse einen sehr hohen Anteil an 
Überstunden haben. Wenn das nur durch Zeit­
ausgleich abgegolten werden kann, dann führt das 
dazu, daß sie zur Ausbildung nicht mehr zur Ver­
fügung stehen, daß die Ausbildung nicht mehr in 
der notwendigen Qualität durchgeführt werden 
kann. Dann haben wir all die Probleme, mit de­
nen wir ja konfrontiert sind. 

Aber was ganz besonders gravierend ist: Wir 
sind dabei. hier zwei verschiedene Arten von Ka­
derpersonal aufzubauen, weil Mehrdienstleistun­
gen des beamteten Kaderpersonals nach anderen 
Bestimmungen und nach anderen Kriterien abge­
golten werden. Das heißt, bei gleichem Dienst­
grad, bei gleicher Leistung, bei gleichem Einsatz 
wird die Mehrdienstleistung unterschiedlich abge­
golten. Das ist ungerecht, meine Damen und Her­
ren, und so darf es und soll es nicht weitergehen. 
Hier sind Regelungen, hier sind Änderungen u.':d 
Verbesserungen notwendig. (Beifall bei der FPO.) 

Um Ihnen das Ganze ein wenig plausibel zu 
machen, darf ich Ihnen aus einem Brief. den mir 
ein Zeitsoldatoffizier geschrieben hat, der im Ein-

satz an der Staatsgrenze war, vorlesen. - Ich zi­
tiere daraus: 

"Im mir bekannten Bereich des Assistenzbatail­
lons Nord wurde von den Zeitsoldaten der 
9. Panzergrenadierbrigade" - natürlich: meinem 
früheren Verband - "in den ersten vier Wochen 
des Einsatzes eine durchschnittliche Mehrleistung 
von 500 Stunden erbracht. Während die Über­
stundenabgeltung für Beamte für diesen Zeit­
raum bis zu etwa 50 000 S beträgt, wurde die 
Zeitordnung für Zeitsoldaten nachträglich aufge­
hoben und die erbrachte Mehrleistung durch eine 
soziale Beihilfe abgegolten, wobei der Schlüssel 
für Chargen, Unteroffiziere und Offiziere jeweils 
2 000 S. 2 300 Sund 2 700 S je Woche beträgt. 
Diese Abgeltung ergibt somit einen Satz von 16 S 
bis 21 S je Stunde. Vor allem im Hinblick auf das 
,Jahr des glücklichen Soldaten'" - das ja der frü­
here Minister Lichal ausgerufen hat und das bei 
Gott nicht als glückliches Jahr anzusehen war -
"empfanden alle Zeitsoldaten diese Vorgangswei­
se als eine regelrechte Verhöhnung. Dementspre­
chend wirkt sich diese Regelung auf die ohnedies 
angeschlagene Motivation aller aus. und einige 
zogen daraus bereits die Konsequenzen." 

Das ist die Situation aufgrund einer absolut un­
befriedigenden und unzureichenden Regelung im 
Bereich der Abgeltung von Mehrleistungen für 
die Soldaten. 

Meine Damen und Herren! Wenn man das ver­
gleicht. dann heißt das, daß der beamtete Kader 
für dieselbe Leistung bis zum Dreifachen be­
kommt. So darf es nicht weitergehen. denn das 
führt zu sozialen Spannungen innerhalb der Ein­
heiten, das führt auch zu negativen Auswirkun­
gen auf die Grundwehrdiener. Es ist daher kein 
Wunder, wenn das Bundesheer ein entsprechend 
schlechtes Image hat oder es zu einem gravieren­
den Abgang von Zeitsoldaten kommt, die auch 
der Herr Kollege Roppert bereits angeführt hat. 

Es wird daher notwendig sein - ich darf die 
Bereitschaft der Vertreter der beiden anderen 
Fraktionen hier aufnehmen -, diese Problematik 
weiter zu beraten und sie einer mit dem Verteidi­
gungsressort abgestimmten ordentlichen und 
brauchbaren Lösung zuzuführen. 

Dritter und letzter Punkt. Meine Damen und 
Herren! Man hört, daß daran gedacht ist. die An­
zahl der eingesetzten Truppen während der 
Weihnachtszeit zu reduzieren, das heißt, es soll 
der Grenzeinsatz nur mehr in verdünnter Form 
durchgeführt werden. 

Meine Damen und Herren! Ich halte eine der­
artige Vorgangsweise für absolut unverantwort­
lich und für nicht vertretbar. Die Bevölkerung in 
diesem Raum hat ein Anrecht darauf, daß auch 
die Weihnachtsfeiertage in Sicherheit und Ruhe 

7. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)78 von 83

www.parlament.gv.at



394 Nationalrat XVIII. GP - 7. Sitzung - 18. Dezember 1990 

Moser 

verbracht werden können. Es muß auch in einer 
Zeit wie der Weihnachtszeit Aufgabe des Bundes­
heeres sein, diesen Auftrag entsprechend wahrzu­
nehmen. Da darf es keine wie auch immer gearte­
ten anderen Gründe geben, um die Anzahl der 
Soldaten zu reduzieren. 

Meine Damen und Herren! Die Schlepperorga­
nisationen und auch die Wirtschaftsflüchtlinge 
warten bereits darauf, daß sich das Bundesheer 
zurückzieht, sodaß es, wenn das tatsächlich der 
Fall wäre, wieder zu einem vermehrten Aufkom­
men von Flüchtlingen aus dem Osten kommen 
würde. Das soll und das darf nicht sein! 

Ich möchte daher von dieser Stelle aus - das ist 
wirklich angebracht - den Soldaten, die bisher 
an der Grenze im Einsatz waren, und denjenigen, 
die während der Weihnachtszeit dort sein werden. 
unseren Dank für die erbrachte Leistung ausspre­
chen. Es war eine gute Leistung. Ich glaube, daß 
dieser Dank und diese Anerkennung gerechtfer­
tigt sind. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich komme jetzt zum Schluß. Ich habe bereits 
erwähnt, daß die Freiheitliche Partei dem vorlie­
genden Antrag zustimmen wird. Ich darf Sie noch 
einmal ersuchen, unseren Abänderungsantrag zu 
unterstützen. Ich kann Ihnen versichern, daß wir 
gerade im Zusammenhang mit der notwendigen 
Regelung der Verbesserung für den Zeitsoldaten 
alles daransetzen werden, um zu sinnvollen Lö­
sungen zu kommen. - Ich danke schön. (Beifall 
bei der FPÖ.) 18.00 

Präsident: Der soeben eingebrachte und verle­
sene Abänderungsantrag ist genügend unterstützt 
und steht daher mit in Verhandlung. 

Der nächste Redner ist Abgeordneter Harald 
Hofmann. Er hat das Wort. 

18.()() 
Abgeordneter Hofmann (SPÖ): Herr Präsi­

dent! Herr Minister! Meine Damen und Herren! 
Ich muß eines gleich bei meinem Vorredner klar­
stellen, weil er Finanzminister Lacina hinsichtlich 
der ursprünglichen teilweisen Ablehnung ange­
griffen hat: Herr Kollege Moser! Es ist nicht die 
Schuld des Finanzministers Lacina gewesen, son­
dern in den Koordinationsgesprächen mit Staats­
sekretär Stummvoll war zuerst immer nur von 
den Grundwehrdienern die Rede, die diese Ent­
schädigung erhalten sollen. Erst später sind dann 
plötzlich die anderen Bereiche aufgetaucht. Und 
daß ein Finanzminister, der plötzlich mit solchen 
Summen konfrontiert wird, von denen er vorher 
nichts gewußt hat, vorsichtig wird, ist verständ­
lich. Also es lag in der Problematik der Koordi­
nierungsgespräche. 

Noch etwas möchte ich hier betonen - und der 
neue Minister kann da sicherlich nichts dafür -: 
Sie, Kollege Moser, haben ein bißchen die Proble-

matik angezogen, daß während der Weihriachts­
feiertage die Präsenz des Bundesheeres an der 
Grenze verdünnt werden soll. Tatsache ist, daß 
sehr großer Unmut darüber herrscht, daß jene 
Soldaten, die trotzdem nicht abgezogen werden 
können. sowohl über Weihnachten als auch über 
Neujahr Dienst machen müssen. Ich glaube, es 
hätte sich ohne weiteres organisieren lassen, daß 
ein Teil die Weihnachtsfeiertage über und der an­
dere Teil dann zu Silvester und Neujahr Dienst an 
der Grenze macht. So hätte zumindest immer ein 
Teil die Feiertage genießen können. 

Herr Minister! Mein Kollege Roppert hat schon 
erwähnt, daß wir zur Zusammenarbeit bereit 
sind. Sie haben ein eher schweres Amt übernom­
men, obwohl gerade heute, in der Jetztzeit, glau­
be ich, niemand mehr an der Notwendigkeit des 
Bundesheeres zweifelt und jeder Österreicher, 
der einigermaßen ernsthaft und realistisch denkt, 
der Meinung ist, daß wir in den unruhigen Zeiten, 
in denen sich Krisen in unseren Nachbarstaaten 
abzeichnen, einen starken Grenzschutz brauchen, 
daß ein gutes Bundesheer mit entsprechenden 
Grenzschutzmöglichkeiten notwendig ist. Aber in 
der Vergangenheit. unter Ihrem Vorgänger, war 
es eben so, daß das Bundesheer zwar anscheinend 
intern weniger Diskussionen gehabt hat. Zumin­
dest hat man die Diskussionen nach außen nicht 
so vernommen, denn wir wurden ja von Ihrem 
Vorgänger von den Soldaten, von den Offizieren 
sehr gut abgeschirmt. Wir haben als Gesprächs­
partner immer nur sozusagen den Generalstab 
gehabt, und dieser dürfte uns, wie ich dann in 
Gesprächen mit Soldaten und mit Milizoffizieren 
erfahren habe, nicht immer die volle Wahrheit 
über den tatsächlichen Zustand und über die Zu­
friedenheit gesagt haben. (Abg. Dr. Ne iss e r: 
Du Armer.') 

Aber insgesamt hat das Bundesheer in der letz­
ten Zeit ... (Abg. Kr a f t: Da sind Sie nicht in die 
Kasernen gegangen.') Herr Kollege Kraft! Ich habe 
zum Beispiel beim letzten Mühlviertler Manöver 
beim Gefechtsstand im Lungau mit den Offizie­
ren gesprochen, und es war erschütternd, was mir 
die Milizoffiziere tatsächlich gesagt haben. (Abg. 
K r a f l: Nienwnd hal Sie gehindert. dorthin zu ge­
hen.') Sie haben wörtlich gesagt: Euch lügt der 
Generalstab regelrecht an! Er sagt euch nicht die 
Wahrheit! - Das ist eine Tatsache. Wahrschein­
lich kommen Sie nicht zu den richtigen Soldaten, 
sondern nur zu den Goldbetreßten, nehme ich an. 

Aber wie auch immer, in der Bevölkerung hat 
das Bundesheer gesellschaftlich sehr gelitten, und 
es ist eine Aufgabe des neuen Ministers, eine 
schöne Aufgabe, glaube ich, das gute Image wie­
derherzustellen und das Bundesheer wieder zu 
dem zu machen, was es für uns Österreicher sein 
soll. Und wenn Herr Minister Lichal das "Jahr des 
glücklichen Soldaten" kreiert hat: Die amtlichen 
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Zahlen sprechen eine andere Sprache, und zwar 
besonders was das heurige Jahr betrifft. Wenn zu 
Beginn des Jahres 8 242 Zeitsoldaten beim Bun­
des heer waren und im November nur noch 
7 396 Zeitsoldaten, dann muß ich sagen, es dürf­
ten anscheinend rund 900 Zeitsoldaten nicht be­
sonders glücklich gewesen sein mit der derzeiti­
gen Form des Bundesheeres. 

Es wird daher Aufgabe sein, diesbezüglich Bes­
serstellungen vorzunehmen. (RlIf bei der ÖVP: 
Da gibt es andere Gründe.') Gerade der heutige 
Beschluß bedeutet zwar eine Besserstellung der 
Zeitsoldaten, aber wir sind noch weit davon ent­
fernt, Ungerechtigkeiten ausgeräumt zu haben. 
Die Überstundenproblematik ist schon angespro­
chen worden. Ich denke nur daran. vor wie langer 
Zeit Minister Lichal schon versprochen hat. er 
würde dafür Sorge tragen, daß die Zeitsoldaten 
rechtzeitig erfahren, wie weit ihre Übernahme­
möglichkeit gegeben ist, wie weit sich ihr weiterer 
Berufsweg abzeichnet. Bis jetzt ist nichts derglei­
chen geschehen. 

Und das Problem ist, daß zurzeit so viele Zeit­
soldaten - wenn Sie, wie Sie sagen, so sehr in den 
Kasernen "zu Hause" sind, werden Ihnen das ja 
die Kommandanten erzählen (Abg. Kr alt: Der 
Lichal hat die Zeitsoldaten nicht erfunden, er hat 
sie geerbT.' Das habe ich immer wieder gesagt.') -, 
weil sie keine Hoffnung sehen, davonlaufen. Un­
sere Aufgabe wird es daher sein müssen, gemein­
sam Wege zu finden, daß wir diesen jungen Män­
nern nicht die Hoffnung nehmen, beim Heer die­
nen zu können, daß diese jungen Männer wieder 
mit einer gewissen Zukunftshoffnung ihren 
Dienst versehen. Dann werden wir nicht nur den 
Stand der Mannschaft erhalten, sondern auch 
neue Zeitsoldaten bekommen können. 

Es ist so, daß in nächster Zeit, Herr Minister. 
auch betreffend die Ausrüstung sicherlich viel ge­
tan werden muß. Ich glaube, wir brauchen sicher­
lich keine sündteuren Transportflugzeuge, nach­
dem das Heer ja seine derzeitigen Fluggeräte 
nicht in die Luft bringt. Aber es gibt viele öster­
reichische Ausrüstungsgegenstände, die beim 
Heer - das sagen die Kommandanten - sehr 
wohl notwendig wären. Mit dem Überschuß, der 
heuer gegeben wäre, beziehungsweise mit dem, 
was heuer nicht verbraucht worden ist vom Hee­
resbudget, ließe sich schon einiges machen. 

Ich denke nur daran, daß in unserem Heer 
Splitterschutzwesten, die jede moderne Armee 
hat und die besonders für den Grenzschutz sinn­
voll wären, weitgehend fehlen. Man müßte diese 
Einheiten damit ausrüsten. 

Wir haben ein österreichisches Helmerzeugnis, 
einen leichten Kunststoffhelm, der. wie mir die 
Kommandanten sagen, bei Schießübungen auch 
bestens als Gehörschutz dienen könnte. 

Es wird immer wieder gesagt - man braucht es 
eigentlich gar nicht erst zu erwähnen -, wie sehr 
die Notwendigkeit gegeben ist, unsere Kasernen 
den modernen Standards anzupassen. Die Gelder 
könnten da gut angelegt werden, an statt vielleicht 
sinnlose Geräte anzuschaffen. 

Wenn in der jüngsten Ausgabe der Milizzeit­
schrift "Impuls" im Zusammenhang mit den 
Grenzpatrouillen der Wunsch nach dem steiri­
schen Radschützenpanzer "Pandur" wach wird, 
dann muß ich dazu eines sagen: Das ist solch eine 
Fehlleistung der Vergangenheit, denn um das 
gleiche Geld, mit dem die Saurer-Schützenpanzer 
kampfwertgesteigert wurden, hätten wir das ge­
samte Bundesheer mit den neuen Steyr-Panzern 
"Pandur" ausrüsten können. Sie, Herr Kollege 
Kraft, werden wissen, daß das neue Gerät um kei­
nen Schilling mehr gekostet hätte, als das alte Ge­
rümpel zu modernisieren. Stimmt es? (Abg. 
K r alt: Na ja.' - Abg. B II r g s ta LI e r: Zum 
DRAKEN fällt dir nichts ein?) Ich bin ja nicht aus 
der Steiermark. Damit werden Sie bei den Land­
tagswahlen, wie ich höre, fertig werden müssen. 

Da Sie sich als Privatmanager in den ersten In­
terviews, die ich gelesen habe, sehr für Privatisie­
rungsbestrebungen und so weiter ausgesprochen 
haben, muß ich sagen: Das wäre im Zuge der 
Bundesheerreform vielleicht eine Anregung. Die 
Militärs beziehungsweise die Offiziere haben bis 
dato bei den Beschaffungsvorgängen im Bundes­
heer nicht besonders glücklich agiert. Ich glaube, 
es wäre unter Umständen nicht einmal ein Wag­
nis, sondern eine gute Tat für das Bundesheer, die 
Beschaffung aus dem Offiziersbereich auszuglie­
dern und einen privaten Manager damit zu be­
trauen. Ich glaube, von der Effizienz her, von der 
Verwendung der Geldmittel her (Zwischenruf des 
Abg. Mo s e r) wäre das viel attraktiver und wahr­
scheinlich auch wirkungsvoller als die derzeitige 
Form, wo anscheinend aufgrund mangelnder Ko­
ordination und mangelnder Gesprächsbereit­
schaft der zuständigen Abteilungen gar nicht so 
wenige Flops in der Vergangenheit passiert sind. 

Herr Minister! Ich möchte jetzt abschließen, 
weil ich nicht zuviel Zeit beanspruchen will. Es 
gibt viele Aufgaben: Mehr Attraktivität für die 
Zeitsoldaten, mehr Attraktivität für die Jungmän­
nel', bessere Beschaffungsvorgänge, effizientere 
Verwaltung der Heeresmittel. Unsere Hand ha­
ben Sie! Ich glaube. gemeinsam können wir viel 
schaffen. Ihr Vorgänger hat uns Abgeordnete ja 
weitgehend sogar von den Kontakten mit den Of­
fizieren ausgesperrt. Ich hoffe. daß das in Zu­
kunft besser wird. (Abg. Kr alt: Das ist wirkLich 
nicht 'vvallr.') 

Kollege Kraft! Wir haben nie mehr eine Einla­
dung zu einem Manöver bekommen. Vielleicht 
haben Sie eine "Protektionseinladung" gehabt! Es 
gab kaum Einladungen zu Gesprächen im größe-
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ren Rahmen. (Abg. Kr af t: Es hat Sie niemand 
gehindert, Kontakt mit den Soldaten aufzunehmen.' 
Auch Lichal hat Sie nicht gehindert.') Das habe ich 
ja Gott sei Dank getan. Darum bin ich auch dar­
aufgekommen, daß die Stimmung in der Truppe 
im Gegensatz zu dem, was uns der Generalstab 
immer vorgespiegelt hat, wesentlich schlechter 
ist. Ich glaube, da müssen wir ansetzen. Gemein­
sam mit einem neuen Minister werden wir das 
auch schaffen. 

In diesem Sinne hoffe ich auf gute Zusammen­
arbeit und begrüße das neue Gesetz. das ein wei­
terer kleiner Schritt ist, die Situation der Zeitsol­
daten zu verbessern. (Beifall bei der SPÖ.) /S./IJ 

Präsident: Ich danke dem Herrn Abgeordne­
ten. 

Als nächster gelangt Kollege Ing. Schwärzler zu 
Wort. 

i8./1! 
Abgeordneter Ing. Schwärzler (ÖVP): Sehr ge­

ehrter Herr Bundesminister! Herr Präsident! Ho­
hes Haus! Ich möchte eingangs zu den Ausfüh­
rungen meiner Vorredner etwas sagen. 

Herr Abgeordneter Hofmann! Wenn Sie her­
ausgehen und sagen: Wir haben vom bisherigen 
Minister nicht immer die volle Wahrheit erfah­
ren!, so fordere ich Sie auf. herauszugehen und zu 
sagen, in welchem Punkt Sie nicht die volle 
Wahrheit erfahren haben. Das verlange ich von 
einem Abgeordneten in diesem Haus, wenn er ei­
nen Minister bezichtigt. nicht die Wahrheit gesagt 
zu haben, daß er auch konkret sagt, wo er nicht 
die Wahrheit gesagt hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zum zweiten. Wenn Herr Abgeordneter Hof­
mann sagt, er wünsche dem künftigen Minister, 
daß es ihm gelingen möge, das Image des Bundes­
heeres wiederherzustellen, so stellt sich die Frage, 
wer das Image des Bundesheeres angekratzt hat, 
wer die Verantwortung für dieses Image des Bun­
desheeres trägt, wer das Bundesheer imf!ler wie­
der in Frage gestellt hat, außer der SPO. (Abg. 
Wo l f: Wieso hat man den Minister ausgewech­
selt?) 

Und zum dritten. Abgeordneter Wolf, zur Fra­
ge der Zeit~oldaten. Heute gehen die Abgeordne­
ten der SPO hier heraus und diskutieren und be­
jammern die Situation. daß die Zeitsoldaten vom 
Bundesheer weggehen. Es ist nicht nur eine fi­
nanzielle Frage, sondern es ist vor allem auch 
eine Frage des Images des Bundesheeres. Und wir 
tragen sehr viel Verantwortung dafür, daß die 
Zeitsoldaten nicht mehr bereit sind, beim Bun­
desheer zu bleiben. (Beifall bei der ÖVP.) . 

Ich bin der Meinung, daß es Aufgabe des Ver­
teidigungsausschusses ist, in nächster Zeit dar­
über zu diskutieren und es zu beschließen. daß 

Präsenzdiener, die im Katastropheneinsatz tätig 
sind, ebenfalls ein höheres Taggeld bekommen. 
Wenn das derzeit vom Finanzminister abgelehnt 
wird, so bitte ich die Abgeordneten der SPÖ, da­
für zu sorgen beziehungsweise auf den Finanzmi­
nister einzuwirken. daß er ja dazu sagt, daß auch 
jene Präsenzdiener, die im Katastrophenfall für 
die Bevölkerung im Einsatz sind, einen Anspruch 
haben und ein höheres Taggeld bekommen. 

Wenn das Bundesheer vom Innenminister für 
den Grenzschutz im Burgenland angefordert 
wurde, so, glaube ich, muß man auch offen sagen, 
daß man gleichzeitig auch darüber diskutieren 
hätte müssen und es vor allem auch die Sorge des 
Innenministers hätte sein müssen. für die Grenz­
soldaten eine gute Unterkunft bereitzustellen. 
Wie wir aus Medienberichten und vor allem auch 
aus Berichten des Bundesheeres und der Solda­
ten, die im Einsatz waren, wissen. haben sie viel­
fach nicht entsprechende Unterkünfte gehabt und 
haben zum Teil in selbstgebastelten Bretterhütten 
gewohnt. 

Ich glaube, wenn wir von diesem Zeitsoldaten, 
vom Präsenzdiener erwarten, daß er einen ent­
sprechenden Einsatz leistet, ist es unsere Aufga­
be, unsere Verantwortung, diesem Präsenzdiener 
auch jene Unterkunft zur Verfügung zu stellen, 
die er für den Einsatz verdient. 

Ich glaube auch. daß wir in Zukunft in diesem 
Bereich noch wesentlich mehr tun müssen. Hier 
sehe ich eine gemeinsame Verantwortung, in Zu­
kunft nicht nur über das Geld zu reden, sondern 
dem Bundesheer beziehungsweise dem Präsenz­
diener vor allem auch die moralische Unterstütz­
tung zu geben, in diesem Staate zu dienen. -
Danke schön. (BeifaLL bei der ÖVP.) 18.14 

Präsident: Zum Wort gelangt der Herr Bundes­
minister. 

18./4 

Bundesminister für Landesverteidigung Dr. 
Fasslabend: Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes 
Haus! Ich möchte ganz kurz einige Antworten auf 
aufgeworfene Fragen geben, soweit sie nicht 
durch die Diskussion bereits erledigt wurden: 

1. Es ist nicht daran gedacht, den Bestand der 
Zeitsoldaten während der Feiertage zu "verdün­
nen". 

2. Ich sehe die Problematik der Feiertagslö­
sung. das heißt des Einsatzes sowohl über die 
Weihnachtsfeiertage als auch über Silvester und 
Neujahr, ebenso wie Sie, und ich habe bereits un­
mittelbar nach meiner Angelobung Auftrag gege­
ben, zu überprüfen, ob diese Fragen noch einmal 
aufgerollt und einer anderen Li?sung zugeführt 
werden können. (Beifall bei der OVP und bei Ab­
geordneten der SPÖ.) 
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Ich möchte Ihnen auch mitteilen: Das vielfach 
angesprochene Problem der geringen Bezahlung 
wird im Zuge einer Änderung der Heeresgebüh­
renordnung insgesamt behandelt werden. 

Darüber hinaus kann ich bereits jetzt ankündi­
gen, daß eine umfassende Diskussion über den 
Status der Zeitsoldaten in der jetzigen Form ins­
gesamt stattfinden wird, weil ich glaube, daß eini­
ge Verbesserungen notwendig sind. - Das zum 
sachlichen Teil. 

Vielleicht noch einige Bemerkungen zum An­
gebot auf Zusammenarbeit, das von den Wehr­
sprechern der einzelnen Fraktionen beziehungs­
weise von einzelnen Rednern gekommen ist. 

Ich möchte dem Abgeordneten Roppert und 
dem Abgeordneten Moser eines sagen: Ich nehme 
das Angebot zur Zusammenarbeit sehr. sehr ger­
ne an. Und Sie können sicher sein, das wird keine 
Einbahnstraße sein, weil Zusammenarbeit gerade 
in dieser Beziehung für mich nicht eine Frage der 
Zweckmäßigkeit ist, sondern eine Frage der inne­
ren Einstellung und weil ich davon überzeugt bin, 
daß Heeresangelegenheiten ebenso wie die Au­
ßenpolitik weitestgehend aus dem Parteienstreit 
herausgeführt werden sollen. (Beifall bei der ÖVP 
lind bei Abgeordneten der SPÖ lind der FPÖ.) 

Ich werde daher von mir aus diese Zusammen­
arbeit suchen und ersuche auch Sie, diese Zusam­
menarbeit von Ihnen aus anzugehen und anzu­
streben. Und ich verspreche Ihnen: Es wird auf 
eine ganz unkonventionelle Art und Weise sein, 
nicht an Termine gebunden, sondern immer 
dann, wenn Sie das Bedürfnis haben, sollten Sie 
mich darauf ansprechen. 

Für mich ist das deshalb besonders wichtig, weil 
es nicht nur um die österreichische Sicherheit 
geht, sondern weil das Heeresministerium, das 
Bundesministerium für Landesverteidigung, auch 
die Hälfte der Zahl unserer jungen Menschen in 
seinem "Gewahrsam" - unter Anführungszei­
chen - hat, weil es sie betreut. Ich glaube daher, 
daß neben den Fragen der Sicherheit und der Mo­
tivation selbstverständlich auch berücksichtigt 
werden muß, daß bei diesem Bundesheer auch 
Möglichkeiten geschaffen werden sollen, daß der 
einzelne Heeresangehörige in Zukunft seine Nei­
gungen, seine Fähigkeiten, seine Eigenschaften 
weiterentwickelt. (Be.ifaLl bei der ÖVP und bei 
Abgeordneten der SPO.) 

Ich glaube, daß wir gemeinsam viele Ansätze in 
diese Richtung starten können, und ich bin für 
jede Anregung dankbar. 

Ich kann Ihnen sagen: Ich habe in den wenigen 
Stunden, seit ich der zuständige Ressortminister 
bin, festgestellt, daß die Zahl der Probleme grö­
ßer ist, als man von außen her nur annähernd 

annehmen kann. Aber ich gehe mit großer Freu­
de an die Arbeit. Und wenn ich Ihre Unterstüt­
zung habe, dann bin ich auch sicher, daß wir sehr 
viel zustande bringen werden. (Beifall bei der 
ÖVP ll/ld bei Abgeordneten der SPÖ und der 
FPÖ.) 18.18 

Präsident: Ich danke dem Herrn Bundesmini­
ster. 

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die De­
batte ist geschlossen. 

Da der Herr Berichterstatter auf ein Schluß­
wort verzichtet, kommen wir sogleich zu den 
A b s tim m u n gen. 

Ich lasse jetzt über den Gesetzentwurf samt Ti­
tel und Eingang in 27 der Beilagen abstimmen. 

Die Abgeordneten Moser und Genossen haben 
einen Abänderungsantrag betreffend Ziffer 2 ein­
gebracht. 

Ich lasse daher zunächst über diesen Teil des 
Gesetzentwurfes in der Fassung des Abände­
rungsantrages der Abgeordneten Moser und Ge­
nossen abstimmen und bitte jene Damen und 
Herren, die dafür eintreten, um ein Zeichen. -
Das ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Wir kommen sogleich zur Abstimmung über 
Ziffer 2 in der Fassung des Ausschußberichtes. 
Ich ersuche jene Damen und Herren, die dafür 
sind, um ein zustimmendes Zeichen. - Danke. 
Das ist mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die 
restlichen, noch nicht abgestimmten Teile des Ge­
setzentwurfes samt Titel und Eingang in der Fas­
sung des Ausschußberichtes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen 
Teilen des Gesetzentwurfes samt Titel und Ein­
gang in der Fassung des Ausschußberichtes ihre 
Zustimmung geben, um ein bejahendes Zeichen. 
- Dies ist mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die auch in 
dritter Lesung für den vorliegenden Gesetzent­
wurf stimmen, um ein Zeichen der Zustimmung. 
- Das ist gleichfalls mit M ehr he i t beschlos­
sen. Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung a n gen 0 m m e n. 

Die heutige Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe bekannt, daß 

die Regierungsvorlage Bundesgesetz, mit dem 
das Bundesministeriengesetz geändert wird, 
36 der Beilagen, 

eingelangt ist. 
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Präsident 

Ferner sind in der heutigen Sitzung die Selb­
ständigen Anträge 49/A und SOfA eingebracht 
worden. 

Weiters sind die Anfragen 17S/J bis 191/J ein­
gelangt. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates be­
rufe ich für morgen, Mittwoch, den 19. Dezem­
ber 1990, 9 Uhr ein. 

Die Tagesordnung, die bereits vergangene Wo­
che avisiert wurde, wird auf schriftlichem Wege 
bekanntgegeben werden. 

In der morgigen Sitzung findet keine F rage­
stunde statt. 

Die jetzige Sitzung ist ge sc h los sen. 

Schluß der Sitzung: 18 Uhr 21 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 90 1116 

7. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 83 von 83

www.parlament.gv.at




